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Die vorliegende Arbeitshilfe „Nachhaltiges Konversionsflächenmanagement“ ist Ergebnis 

des Forschungsprojektes „Konversionsflächenmanagement zur nachhaltigen Wiedernut-

zung freigegebener militärischer Liegenschaften“ (REFINA-KoM), das in zwei Bearbei-

tungsphasen von 2007 bis 2011 im Rahmen des Forschungsprogramms „Reduzierung 

der Flächeninanspruchnahme und nachhaltiges Flächenmanagement“ (REFINA) vom 

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und vom Projektträger 

Jülich (PTJ) und dem Deutschen Institut für Urbanistik (difu) begleitet wurde. Die Leitung 

des Projektes oblag Prof. Dr.-Ing. Christian Jacoby im Institut für Verkehrswesen und 

Raumplanung an der Universität der Bundeswehr München. 

 

Das Konversionsbüro im Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Lan-

des Schleswig-Holstein war in der dreijährigen Durchführungsphase als Verbundpartner 

am Projekt beteiligt, das Planungsbüro FIRU mbH (Forschungs- und Informations-

Gesellschaft für Fach- und Rechtsfragen der Raum- und Umweltplanung) Niederlassung 

Berlin sowie die Leitung der Abteilung Zentrales Altlastenmanagement der Bundesanstalt 

für Immobilienaufgaben in Berlin über den gesamten Projektzeitraum als Forschungs-

partner. 

 

Die Arbeitshilfe wurde weiterhin in Zusammenarbeit mit dem Innenministerium des Lan-

des Schleswig-Holstein, dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räu-

me des Landes Schleswig-Holstein, der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, den in 

Schleswig-Holstein wirkenden Regionalmanagern Konversion der Entwicklungsgesell-

schaft Brunsbüttel mbH (egeb), der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Nordfriesland mbH 

und der Wirtschaftsförderungs- und Regionalentwicklungsgesellschaft Flens-

burg / Schleswig mbH (WIREG) sowie den schleswig-holsteinischen Konversionskom-

munen Breitenburg, Glückstadt, Eggebek, Enge-Sande, Hohenlockstedt, Idstedt, 

Kappeln, Kellinghusen, Kropp, List, Rendsburg, Süderlügum und Tarp entwickelt.  

 

Die Verantwortung für die Inhalte der Arbeitshilfe liegt allein bei den Autoren. Die Arbeits-

hilfe wurde mit großer Sorgfalt erstellt, eine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

kann jedoch nicht übernommen werden. Für die Inhalte fremder Internetangebote sind 

die Autoren nicht verantwortlich. 
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Einleitung 

 

 

Nachdem die zweite und dritte Welle von Standortschließungen bisher militärisch genutz-

ter Liegenschaften in der Nachkriegszeit, die auf Stationierungskonzepte des Bundesver-

teidigungsministeriums aus den Jahren 2001 und 2004 zurückgehen, bereits erhebliche 

Anstrengungen für eine erfolgreiche Überführung der Flächen in eine zivile Folgenutzung 

notwendig werden ließen, stehen die Länder, vor allem aber die betroffenen Regionen, 

Städte und Gemeinden derzeit vor einer vierten Konversionswelle mit weitergehenden 

Herausforderungen an ein nachhaltiges Konversionsflächenmanagement. So ist vor dem 

Hintergrund der aktuellen Strukturreform der Bundeswehr, die durch eine deutliche Trup-

penreduzierung und den Übergang zu einer Freiwilligenarmee geprägt ist, für den Herbst 

2011 ein neues Stationierungskonzept angekündigt, welches aller Voraussicht nach mit 

umfangreichen Standortschließungen verbunden sein wird. 

 

Zentrale Aufgabe der Militärflächenkonversion ist eine möglichst zügige zivile Wiedernut-

zung von aufgegebenen militärischen Liegenschaften, um einerseits ihre negativen struk-

turellen Auswirkungen auf die Wirtschaftsstruktur in den betroffenen Räumen abzufedern 

bzw. auszugleichen und andererseits ihre Chancen für eine nachhaltige, flächensparende 

Siedlungsentwicklung zu nutzen. Der Bund als Eigentümer der militärischen Liegenschaf-

ten hat vor allem ein Interesse daran, nicht mehr benötigte Flächen so rasch wie möglich 

an interessierte Investoren zum jeweiligen Verkehrswert zu veräußern, während die Län-

der zusammen mit den betroffenen Regionen, Städten und Gemeinden vor allem bestrebt 

sind, die negativen strukturellen Effekte der Militärflächenkonversion durch eine zivile 

Nachnutzung der Flächen zu mindern bzw. zu kompensieren.  

 

Seit der Herausgabe der „Arbeitshilfe Konversion“ der Bauministerkonferenz der Länder 

(ARGEBAU) im Jahre 2002 haben sich die rechtlichen, ökonomischen und institutionellen 

Rahmenbedingungen erheblich verändert. Neben einem weiterentwickelten Baupla-

nungs- und Umweltrecht sowie einem verschärften Vergaberecht sind hier die überwie-

gende Sättigung regionaler Immobilienmärkte in Verbindung mit dem demografischen 

Wandel und die problematische Entwicklung der öffentlichen Finanzen, speziell der 

kommunalen Haushalte, zu nennen. Neben solchen Risiken ergeben sich auch neue 

Chancen für die Militärflächenkonversion im Bereich der erneuerbaren Energien und 

sonstiger Sondernutzungen bis hin zum Naturschutz. In Regionen mit zusätzlichem Bau-

landbedarf kann die zivile Nachnutzung militärischer Liegenschaften nicht zuletzt einen 

wichtigen Beitrag zur Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungszwe-

cke und damit zur Verwirklichung des „30 ha – Ziels“ der Bundesregierung leisten.  

 

Weitere Änderungen der Rahmenbedingungen ergeben sich durch die Einrichtung der 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) als Nachfolgeinstitution der Bundesver-

mögensverwaltung, die bereits seit Längerem für die Vermarktung der freigegebenen 

militärischen Liegenschaften zuständig ist und bis 2013 sukzessive auch das Grundei-

gentum sowohl an den weiterhin von der Bundeswehr genutzten militärischen Liegen-

schaften als auch an den freigegebenen Konversionsflächen übernimmt. 

  

Neue Standort-

schließungen  

der Bundeswehr 

Aufgaben der 

Militärflächen-

konversion 

Veränderte Rah-

menbedingungen 
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Die hiermit vorgelegte „Arbeitshilfe Nachhaltiges Konversionsflächenmanagement“ stellt 

als Produkt des Forschungsvorhabens „Konversionsflächenmanagement zur nachhalti-

gen Wiedernutzung freigegebener militärischer Liegenschaften“ (REFINA-KoM) eine 

Aktualisierung und erhebliche fachliche Erweiterung der „Arbeitshilfe Konversion“ der 

ARGEBAU von 2002 dar. Das Vorhaben wurde im Rahmen des Forschungsprogramms 

„Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und nachhaltiges Flächenmanagement“ 

(REFINA) vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und vom 

Projektträger Jülich (PTJ) sowie vom Deutschen Institut für Urbanistik (difu) begleitet. Die 

Ausführungen in der Arbeitshilfe werden beispielhaft konkretisiert und dargestellt für den 

im Forschungsvorhaben untersuchten Modellraum Schleswig-Holstein und sind weitest-

gehend übertragbar auf freigegebene Liegenschaften der Bundeswehr wie auch der alli-

ierten Streitkräfte in anderen Ländern. 

 

Die Arbeitshilfe verfolgt im Wesentlichen folgende Zielsetzungen:  

 

 Unterstützung der verantwortlichen Akteure in Konversionsprozessen, insbeson-

dere der von der Schließung militärischer Liegenschaften betroffenen Städte und 

Gemeinden, bei der häufig mit komplexen Problemstellungen konfrontierten Pla-

nung und Umsetzung der zivilen Nachnutzung militärischer Liegenschaften. 

 Förderung eines konsensualen Konversionsprozesses durch Offenlegung der be-

rechtigten Interessenslagen der beteiligten Akteure und Bereitstellung von Mana-

gementinstrumenten und Methoden zur Gewährleistung einer effizienten und fai-

ren, formellen und informellen Kooperation von Grundstückeigentümer (BImA), 

kommunalen Gebietskörperschaften, zuständigen Landesbehörden und Investo-

ren / Projektentwicklern / Folgenutzern unter angemessener Beteiligung der Öf-

fentlichkeit. 

 Beitrag zur beschleunigten Lösung der Konversionsaufgaben mit dem Ziel einer 

raumordnerisch und städtebaulich sinnvollen, nachhaltigen Entwicklung der Kon-

versionsflächen durch Hilfestellungen bei der regional abgestimmten, in der 

kommunalen Planungshoheit liegenden Strategieentwicklung für bauliche oder 

sonstige Nachnutzungen, bei dem zwischen den Akteuren abgestimmten Instru-

menteneinsatz und der durch Förderinstrumente unterstützten Finanzierung von 

Maßnahmen. 

 Formulierung von besonderen akteursbezogenen Hinweisen und Empfehlungen 

zu Einzelaspekten („Tipps“), die sich in der bisherigen Konversionspraxis als 

mögliche Problempunkte herausgestellt haben, sowie Angabe weiterführender Li-

teratur. 

 

Die vorliegende Arbeitshilfe ist ein Produkt anwendungsbezogener Forschung zur Unter-

stützung von Konversionsprozessen, stellt jedoch trotz fachlicher Abstimmung mit der 

BImA und den Landesbehörden in Schleswig-Holstein keine behördliche bzw. ministeriel-

le Anleitung für die Konversionsakteure dar. Einige wenige Aspekte der in komplexen 

Konversionsprozessen auftretenden Fragestellungen konnten aufgrund unterschiedlicher 

Auffassungen der beteiligten Akteursgruppen nicht abschließend geklärt werden. Diese 

sollten im Sinne der Rechtssicherheit und Planungsvereinfachung / -beschleunigung im 

Rahmen einer Bund-Länder-Abstimmung einer weitergehenden Klärung zugeführt und in 

einer neuen Arbeitshilfe Konversion der ARGEBAU festgehalten werden. Die hiermit 

vorgelegte Arbeitshilfe dient hierzu als wesentlicher Impuls und fundierte fachliche Basis. 

Forschungsvor-

haben des BMBF 

„REFINA-KoM“ 

Zielsetzungen der 

Arbeitshilfe 

Impuls für neue 

Arbeitshilfe der 

ARGEBAU 
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Das Projekt REFINA-KoM und speziell die in diesem Rahmen entstandene Arbeitshilfe 

Nachhaltiges Konversionsflächenmanagement wurde bearbeitet in Kooperation mit den 

Partnern im Forschungsverbund, dem Konversionsbüro im Ministerium für Wissenschaft, 

Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein und der FIRU mbH NL Berlin, 

sowie in Zusammenarbeit mit dem Innenministerium und dem Ministerium für Landwirt-

schaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein, der BImA, den in 

Schleswig-Holstein wirkenden Regionalmanagern Konversion sowie ausgewählten Kon-

versionskommunen dieses Landes. Wichtige Grundlagen für die Erstellung dieser Ar-

beitshilfe wurden in der Konzeptionsphase des Forschungsprojektes REFINA-KoM ge-

legt, in der als weitere Partner das Institut für Wirtschaftsgeographie an der Ludwig-

Maximilians-Universität München, die Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, 

Schnee und Landschaft in Birmensdorf / Schweiz, Dr.-Ing. Robin Ganser von der Oxford 

Brookes University, das Architektur- und Planungsbüro Albert Speer & Partner GmbH in 

Frankfurt / Main und das Ingenieurbüro Zerna GmbH NL München mitgewirkt haben.  

 

Allen Beteiligten sei für die konstruktive Mitwirkung in den verschiedenen Phasen des 

Forschungsprojektes herzlich gedankt. 

Partner im For-

schungsprojekt 

REFINA-KoM 
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1. Prozessmanagement 

 

 

 

1.1 Der Konversionsprozess im Überblick 

 
Der Konversionsprozess zeichnet sich durch verschiedene, zum Teil parallel verlaufende 

und sich überlagernde Teilprozesse und Aufgaben aus (siehe Abb. 1), die unterschiedli-

chen Fachstellen und Akteuren zuzuordnen sind und untereinander in wechselseitiger 

Abhängigkeit stehen. Als grundlegende Meilensteine, die in jeder Konversion zum Tragen 

kommen, sind zu nennen: 

 
 

 

Abb. 1: Kooperativer Konversionsprozess 

Quelle: Eigene Darstellung 
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 Ankündigung der Aufgabe der militärischen Nutzung durch das Bundesministerium 

der Verteidigung  

 Aufgabe der militärischen Nutzung (Entwidmung) – sog. Freigabe – und 

Beendigung des Mietverhältnisses 

 Ggf. Veräußerung der Liegenschaft (notarieller Kaufvertrag) 

 

Mit der Ankündigung der Aufgabe der militärischen Nutzung durch das Bundesministeri-

um der Verteidigung (BMVg) wird der Konversionsprozess angestoßen. Die Freigabe – 

der Zeitpunkt der Aufgabe der militärischen Nutzung und der Änderung des rechtlichen 

Charakters der Liegenschaftsfläche – löst den Übergang vom Fachplanungsrecht des 

Bundes gemäß § 37 BauGB (Baugesetzbuch) zur Planungshoheit der Kommune aus 

(Entwidmung). Sofern die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben – kurz: BImA – bereits 

Eigentümerin der militärisch genutzten Fläche ist (siehe Kapitel 1.2 – Das 

Feigabeverfahren), beendet sie in der Regel zu diesem Zeitpunkt auch das Mietverhältnis 

mit der Bundeswehr. Im Falle einer Veräußerung der Liegenschaftsfläche gehen schließ-

lich mit dem notariellen Kaufvertrag die Rechte und Pflichten, die mit dem Eigentum an 

dem Areal verbunden sind, von der BImA an den Käufer über. 

 

Diese grundlegenden Konversionsereignisse und -abläufe erfordern in verschiedenen 

Handlungsfeldern weitere, teilweise langwierige Prozesse, die gemeinsam bzw. in Ab-

stimmung mit den beteiligten Akteuren erst initiiert und gestaltet werden müssen, um die 

Liegenschaftskonversion – die Umwandlung eines Areals mit militärischer Vornutzung zu 

einer zivil genutzten Fläche – planen, koordinieren und erfolgreich umsetzen zu können. 

Im Rahmen einer Konversion sind in der Regel nachfolgende Handlungsfelder oftmals 

gleichzeitig von den betroffenen Kommunen zu bearbeiten oder zumindest zu begleiten:  

 

 

Nutzungsfindung 

 

Bei der Nutzungsfindung haben die Kommunen aufgrund ihrer Planungshoheit und der 

Verantwortung für die Gemeindeentwicklung eine wesentliche Rolle zu übernehmen. 

Ebenso kommen auf die BImA als Eigentümerin der Liegenschaft mit Beendigung der 

militärischen Nutzung und Entlassung aus der Verwaltung durch die territoriale Wehrver-

waltung neue Herausforderungen zu. Auf kommunaler Seite sind als erste Schritte die 

wesentlichen Eckpunkte der Konversion zu klären und die Potenziale, Anforderungen 

und Grenzen einer zivilen Nachnutzung der freigegebenen Liegenschaft für die Kommu-

ne und die Region zu bestimmen. Liegt kein Bundesbedarf, Landesbedarf oder kommu-

naler Bedarf (z. B. Pflicht- oder Selbstverwaltungsaufgaben) vor, der sich auf der Liegen-

schaftsfläche umsetzen lässt, sind anderweitige Entwicklungsstrategien aufzustellen und 

ortsentwicklungspolitische und bedarfsgerechte Ziele zu bestimmen, die mit der unter der 

Prämisse der Wirtschaftlichkeit stehenden Verwertungsaufgabe der BImA sowie den 

Entwicklungszielen der übergeordneten Planungsebenen abgestimmt werden müssen. 

Auch private und sonstige Vorstellungen können in die Überlegungen einfließen und bei 

der Erarbeitung von Entwicklungszielen eine wichtige Rolle spielen. Die Öffentlichkeit ist 

dabei frühzeitig zu informieren und in die Prozesse einzubinden. 
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Am Ende einer sorgfältigen Grundlagenermittlung aus Bestands- und Bedarfsanalyse 

sowie einer interdisziplinären und fachübergreifenden Planung von Entwicklungszielen 

soll ein flexibles (strukturelles) Entwicklungskonzept für eine nachhaltige Siedlungs- und 

Freiraumentwicklung stehen, das gegebenenfalls mehrere Nutzungsalternativen anbietet 

und vor allem nicht gewünschte Nutzungen ausschließt. Dabei ist ein angemessener 

Interessenausgleich zwischen gemeinwohlorientierten ökologischen und sozialen Aspek-

ten und der rein ökonomisch motivierten Entwicklung anzustreben (vgl. § 1 Abs. 5 

BauGB). Das auf seine Umsetzbarkeit überprüfte Entwicklungskonzept dient in der Folge 

als Aufgabenstellung für die weiteren Planungs- und Realisierungsprozesse und für den 

Einstieg in den Vermarktungsprozess. 

Detaillierte Informationen zu dem Handlungsfeld Nutzungsfindung finden sich im Kapitel 2 

und Kapitel 3. 

 

 

Ortsplanung 

 

Zunächst erfolgt in Abhängigkeit von der durch die Marktansprache erkennbaren tatsäch-

lichen Nachfrage eine Anpassung und Konkretisierung des Entwicklungskonzeptes; da-

bei sollte möglichst die BImA als Eigentümerin einbezogen werden. Im städtebaulichen 

Planungsprozess werden unter Einbeziehung von Fachgutachten und ggf. informellen 

Planungsinstrumenten für das angestrebte Entwicklungskonzept die städtebaulichen und 

landschaftsplanerischen Bebauungs- und Freiraumstrukturen erarbeitet und optimiert, für 

die umfassend sämtliche planerischen Belange wie etwa Verkehr, Stadttechnik, Stadtge-

staltung, Ökologie und Naturschutz sowie weitere sektorale Aspekte zu berücksichtigen 

sind. Der Umgang mit bestehenden Anlagen und Infrastrukturen stellt hierbei ein wichti-

ges Thema dar. Die Ergebnisse der räumlichen Planung müssen regelmäßig mit den 

Anforderungen einer wirtschaftlichen Entwicklung, den veranschlagten Kosten und den 

Finanzierungsmöglichkeiten gespiegelt werden.  

 

Je nach Größe, städtebaulicher Bedeutung der Liegenschaft und beabsichtigter Nutzung 

empfiehlt sich vor der Baurechtsschaffung die Erarbeitung eines informellen städtebauli-

chen Rahmenkonzeptes (Städtebaulicher Rahmenplan), das hinsichtlich der zumeist 

langfristigen Entwicklungs- und Umsetzungszeiträume eine mit der Politik, den Trägern 

öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit abgestimmte planerische und organisatorische 

Zwischenstufe zur Bauleitplanung darstellt.  

 

In Kapitel 4 werden die zur Verfügung stehenden Planungsinstrumente dargestellt. 

 

 

Umsetzung 

 

Aufgabe des Handlungsfeldes „Umsetzung“ ist die Realisierung der angestrebten Nut-

zungen und die nachhaltige Verwirklichung der städtebaulichen und landschaftsplaneri-

schen Beiträge und Konzepte. Auf Grundlage der planerischen Überlegungen bzw. der 

Rahmenplanung werden im Regelfall der Flächennutzungsplan geändert und entspre-

chend der Flächennachfrage Bebauungspläne aufgestellt, da diese überwiegend erst die 

Voraussetzung für eine zivile Nutzung der Liegenschaft ermöglichen (siehe Kapitel 4.3 – 

Bauplanungsrechtliche Beurteilung). Sämtliche (kommunale) Maßnahmen sind hierbei 

mit einer detaillierten Kosten- und Finanzierungsplanung abzugleichen. Um unrentierliche 
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Kosten – also Kosten, die nicht durch Erlöse erwirtschaftet werden können – abfedern 

und den Konversionsprozess überhaupt erst in Gang setzen zu können, müssen zumeist 

Fördermittel für Planungs- und Umsetzungsmaßnahmen eingeworben werden. 

 

Ober- und unterirdische Anlagen sowie die Erschließungssysteme der Liegenschaften 

sind für eine zivile Folgenutzung vorzubereiten oder rückzubauen und gegebenenfalls 

neu zu errichten. Daneben können Maßnahmen zum Artenschutz, zur Umweltsicherung 

und zum naturschutzrechtlichen Ausgleich notwendig werden. In Abhängigkeit von der 

bauplanungsrechtlichen Situation sind Erlaubnisse und Genehmigungen für zivile Folge-

nutzungen und Neu- und Umbaumaßnahmen von baulichen Anlagen zu erteilen. 

 

Die Bauleitplanung hat in der Verantwortung der Kommune zu erfolgen, jedoch können 

hierbei gemäß § 4b BauGB Verfahrensschritte auch an Dritte übertragen werden. Das 

Herrichten und Baureifmachen der Fläche wird oftmals mit dem Investor bzw. Käufer der 

Liegenschaft vereinbart, in selteneren Fällen werden die Aufbereitungsmaßnahmen zur 

Verbesserung der Vermarktungssituation vor einem Verkauf durchgeführt. Auch die Er-

schließungsmaßnahmen werden häufig auf Basis vertraglicher Regelungen dem Investor 

übertragen. 

 

Insbesondere in strukturschwachen und schrumpfenden Regionen fällt die Nachnutzung 

der Liegenschaft oftmals schwer, so dass ein langes Brachfallen der Anlagen droht. Die 

BImA, aber auch die Kommune, müssen in enger Zusammenarbeit – aufbauend auf dem 

erarbeiteten Entwicklungskonzept – Maßnahmen ergreifen, um vor allem bei integrierten 

Liegenschaften eine Verfestigung des Leerstands und einen Verfall der Bausubstanz zu 

verhindern. U. a. das Öffnen des Areals, die Veranstaltung von Events oder das Etablie-

ren von Starternutzern und das Zulassen temporärer Nutzungen (Zwischennutzungen, 

Testnutzungen), die allerdings ohne das Vorliegen der bauplanungsrechtlichen Voraus-

setzungen nur im Einzelfall in Abstimmung mit den übergeordneten Behörden möglich 

sind, können dazu beitragen, nachhaltige Entwicklungsimpulse zu setzen, den Leerstand 

und die Verwahrlosung zu vermeiden und die weitere Vermarktung zu beschleunigen. 

 

Fragestellungen zur Technischen Baureifmachung werden in Kapitel 3.1.3 behandelt, die 

Bauleitplanung sowie Aspekte der Zwischennutzung in Kapitel 4 dargestellt. 

 

 

Vermarktung 

 

Die Vermarktung der Liegenschaft stellt einen wesentlichen Bestandteil der Konversion 

dar und kann bei mangelnder Nachfrage und gleichzeitigem Flächenüberangebot in einer 

Region über einen langen Zeitraum erhebliche finanzielle und personelle Mittel binden. 

Im Sinne einer effektiven Vermarktung sollte die Investorenakquise mit dem Entwick-

lungskonzept verknüpft werden, wenngleich die bis dahin zumeist unbekannte Fläche 

schon vorher in das Bewusstsein der Öffentlichkeit gebracht und gegebenenfalls interes-

sierte Private an der Nutzungsfindung beteiligt werden sollten.  
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In der Regel ist ein langfristig angelegter und kontinuierlicher Vermarktungsprozess mit 

vielen Gesprächen und umfangreichem Informationsaustausch vonnöten, bis das beab-

sichtigte Entwicklungskonzept umgesetzt ist; Änderungen der Rahmenbedingungen sind 

während der Vermarktung zu berücksichtigen. Damit Anreize für Investitionen und An-

siedlungen geschaffen werden, müssen die Fläche und das vorgesehene Konzept positiv 

im Markt platziert werden. Abgestimmt auf die Lage der Liegenschaft und die geplanten 

Nutzungsarten werden hierfür die Vermarktungsinstrumente ausgewählt und bestimmte 

Zielgruppen und Branchen auch direkt angesprochen.  

 

Die Vermarktung der Flächen ist Aufgabe der BImA. Die Kommunen oder ein vom Land 

gefördertes (regionales) Konversionsmanagement können dabei aufgrund ihrer Markt-

kenntnisse in Abstimmung mit der BImA die Vermarktung wirksam unterstützen. Der Ver-

kaufsprozess kann auch von Landesseite befördert werden, indem z. B. eine zentrale 

Ansprechstelle (Schleswig-Holstein: Konversionsbüro im Wirtschaftsministerium) einge-

richtet wird. Das Konversionsbüro in Schleswig-Holstein hat dazu insbesondere eine Liste 

sämtlicher zum Verkauf anstehenden, bisher militärisch genutzten Liegenschaften mit auf 

Landesebene abgestimmten Rahmensetzungen sowie weiteren Nutzungsinformationen 

zusammengefasst und (im Internet) veröffentlicht. Parallel müssen die Gemeinden für die 

erforderlichen Rahmenbedingungen einer zivilen Wiedernutzung sorgen. Erwirbt die Ge-

meinde die Konversionsfläche, muss sie in der Folge selbst die weiteren Vermarktungs-

aktivitäten verantworten und regeln. 

 

Nähere Informationen zum Handlungsfeld Vermarktung werden in Kapitel 5 gegeben. 

 

 

Konversionsflächenmanagement 

 

Konversionsflächenmanagement steuert, begleitet und koordiniert vor dem Hintergrund 

sonstiger örtlicher und überörtlicher Flächenpotenziale die Umsetzung nachhaltiger Nut-

zungen von bisher militärisch genutzten Liegenschaften und unterstützt in diesem Rah-

men insbesondere die Interaktion, Einbindung und Zusammenarbeit der beteiligten Kon-

versionsakteure. Es hat im Sinne eines orts- und landschaftsplanerischen Qualitätsma-

nagements die Ergebnis- und Prozessqualität der Konversion zum Ziel. 

 

Die Steuerungs- und Koordinationsprozesse fördern die Entwicklung und Realisierung 

bedarfsgerechter und passgenauer Entwicklungskonzepte für die Konversionsflächen. 

Hierbei wird das gesamte Spektrum möglicher ziviler Anschlussnutzungen in die Überle-

gungen einbezogen und zwischen den Akteuren abgestimmt. Einzelne Liegenschaften 

sind im Hinblick auf eine bauliche Entwicklung gegenüber anderen zu priorisieren und 

bevorzugt zu entwickeln, andere – vor allem Flächen außerhalb von Siedlungsgebieten – 

können für mögliche Freiraumnutzungen in Wert gesetzt oder aber ggf. zurückgebaut und 

renaturiert werden.  

 

Das Konversionsflächenmanagement unterstützt die Kooperation, Abstimmung und Kon-

fliktvermeidung der beteiligten Akteure mit dem Ziel einer effizienten und nachhaltigen 

zivilen Wiedernutzung der Liegenschaft. Es koordiniert die Arbeitsschritte und die zeitli-

chen Abläufe und ordnet dem spezifischen Konversionsfall die geeigneten Instrumente 

und Maßnahmen zu. Weiterhin trägt es für eine transparente Prozessgestaltung Verant-

wortung und klärt und integriert die vielfältigen Interessen der Beteiligten, in dem es 
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Kommunikations- und Informationsprozesse auf verschiedenen Ebenen ermöglicht und 

die Akteure in die Prozesse einbindet und vernetzt. 

 

Während die Kommune die Entscheidung über die künftige Flächennutzung alleinverant-

wortlich treffen muss, wird das Konversionsflächenmanagement, insbesondere die Koor-

dination der Zusammenarbeit zur Erreichung der o. g. Ziele sinnvollerweise partnerschaft-

lich zwischen Kommune und BImA durchgeführt. Dies schließt die Einbeziehung von 

Projektentwicklern sowie sonstigen privaten oder gemischtwirtschaftlichen Dritten nicht 

aus. In Einzelfällen können die Koordinationsaufgaben auch von der BImA allein organi-

siert bzw. übernommen werden. Die inhaltliche Steuerung des Konversionsprozesses 

sollte die Gemeinden im Sinne einer gesamthaften Entwicklung jedoch immer aktiv mit-

gestalten.  

 

Die Themen Zusammenarbeit und Kooperation werden nachfolgend behandelt. 

 

 

 

1.2 Übergang der Liegenschaftsfläche in das kommunale Planungsrecht 

 

Während der militärischen Nutzungsdauer unterliegt die Liegenschaftsfläche dem Fach-

planungsrecht des Bundes gemäß § 37 BauGB und ist grundsätzlich dem kommunalen 

Planungsrecht entzogen. Solange die Fläche entsprechend ihrer militärischen Zweckbe-

stimmung genutzt wird, ist sie eine öffentliche Sache im Verwaltungsgebrauch, die für die 

Aufnahme einer zivilen Folgenutzung der Freigabe bedarf. Die Freigabe selbst erfordert 

keine Form, sie kann auch durch schlüssiges Handeln – z. B. durch einen Freizug – er-

folgen.
1
 

 

Mit dem Zeitpunkt der Freigabe der Fläche sind u. a. nachfolgende baurechtliche Konse-

quenzen verbunden: 

 

 Aufhebung der Einschränkung der kommunalen Planungshoheit 

 Erfordernis einer Baugenehmigung für die Errichtung, Änderung und die Nut-

zungsänderung von baulichen Anlagen  

 Beurteilung der Zulässigkeit von Bauvorhaben nach §§ 30 – 36 BauGB 

 Verlust des Bestandsschutzes baulicher Anlagen mit der endgültigen Aufgabe 

ihrer Nutzung (siehe auch Kapitel 2.1.1 – Strategie der Freiraumnutzung) 

 

 

TIPP:  Bestehen Unklarheiten bezüglich des Zeitpunktes der Freigabe der Liegen-

schaftsfläche, sollten die Gemeinden im Hinblick auf ihre Planungshoheit sich an die 

BImA wenden, welche die Kommunen entsprechend unterrichten wird. 

 

 

                                                      

1 Vgl. Bardenhagen  2007: 49 
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Mit der Freigabe der Liegenschaftsfläche gilt die kommunale Planungshoheit. Die 

Gemeinde kann nun die Nutzung des Areals sowie den Zeitpunkt einer Entwicklung 

unter Berücksichtigung ausschließender und einschränkender Kriterien planerisch 

steuern. Sie muss in diesem Rahmen bestimmen, welche Planungsabsichten sie auf 

dieser Fläche zukünftig verfolgen will. Die Vorstellungen des Eigentümers bzw. der 

späteren Nutzer sollten dabei frühzeitig in die planerische Abwägung einbezogen 

werden.  

 

Nachfolgende bauplanungsrechtliche Schritte sind bereits möglich, wenn die Freigabe 

der Liegenschaft, somit die Aufhebung der militärischen Zweckbestimmung, noch 

bevorsteht: 

 

 Aufstellungsbeschluss für einen Bauleitplan 

 Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 und 2 BauGB 

 Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

 Sicherung der Bauleitplanung durch Veränderungssperre und Zurückstellung von 

Baugesuchen 

 Erlass einer Vorkaufsrechtsatzung nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

 Einleitungsbeschluss über Vorbereitende Untersuchungen nach besonderem 

Städtebaurecht 

 

 

Ein Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB kann vor der Freigabe jedoch nicht gefasst 

werden, ebenso kann die materielle Planreife im Sinne des § 33 BauGB nicht eintreten 

oder eine förmliche Festlegung nach Besonderem Städtebaurecht erfolgen, da eine Vor-

wirkung der Freigabe nicht möglich ist.
2
  

 

Weitere Ausführungen zum Einsatz bauplanungsrechtlicher Instrumente folgen in Kapi-

tel 4. 

 

 

Das Freigabeverfahren 

 

Ab 2011 bis 2013 wird das Eigentum an den inländischen Dienstliegenschaften, die sich 

bislang im Ressortvermögen des BMVg befinden bzw. befunden haben, sukzessive 

durch die BImA in das "Einheitliche Liegenschaftsmanagement (ELM)" des Bundes über-

nommen. In diesem Rahmen werden zwischen der Bundeswehr und der BImA für die 

militärische Nutzung der Liegenschaften entgeltliche Mietverträge abgeschlossen. 

 

Die Rück-/Übergabe einer militärischen Liegenschaft an die BImA wird vorbereitet durch 

die Ankündigung des BMVg, dass die militärische Nutzung aufgegeben wird. Das BMVg 

hat zuvor jegliche militärische Weiternutzung, ggf. unter Einschätzung eines NATO-

Folgebedarfs, abschließend geprüft. 

 

Sofern ein ELM-Mietvertrag besteht, folgt durch die Bundeswehr die Kündigung des mit 

der BImA bestehenden Mietverhältnisses. Die Kündigungsregularien ergeben sich aus 

                                                      

2 Vgl. Birkl 2003: 334 f. 
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den Mietverträgen. Die Liegenschaft wird durch die BImA in Besitz genommen (Rückga-

be der Mietsache), soweit keine anderweitigen Vereinbarungen getroffen sind. 

 

Ist eine militärische Anschlussnutzung nicht vorgesehen, werden seitens der BImA mög-

liche Rückübertragungsansprüche früherer Eigentümer frühestmöglich geprüft sowie der 

Bedarf des Bundes für eine sonstige dienstliche Nutzung ermittelt. Soweit sich aus dem 

Flächenmanagement der BImA ergibt, dass keine militärische oder sonstige dienstliche 

Anschlussnutzung (auch z.B. für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) erfolgt, ordnet sie 

die Liegenschaft bilanztechnisch ihrem Umlaufvermögen zu. Daraus folgt, dass die Lie-

genschaft nicht mehr dem Geschäftsbetrieb der BImA dient und somit der Verwertung 

zugeführt werden kann. Dieser Prozess ersetzt die frühere Zuführung in das Allgemeine 

Grundvermögen. 

 

Sollte zwischen BImA und Bundeswehr ein Mietvertrag im Rahmen des ELM noch nicht 

abgeschlossen worden bzw. das Eigentum an der Liegenschaft noch nicht auf die BImA 

übergegangen sein, wird der Besitz bzw. das Eigentum an der Liegenschaft bei Freigabe 

mit einer Übergabevereinbarung durch die Bundeswehr an die BImA übergeben. 

 

Das BMVg gibt den Kommunen die Beendigung der militärischen Nutzung über die jewei-

lige Landesregierung bekannt. 

 

 

 

1.3 Konversionsakteure, Zuständigkeiten und Interessenlagen 

 

Konversion berührt die Interessen und Verantwortungsbereiche einer Vielzahl von Akteu-

ren und involviert zahlreiche Institutionen, Organisationen und Personen, die jedoch oft-

mals auch verschieden gerichtete Ziele verfolgen und unterschiedliche Vorstellungen zu 

Inhalten und Zeiträumen haben. Die Akteurskonstellationen einer Konversion ergeben 

somit in der Regel einen vielschichtigen Prozess, der die gegenseitige Abstimmung und 

eine partnerschaftliche Zusammenarbeit der Beteiligten notwendig macht. Die verschie-

denen Handlungslogiken und spezifischen Herangehensweisen der Akteure müssen 

dabei als Voraussetzung für kooperative Prozesse transparent sein, um die jeweiligen, 

teilweise auch durch gesetzliche Vorgaben begründeten Handlungsspielräume und 

Grenzen der anderen verstehen und akzeptieren zu können. Nachfolgend werden we-

sentliche Konversionsakteure mit ihren spezifischen Aufgaben, Zielen und Interessenla-

gen kurz umrissen:  
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Die Kommune als Impulsgeber für die Entwicklung – der Schellenpark in Tarp 

 

Anfang des Jahres 2006 wurde die Friedrich-Wilhelm-Lübke-Kaserne in der Ortslage von Tarp geschlossen. Nachdem ein 

Investor mit seinem Konzept gescheitert war, hat sich die Gemeinde wegen der langfristig guten wohnungsbezogenen 

Bedarfsprognose entschlossen, die Fläche baureif zu erwerben. Die Kommune möchte so aus einer über einige Jahre 

lediglich begleitenden Position (Bauleitplanung) bewusst heraustreten und stärker aktiv die Flächenentwicklung inhaltlich 

beeinflussen und beschleunigen. Ein Wettbewerb durch Studenten des Masterstudiengangs der FH Lübeck lieferte Anre-

gungen zur Gestaltung eines attraktiven Wohnstandortes. Der Schellenpark wird über einen mehrjährigen Zeitraum das 

wichtigste Flächenpotenzial der Gemeinde sein, um vielfältige und moderne Wohnformen, Einzelhandel, Gastronomie und 

ärztliche Versorgung im Kernbereich von Tarp anzusiedeln. 

 

 

 

Konversionsgemeinde 

 

Die Konversionsgemeinde – der Hauptakteur im Rahmen der Konversion – kann nach 

der Freigabe der Liegenschaftsfläche im Rahmen ihrer Planungshoheit unter Berücksich-

tigung von ausschließenden und einschränkenden Kriterien die Bodennutzung und den 

Zeitpunkt einer möglichen Folgenutzung grundsätzlich frei bestimmen. Damit beeinflusst 

sie auch den Wert des Grundstücks, was oftmals Konfliktpotenzial birgt. Der Konversi-

onsgemeinde fällt mit der Liegenschaftsfreigabe eine umfassende Verantwortlichkeit zu, 

da aufgrund der Liegenschaftsgröße eine Konversion ohne Bauleitplanung zumeist nicht 

möglich ist. Für die gesamträumliche Entwicklung und Ordnung einer Konversionsge-

meinde ist die Klärung der mit einer militärischen Liegenschaft verbundenen Fragestel-

lungen und Potenziale von großer Bedeutung, was auch mit dem neuen Abwägungsbe-
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lang „zivile Anschlussnutzung von Militärliegenschaften“ gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB 

unterstrichen wird. 

 

Die Gemeinde sollte grundsätzlich daran interessiert sein, dass die Fläche ohne zu lange 

Stillstandzeiten einer baulichen oder sonstigen zivilen Folgenutzung zugeführt wird. Denn 

neben möglichen siedlungsstrukturellen, städtebaulichen oder funktionalen Aspekten sind 

mit der Konversion auch die Chancen verbunden, neue Wohn- oder Arbeitsplätze zu 

schaffen oder der kommunalen Entwicklung mit alternativen Folgenutzungen wie etwa 

Naherholung, Tourismus, erneuerbare Energien neue Impulse zu geben.  

 

Die militärische Konversion wird im umfassenden Verständnis als Beitrag zur wirtschaftli-

chen Kompensation von Arbeitsplatz- und Kaufkraftverlusten sowie Zulieferbeziehungen, 

z. B. über Schaffung neuer Angebots- und Nachfragestrukturen definiert. Gleichrangig 

neben den wirtschaftlichen Aspekten müssen Kommunen im Rahmen der Konversion 

aber immer auch die ökologischen und sozialen Belange des Gemeinwesens (§ 1 Abs. 5 

BauGB) für eine nachhaltige Entwicklung vertreten und in ihre Überlegungen einbezie-

hen. 

 

Neben Pflicht- und Selbstverwaltungsaufgaben, die ggf. auf dem Konversionsgelände 

umsetzbar sind, können insbesondere wirtschaftlich starke Gemeinden im Rahmen der 

Konversion zu aktiv wirtschaftlich Handelnden werden, in dem sie die Liegenschaftsflä-

che – nach derzeitigem Regelungsstand der BImA (August 2011) dann über ein Kaufan-

gebot als Marktteilnehmer in Konkurrenz zu privaten Kaufinteressenten (siehe Kapitel 5 – 

Direktverkauf an Gebietskörperschaften) – erwerben und entwickeln und gegebenenfalls 

auf der Fläche selbst Investitionen tätigen. Diese Regelung der BImA kann zu Konflikten 

mit kaufbereiten Gemeinden führen und muss sich in der Praxis erst noch bewähren. 

 

 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (kurz: BImA) 

 

Die BImA, eine bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts, hat seit 

2005 als Nachfolgerin die Aufgaben der früheren Bundesvermögensverwaltung über-

nommen und ist u. a. für die Vermarktung der vom Bund nicht mehr benötigten Liegen-

schaften verantwortlich. Zudem wird sie Eigentümerin sämtlicher in militärischer oder 

ziviler Nutzung befindlicher Dienstliegenschaften des Bundes in Deutschland. Im Bereich 

der Bundeswehr erfolgt die Eigentumsübertragung an die BImA im Gebiet der Wehrbe-

reichsverwaltung Nord 2011, im Gebiet der Wehrbereichsverwaltung Ost und Süd 2012 

und bis 2013 im Gebiet der Wehrbereichsverwaltung West. Als Immobiliendienstleisterin 

des Bundes ist es Aufgabe der BImA, diese Dienstliegenschaften des Bundes nach ein-

heitlichen immobilienwirtschaftlichen Grundsätzen zu verwalten.  

 

Die BImA – neben der Kommune wesentlicher Akteur im Rahmen der Konversion – ver-

folgt beim Verkauf von Konversionsflächen vergleichbar den Privaten keine struktur- oder 

raumordnungspolitischen Ziele, sondern im Wesentlichen fiskalische Interessen. Gemäß 

§ 63 Abs. 3 BHO (Bundeshaushaltsordnung) ist sie verpflichtet, die Grundstücke nur zu 

ihrem vollen Wert (Verkehrswert) zu veräußern, der sich für Konversionsflächen aller-

dings bis zur Klärung der zukünftigen Nutzung an der absehbaren Nutzung orientiert (§ 4 

ImmoWertV (Immobilienwertermittlungsverordnung)). Es ist weiterhin gesetzlicher Auftrag 

der BImA, wirtschaftlich zu handeln.  
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Damit die Stillstandkosten der Liegenschaften für Sicherungs- und Instandhaltungsmaß-

nahmen niedrig gehalten werden, strebt sie einen zeitnahen Verkauf marktreifer Flächen 

an. Die BImA ist deshalb auch daran interessiert, dass schnell Klarheit über die künftig 

zulässige Nutzung besteht, und beteiligt sich – soweit für sie wirtschaftlich – an der För-

derung der Baureifmachung und an Voruntersuchungen bis hin zur Bauleitplanung sowie 

an einzelnen Standortentwicklungsmaßnahmen. Sie verfolgt in jeder Phase des Konver-

sionsprozesses das Prinzip einer direkten Marktansprache, um Kaufinteressenten und 

damit verbundene Nutzungsideen zu ermitteln. Daneben führt sie im Einzelfall zur Stand-

ortprofilierung u. a. Marktabfragen, Vermarktungsstudien oder Standortkonferenzen 

durch.
3
 

 

Als Grundlage für eine partnerschaftliche Zusammenarbeit bietet die BImA den betroffe-

nen Kommunen regelmäßig den Abschluss von Konversionsvereinbarungen an (siehe 

Kapitel 1.4 – Vereinbarung der Zusammenarbeit). 

 

 

Private 

 

Im Rahmen einer Konversion agieren Private als Geldgeber (Investoren) oder Projekt-

entwickler (Developer), welche entweder die Liegenschaft selber nutzen oder sie nach 

Baurechtsschaffung bzw. Fertigstellung einer Immobilie gewinnbringend weiter veräu-

ßern. Ein privates Erwerbsinteresse ergibt sich in der Regel aus rein finanziellen Überle-

gungen und nur, wenn sich der Einsatz betriebswirtschaftlich lohnt. Die Sichtweise der 

Privaten ist vorwiegend auf das jeweilige Entwicklungsobjekt bezogen, während überge-

ordnete Planungsbelange bei ihnen eine untergeordnete Rolle spielen. Da Private im 

Rahmen der Nutzungsfindung durch eigene Konzepte auch wertvolle Entwicklungsimpul-

se liefern oder Marktchancen von Nutzungsoptionen einschätzen helfen können, ist eine 

frühzeitige Markterkundung – im Regelfall durch die BImA selbst durchgeführt – erforder-

lich.  

 

Investoren bzw. Projektentwickler benötigen nach hohen Anfangsinvestitionen schnelle 

monetäre Rückflüsse und sind regelmäßig darauf angewiesen, dass für ein abgestimm-

tes Entwicklungskonzept die bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen Hindernisse 

zügig aus dem Weg geräumt werden. Insbesondere vor dem Hintergrund eines regiona-

len Flächenüberangebotes können liegenschaftsbezogene lange Planungszeiträume, 

aber auch negatives Standortimage oder Umweltrisiken Private von Investitionen abhal-

ten. Konversionsprojekte von Privaten stoßen auch oftmals bei der Finanzierung auf Hin-

dernisse, da die Banken wegen der hohen Projektrisiken die Kreditvergabe ablehnen 

bzw. erschweren. 

 

 

Land / Regionen 

 

Die Bundesländer verfolgen jeweils verschiedene Ansätze bei der Konversionsthematik 

und bringen sich im Umgang mit Konversion unterschiedlich ein. Die Herangehensweise 

                                                      

3 Vgl. BImA 2010: 3 

Investitions- 

hemmnisse aus 

Investorensicht 



24 

des Landes Schleswig-Holstein und seine Maßnahmen zur Unterstützung betroffener 

Kommunen werden in Kapitel 7 detailliert dargestellt. 

 

Die Länder verfolgen entsprechend den aktuellen drei Leitbildern der Raumentwicklung –

 Wachstum und Innovation, Daseinsvorsorge sichern, Ressourcen bewahren und Kultur-

landschaften gestalten – auch im Rahmen von Konversion wirtschafts- und strukturpoliti-

sche Aufgaben sowie den Schutz der Freiräume und die Reduktion der Flächenneuinan-

spruchnahme durch eine nachhaltige Siedlungsentwicklung. Im Rahmen der Raumord-

nungsplanung des Landes und der – in den meisten Ländern eingerichteten – Regiona-

len Planungsverbände können über die formellen Landesentwicklungs- und Regionalplä-

ne hinaus für besondere Planungsaufgaben wie die militärische Flächenkonversion in-

formelle Entwicklungskonzepte und teilräumliche Gutachten als wichtige Orientierungshil-

fen für die kommunale Planung erstellt werden. Als Träger wesentlicher Fachplanungen 

(u. a. Wasser-, Boden-, Natur- und Landschaftsschutz, Denkmalschutz, Immissions-

schutz, Land- und Forstwirtschaft) verantworten und überwachen die Landes- bzw. die 

nachgeordneten staatlichen Behörden die einschlägigen Vorgaben und Vorschriften. Die 

zuständigen Institutionen müssen im Rahmen der Konversion mögliche planerische 

Spielräume beurteilen und eventuelle Sonderlösungen genehmigen.  

 

Die konversionsbezogenen Aktivitäten der Länder und Regionen können raumordner-

ische Vorgaben – z. B. Ausweisung von Vorranggebieten für regenerative Energien –, die 

Beratung der Kommunen – z. B. hinsichtlich der Wahl der Planungsinstrumente und zu 

Fördermöglichkeiten – und ggf. auch die Koordination von Abläufen und die politische 

Moderation beinhalten. Eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Konversion stellt auch die 

Bereitstellung und Zuteilung von Fördermitteln dar, wodurch in vielen Fällen die Konver-

sion überhaupt erst ermöglicht wird. Das Land Schleswig-Holstein hat dementsprechend 

in der Folge des Stationierungskonzeptes 2001 das Konversionsbüro als Kompetenz-

zentrum Konversion auf Landesebene gegründet, ein Konversionsprogramm der Landes-

regierung Schleswig-Holstein
4
 aufgelegt und für besonders betroffene Regionen die Ein-

richtung von Regionalmanagements Konversion gefördert. 

 

Mit der Ansiedlung staatlicher Einrichtungen auf der Konversionsfläche, wie etwa Dienst-

stellen des Landes, können wichtige Entwicklungsimpulse gesetzt werden. Ein weiterge-

hendes Engagement der Länder etwa durch Eigentumsübernahme an Liegenschaften für 

ihre Aufgaben oder ein eigenes Betreiben bzw. eine Beteiligung an der zivilen Umnut-

zung, um wirtschaftliche Entwicklungsimpulse zu setzen, ist im Ausnahmefall möglich.  

 

 

(Land-) Kreis 

 

Die (Land-) Kreise nehmen insbesondere überörtliche Aufgaben wahr, die sich auf das 

Kreisgebiet beziehen, und sind zuständig für Aufgaben, die über die Leistungsfähigkeit 

kreisangehöriger Gemeinden hinausgehen. Sie erfüllen neben der Selbstverwaltung des 

Kreises nach Weisung auch Aufgaben als untere staatliche Verwaltungsbehörde. Zu den 

im Rahmen der Konversion wichtigen Weisungsaufgaben, die auf die Landkreise und 

kreisfreien Städte übertragen sind, gehören beispielsweise die der Unteren Naturschutz-, 

Forst-, Bodenschutz-, Denkmalschutz- und Baubehörden. Entsprechend sind wichtige 

                                                      

4 Schleswig-holsteinische Landesregierung 2004 
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genehmigungsrechtliche Fragen durch frühzeitige Einbindung der jeweils zuständigen 

unteren staatlichen Behörden auf (Land-) Kreisebene zu klären. 

 

Kreisfreie Städte nehmen sowohl die Gemeinde- als auch die Kreisaufgaben für ihr Ge-

biet wahr. 

 

 

Nachbargemeinden 

 

Bei großflächigen Konversionsliegenschaften erfordert die Entwicklung von Nachnut-

zungsperspektiven die intensive Abstimmung mit den Nachbarkommunen und in der 

Regel die gemeinsame, interkommunal bzw. regional abgestimmte Prioritätensetzung für 

die Entwicklung der Konversionsflächen. 

 

 

Regionalmanagement 

 

Das Regionalmanagement als Instrument der Landesentwicklung wird häufig im Auftrag 

der (Land-) Kreise oder des Landes von privaten Beratungs- oder Dienstleistungsunter-

nehmen betrieben, wird aber auch in verschiedenen Ländern im Zusammenhang mit der 

Regionalplanung von kommunal verfassten Regionalverbänden verfolgt. Die Aufgabe des 

Regionalmanagements ist es, fachübergreifende Netzwerke aufzubauen, um regionale 

Stärken und Potenziale für eine Verbesserung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit zu 

sichern oder weiter zu entwickeln sowie Schwächen einer Region abzubauen. Häufig auf 

der Grundlage von Handlungskonzepten, die oftmals gemeinschaftlich mit den regionalen 

Akteuren und der Öffentlichkeit erarbeitet werden, treiben Regionalmanager durch Pro-

jekt- und Netzwerkarbeit regionale Entwicklungsprozesse voran.  

 

Die nachhaltige Entwicklung und Wiedernutzung von Liegenschaftsflächen kann ein be-

deutendes Aufgabenfeld eines Regionalmanagements darstellen und somit der Regio-

nalmanager ein wichtiger Akteur in den Konversionsprozessen sein. In Schleswig-

Holstein wurden speziell für die Konversion „Regionalmanagements Konversion“ einge-

richtet, um die Kommunen besonders betroffener Regionen bei der Bewältigung militäri-

scher Flächenfreigaben zu unterstützen. Siehe hierzu Kapitel 7. 

 

 

Militärische Dienststellen 

 

Die für den militärischen Betrieb erforderlichen Flächen werden von der BImA an die 

Bundeswehr als Nutzer der Liegenschaften vermietet. Die militärische Nutzung wird da-

bei von der Bundeswehr bzw. der Wehrbereichsverwaltung als Mittelbehörde des Bundes 

verantwortet. Als örtliche Organisationseinheit für den Betrieb der jeweiligen Liegenschaft 

fungiert das Bundeswehrdienstleistungszentrum (früher StOV - Standortverwaltung). Auf 

dieser lokalen Ebene sind oftmals detaillierte Vor-Ort-Kenntnisse langjähriger Mitarbeiter 

über die jeweilige Liegenschaft sowie aussagefähige Unterlagen zu Objekten und Infra-

strukturen vorhanden. Diese Informationen werden in der Regel von der BImA als Eigen-

Regionalmanager 

als „Konversions- 

Promotoren“ 
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tümerin der Liegenschaften gebündelt und im Rahmen der Bestandsaufnahme und 

Standortanalyse bereitgestellt.
5
 

 

TIPP:  Ansprechpartner der Kommunen für liegenschaftsbezogene Fragen ist die 

BImA; darüber hinaus können die Kommunen mit den Vertretern vor Ort in den Bun-

deswehrdienstleistungszentren frühzeitig in Kontakt treten. 

 

 

 
1.4 Konsensualer Weg der Konversion militärischer Liegenschaften 

 

Der Konversionsprozess mit seinen vielschichtigen Anforderungen und der Vielzahl an 

beteiligten Akteuren kann von keiner Seite allein nach eigenen Vorstellungen betrieben 

werden, ohne Gefahr zu laufen, den Ablauf zu verzögern, Abwehrhaltungen von Beteilig-

ten zu provozieren oder letztendlich ein Scheitern zu riskieren. Denn in der Regel stehen 

den relevanten Akteuren entsprechende Möglichkeiten des Blockierens oder Verhinderns 

zur Verfügung. So hat beispielsweise die Kommune im Rahmen ihrer Planungshoheit 

einen erheblichen Abwägungsspielraum bezüglich der Wiedernutzung der Konversions-

fläche, was zu Lasten des Verwertungsinteresses der BImA gehen kann. Und z. B. die 

BImA kann andererseits eine Liegenschaft „wie sie steht und liegt“ – etwa über das In-

strument der Auktion – ohne Abstimmung mit der Kommune veräußern.  

 

Entscheidend für das Gelingen eines Entwicklungsprozesses ist deshalb eine intensive 

Zusammenarbeit und konsensuales Handeln aller beteiligten Entscheidungsträger von 

der Initiierung bis zur Umsetzung der Planungen. Erfahrungen aus der Vergangenheit 

zeigen, dass die Erfolgsaussichten einer Wiedernutzung einer Konversionsfläche immer 

dann am höchsten sind, wenn die wesentlichen Akteure – allen voran Kommune und 

Eigentümer sowie abhängig vom spezifischen Fall weitere Akteure wie etwa Landesbe-

hörden, Kreisverwaltung und Projektentwickler – die Konversion in kooperativer
6
 Zusam-

menarbeit unterstützen und Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit zeigen.  

 

 

TIPP:  Ein konsensorientierter, kooperativer Prozess fördert die Akzeptanz der Pla-

nungen, vermindert Konflikte und führt im Allgemeinen zu hochwertigen Konzepten 

und stabilen Entscheidungen, die einen guten Kompromiss zwischen ortsentwick-

lungspolitisch und ortsplanerisch gewünschten und bedarfsgerechten, wirtschaftlich 

umsetzbaren Lösungen ermöglichen. 

 

 

Vereinbarung der Zusammenarbeit 

 

Neben einer kontinuierlichen Zusammenarbeit erleichtern klare Absprachen die Vertrau-

ensbildung und Konsensverfahren. Eine Zuordnung von Aufgaben und Kompetenzen, 

Regelung der Federführung sowie abgestimmte Spielregeln zwischen den beteiligten 

                                                      

5 Vgl. Y-Das Magazin der Bundeswehr 2009 

6 Kooperation bzw. kooperatives Handeln soll in dieser Arbeitshilfe als Prozess der Zusammenarbeit und 

des gemeinsamen Entscheidens verstanden werden, aber auch den Dialog zur Entscheidungsvorberei-

tung vor politischen Beschlüssen beinhalten; vgl. BBR 2005: 12. 
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Partnern fördern dabei die Transparenz der Handlungen und helfen Unstimmigkeiten und 

Konflikten vorzubeugen. 

 

 

TIPP:  Zwischen der betroffenen Kommune und der BImA sollten so frühzeitig wie 

möglich Gespräche zur Klärung der Art und Weise einer Zusammenarbeit und zur 

Abstimmung der nächsten Arbeitsschritte aufgenommen werden. 

 

 

Als Basis für einen kooperativen Konversionsablauf zwischen den Hauptakteuren Kom-

mune und BImA sollten nachfolgende Aspekte frühzeitig geklärt und möglichst durch eine 

Konversionsvereinbarung zur Zusammenarbeit sichergestellt werden (siehe auch Anhang 

Checkliste Konversionsvereinbarung): 

 

 Mitwirkungs- und Kooperationsbereitschaft der Akteure für einen konsensualen 

Konversionsprozess 

 Gemeinsame und wechselseitige Ziele für eine nachhaltige Flächenentwicklung 

 Wechselseitige Aufgaben für die Zielerreichung 

 Finanzierung (Lastentragung) von Konversionsleistungen mit Kostenübernahme-

regelungen von planungsbedingten Folgekosten 

 Erschließung und Infrastruktur 

 Zwischennutzung 

 Verwertungsverfahren 

 Informations- und Kommunikationsregelungen 

 Organisation und Steuerung der Prozesse (Projektstrukturen, Verantwortliche) 

 Abgestimmte Öffentlichkeitsarbeit 

 

Es hat sich insbesondere für komplexe Konversionsvorhaben als günstig erwiesen, Ver-

einbarungen im Laufe des Konversionsprozesses an die veränderten Anforderungen und 

die bereits erfolgten Arbeitsschritte anzupassen und sie in mehreren Stufen mit unter-

schiedlicher Konkretisierung und Rechtsverbindlichkeit zu treffen, von einer groben Wil-

lenserklärung zu Beginn zu präzisen, detaillierten Verträgen im fortgeschrittenen Verlauf 

des Prozesses. Hierbei können jeweils organisatorische, terminliche, prozessuale, finan-

zielle und sachbezogene Aspekte konsensual behandelt und in einem Aushandlungspro-

zess geregelt werden. Neben einer Absichtserklärung zur Zusammenarbeit lassen sich in 

Abhängigkeit vom Zeitpunkt des Abschlusses (Konversions-) Vereinbarungen mit grund-

sätzlichen und weit gefassten Regelungen einerseits sowie Eckwertepapier und formelle 

Verträge mit differenzierten, rechtsverbindlichen Festlegungen als zivilrechtlicher oder 

Städtebaulicher Vertrag andererseits unterscheiden.  

 

Eine vorgeschaltete Rahmenvereinbarung mit dem jeweiligen Land kann die Konversi-

onsprozesse auf kommunaler Ebene vorstrukturieren. 

 

 

TIPP:  Eine Konversionsvereinbarung zwischen der Konversionskommune und der 

BImA zu Beginn der Konversion kann den Entwicklungsprozess bisheriger Militärlie-

genschaften unterstützen und beschleunigen.  

Konversions- 
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Kooperation zwischen Eigentümer und Kommune bringt den Konversionsprozess in Gang 

 

Die Konversion der Kaserne „Auf der Freiheit“ in Schleswig war und ist trotz idyllischer Lage an der Schlei kein Selbstläu-

fer. Um Investoren für den Standort zu interessieren war mehr nötig als lediglich Planung und Investorenakquisition. Die 

Stadt Schleswig und die für die Verwertung seinerzeit zuständige g.e.b.b. mbH (Gesellschaft für Entwicklung, Beschaffung 

und Betrieb) schlossen nach einem intensiven Abstimmungsprozess im Jahr 2004 einen Städtebaulichen Vertrag, der die 

gemeinsame Anentwicklung und Kostenteilung der notwendigen Abriss- und Erschließungsmaßnahmen beinhaltete. Die 

Kommune konnte dabei im Rahmen eines Städtebaulichen Sanierungsverfahrens Fördermittel für Fachgutachten, Ge-

bäudeabrisse, Freiflächengestaltung und die straßenseitige Erschließung einsetzen. Mit dem Dänischen Gymnasium, 

einigen Wohngebäuden, einem Großteil der Straßen und der neu gestalteten Uferpromenade sind inzwischen wichtige 

Meilensteine des Umnutzungsprozesses gesetzt worden. 

 

 

Organisation der Zusammenarbeit 

 

Für eine funktionierende Zusammenarbeit und Kommunikation der Akteure sind die Zu-

ständigkeiten und Verantwortlichkeiten – „Wer macht was?“ – sowie die Prozesse – „Wie, 

wann, womit wird die Aufgabe erfüllt?“ – zu organisieren und zwischen den Beteiligten 

abzustimmen. Eine Institutionalisierung des Miteinanders mit klaren Organisationsstruktu-

ren unterstützt in den meisten Fällen kooperative Abläufe und konsensuales Vorgehen 

und schafft Vertrauen zwischen den Beteiligten. Zudem sind die verschiedenen, teilweise 

parallelen Arbeits- und Verfahrensschritte sowie die umfangreichen Beteiligungserforder-

nisse in der Regel nicht im Rahmen der üblichen Verwaltungsabläufe zu bewältigen. Die 

gemeinsamen Arbeitsstrukturen müssen im Verlauf der Konversion und mit dem Auftre-

ten neuer Akteure angepasst werden. 

Institutio-
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Zusammenarbeit 
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TIPP:  Die Arbeitsstrukturen sollten projektbezogen und institutionsübergreifend or-

ganisiert werden, denn dadurch wird ein effizientes und konsensorientiertes Mitei-

nander unterstützt.  

 

 

Die gewählte Organisationsform sollte zumindest eine Leitungs- / Steuerungsebene, die 

den Prozess koordiniert und Entscheidungen trifft, und eine Arbeitsebene, in der die lau-

fende fachliche Arbeit erbracht wird und Entscheidungen vorbereitet werden, unterschei-

den (siehe Abb. 2). Es ist dabei insbesondere darauf zu achten, dass die relevanten Ak-

teure in angemessener Form eingebunden werden. Je nach Umfang des Konversions-

vorhabens und der Größe der kommunalen Verwaltung sind weitere Differenzierungen in 

der Aufbaustruktur möglich und notwendig. Sind mehrere Kommunen einer Region durch 

Flächenfreigaben betroffen, ist ergänzend die Einrichtung eines regionalen Steuerungs-

kreises empfehlenswert.  

 

Für kooperativ organisierte Konversionsprozesse empfiehlt sich, auf Leitungsebene ein 

institutionsübergreifend zusammengesetztes Lenkungsorgan – eine planungsbegleitende 

Lenkungs- oder Steuerungsgruppe – zu schaffen, das mit Entscheidungsträgern der 

Kommune, der BImA und ggf. weiteren führenden Vertretern aus kommunaler Politik und 

Verwaltung und des Landes besetzt wird. Auf diese Weise kann sichergestellt werden, 

dass Fragestellungen und mögliche Konflikte effektiv und auf „kurzem Weg“ gemeinsam 

behandelt und geklärt werden.  

 

 

TIPP:  In kleinen Kommunen sollte als konversionsbezogene Organisationsmaß-

nahme zumindest eine planungsbegleitende Lenkungsgruppe eingerichtet werden. 

 

 

Die Arbeitsebene bilden u. a. das Bau- oder Planungsamt, Fachämter und Behörden auf 

öffentlicher Seite, die zuständigen Projektverantwortlichen seitens der BImA sowie beauf-

tragte Planer und Gutachter. Es ist oftmals sinnvoll, auf dieser Ebene eine sich regelmä-

ßig treffende Arbeitsgruppe - bei größeren Städten und Vorhaben auch mehrere themati-

sche Unterarbeitsgruppen – zu bilden, um gemeinsam und teamorientiert mögliche Nut-

zungen, Lösungen und (Zwischen-) Ergebnisse zu diskutieren und durchzuführende Un-

tersuchungen zu definieren.  

 

Militärische Dienststellen und andere Dienststellen können bei Bedarf zur Unterstützung 

der Prozesse eingebunden werden, damit Informationen zur Liegenschaft oder zum 

Freizug zeitnah bereitgestellt werden können. 
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Abb. 2: Beispiel einer kooperativen Organisationsstruktur im Konversionsprozess 

Quelle: Eigene Darstellung

 

 

 

TIPP:  Insbesondere wenn Konflikte und Befindlichkeiten zwischen den beteiligten 

Akteuren zu erwarten sind, empfiehlt sich die Einschaltung einer externen Mode-

ration, die eine sachliche und zielorientierte Gesprächsführung ermöglicht. 

 

 

In der Vergangenheit hat sich bei einzelnen Konversionsfällen, gerade in strukturschwa-

chen Regionen und bei Sonderimmobilien, ein kooperatives Vorgehen bewährt, bei dem 

die Kommune und die BImA unter Einbindung von Nutzungsvorstellungen Dritter – bei-

spielsweise eines privaten Investors oder einer öffentlich getragenen Gesellschaft (z. B. 

LEG) – gemeinsam ein Entwicklungskonzept ausgearbeitet und optimiert haben. In der 

aktuellen Praxis führt die BImA in der Regel die Investorenansprache nach vorhergehen-

der Abstimmung mit der Kommune unter Beachtung des Vergaberechts (soweit ein-

schlägig) durch eine allgemeine Marktansprache durch; im Einzelfall werden Nutzungs-

vorstellungen Dritter einbezogen. Die Zusammenarbeit zwischen Kommune und Käufer 

zur bedarfsgerechten Konzeptoptimierung findet nun vor dem Hintergrund haushalts- und 

vergaberechtlicher Vorgaben und zugunsten einer allgemeinen, nicht auf einen einzelnen 

Kaufinteressenten fokussierten Vermarktung in einer späteren Phase statt. 

 

Kooperation  

dreier Beteiligter 
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Damit ergibt sich ein Kooperationsmodell mit drei Phasen (siehe Abb. 3). Hierbei wird in 

der Regel in einer ersten Phase zwischen Kommune und BImA eine Konversionsverein-

barung getroffen und – mit Blick auf die potenzielle Flächennachfrage – ein abgestimm-

tes Entwicklungskonzept erstellt. Auf dieser Basis wird durch die BImA eine Marktanspra-

che durchgeführt, um damit die Liegenschaft potenziellen Interessenten allgemein anzu-

bieten und gleichzeitig den Verkehrswert des Areals zu ermitteln. Nach dem Verkauf des 

Grundstücks durch die BImA kann das Konzept im Sinne einer Kooperation zweier Betei-

ligter vor dem Hintergrund der speziellen Bedürfnisse des neuen Eigentümers weiter 

entwickelt und z. B. durch einen Städtebaulichen Vertrag zwischen Privatem und Konver-

sionsgemeinde gesichert werden. Im Einzelfall, insbesondere bei Sonderimmobilien, 

werden diese Phasen stärker miteinander verzahnt werden müssen. 

 

 

 

Abb. 3: Kooperation der zentralen Akteure 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Jürgens 2007: 34

 

 

Einbindung der politischen Gremien 

 

Die politischen Gremien spielen während der gesamten Konversion, die für die betroffene 

Kommune grundlegende ortsentwicklungspolitische Fragestellungen aufwerfen kann, 

eine entscheidende Rolle; sie sind vor diesem Hintergrund von Beginn an in die Planun-

gen einzubeziehen. Sie müssen kommunalpolitische Grundsatzentscheidungen von häu-

fig strategischer Bedeutung und Durchführungsbeschlüsse in vergleichsweise kurzer Zeit 

fällen, die Finanzierung, Aufträge und Abläufe billigen sowie über ggf. erforderliche An-

passungen abstimmen
7
. Konsequentes und mit Nachdruck geführtes Handeln und ver-

bindliche Entscheidungen, die über den langen Entwicklungszeitraum auch wechselnden 

                                                      

7 Vgl. BMRBS 1997: 52 
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Mandatsträgern und politischen Mehrheiten standhalten sollen, benötigen einen mög-

lichst breiten politischen Konsens in Grundsatzfragen.  

 

 

TIPP:  Das Vertrauen der Öffentlichkeit und der potenziellen Investoren gegenüber 

der Flächenentwicklung wird durch politische Ge- und Entschlossenheit wesentlich 

beeinflusst. Hierfür ist eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Politik und 

Verwaltung und insbesondere auch die politische Akzeptanz gegenüber dem Kon-

versionsvorhaben entscheidend. 

 

 

Die erforderliche zeitaufwendige Auseinandersetzung mit den konversionsbezogenen 

Themen, die Vielzahl an zu bewältigenden Sitzungsvorlagen und Entscheidungen sowie 

die politische Konsensbildung erfordern oftmals besondere Maßnahmen und organisato-

rische Vorkehrungen, wie z. B. die Einsetzung eines kontinuierlich tagenden Konversi-

onsausschusses oder die Benennung eines Konversionsbeauftragten, um zur Entlastung 

der politischen Gremien Aufgaben zu bündeln, Entscheidungen vorzubereiten und Abläu-

fe zu beschleunigen.
8
 

 

 

Einbindung der Öffentlichkeit 

 

Die frühzeitige Information und Einbindung der Bürger sind wichtige Bestandteile bei der 

Planung und Umsetzung von Konversionsvorhaben, die oftmals weitreichende Verände-

rungen in den Kommunen auslösen. Um die Konversion als Chance für die Gemeinde 

und somit auch zur Sicherung bzw. Verbesserung der Lebensqualität und des Umfeldes 

der Bürger zu nutzen, müssen die ortsplanerischen Überlegungen auch von der Öffent-

lichkeit mitgetragen werden können. Vielfältige Möglichkeiten der erweiterten Einbindung 

der Bürger, die über die gesetzlichen Regelungen hinausgehen und von einer kontinuier-

lichen und umfassenden Information über Dialog- und Diskussionsverfahren bis hin zur 

Kooperation und aktiver Mitwirkung am Planungsprozess reichen, stehen zur Verfügung.  

 

Eine erweiterte Öffentlichkeitsbeteiligung kann zur Akzeptanz und Identifikation mit der 

Planung beitragen, Transparenz der Verfahren und Nachvollziehbarkeit der Entscheidun-

gen schaffen sowie Konflikte im Vorfeld erkennen und bereinigen helfen. Schließlich er-

möglichen das Einbeziehen der speziellen Ortskenntnis und die Berücksichtigung der 

Belange der Bürger vor Ort in der Regel dauerhaftere Ergebnisse und eine umfassendere 

Projektbetrachtung. 

 

 

TIPP:  Bei komplexen Vorhaben – wie es eine Konversion in der Regel darstellt – ist 

eine Öffentlichkeitsbeteiligung über das im Baugesetzbuch vorgesehene Maß hinaus 

geboten, um Aufgaben, Ziele und Abläufe frühzeitig transparent darstellen zu kön-

nen. Spätestens wenn die Untersuchungen zum Standort und zur Flächenbedarfssi-

tuation vorliegen, sollte die interessierte Öffentlichkeit informiert und in die Prozesse 

einbezogen werden.  

 

                                                      

8 Vgl. BMRBS 1997: 53 
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Ideenwerkstatt in Rendsburg: die Kreativität der Bürgerinnen und Bürger nutzen 

 

 

 

Das Ende einer oft über viele Jahrzehnte dauernden Militärpräsenz in den Standortkommunen wird von der Bewohner-

schaft meist als substanzieller Einschnitt wahrgenommen. Der sich anschließende Konversionsprozess wird in der Öffent-

lichkeit in der Regel aufmerksam verfolgt. Neben dem reinen Informationsbedürfnis ist aber auch ein anderer Aspekt ent-

scheidend: Die Bürgerinnen und Bürger wollen ihre Ideen und Nutzungsvorschläge in den Planungsprozess einbringen. 

Dieser Ideenschatz sollte bewusst gehoben werden. In der Stadt Rendsburg, in der die Schließung von drei Militärstandor-

ten zu bewältigen ist, wurde deshalb eine Ideenwerkstatt veranstaltet, die von den Bürgerinnen und Bürgern sehr gut 

angenommen wurde. Solche Veranstaltungen können im Falle der Berichterstattung in der Presse auch als Mittel genutzt 

werden, um potenzielle Interessenten auf die frei gewordenen Immobilien aufmerksam zu machen.  

 

TIPP:  Insbesondere Konversionsvorhaben, bei denen die Art der Nachnutzung der 

Liegenschaft aufgrund der vorliegenden Bedarfssituation unklar ist, erfordern eine 

intensive Einbeziehung und Mitwirkung der Öffentlichkeit bei der Planung z. B. in 

Form von Leitbildprozessen, Ideenbörsen oder Bürgerwerkstätten. 

 

 

TIPP:  Die erweiterte Öffentlichkeitsbeteiligung ist u. a. hinsichtlich des Zeitpunktes 

ihrer Anwendung, des angesprochenen Personen- bzw. Institutionenkreises und der 

gewählten Formen und Verfahren sorgfältig zu planen und auf die örtlichen Rah-

menbedingungen abzustimmen. 
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Die Öffentlichkeitsbeteiligung liegt im Wesentlichen im Verantwortungsbereich der Kom-

mune. Stehen das notwendige Know-how oder die erforderlichen Ressourcen nicht zur 

Verfügung, wird empfohlen, ein spezialisiertes Büro mit dieser Aufgabe zu betrauen. 

Diesbezüglich modellhafte Planungen werden gegebenenfalls auch vom Land gefördert.  

 

 

TIPP:  Der Umfang und die Form der beabsichtigten Bürgermitwirkung sollten den 

beteiligten Akteuren im Sinne eines konsensualen Vorgehens frühzeitig dargelegt 

und mit ihnen im Vorfeld abgestimmt werden. 

 

 

 

LITERATURHINWEIS:  Wertvolle Hinweise zu Beteiligungsprozessen sind u. a. in 

der Veröffentlichung des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung „Bürger-

mitwirkung in Stadtentwicklungsprozessen“ von 2007 und der Publikation von Bi-

schoff / Selle / Sinning „Informieren, Beteiligen, Kooperieren – Kommunikation in 

Planungsprozessen. Eine Übersicht zu Formen, Verfahren, Methoden und Techni-

ken“ aus dem Jahr 2001 nachzulesen. 

 

 

 

Anwendung konsensorientierter und kooperativer Instrumente im Konversions- 

und Planungsprozess 

 

Über die kooperative Organisationsstruktur hinaus sollten weitere Bausteine der Zusam-

menarbeit in Form von informellen Instrumenten oder im Rahmen von formellen Verfah-

ren in den Konversions- und Planungsverlauf integriert werden, um die Prozesse 

konsensual und gegenüber allen Akteuren transparent zu gestalten sowie weitergehen-

des Know-how – sei es von Fachleuten oder von den Bürgern vor Ort – einzubinden. 

Hierzu nachfolgend ausgewählte instrumentelle Beispiele: 

 

 Werkstätten:  

 Neben anderen informellen Instrumenten eignen sich – zu vergleichsweise ge-

ringen Kosten – insbesondere gemischt besetzte und ggf. wiederkehrende Ver-

anstaltungen wie Werkstätten (z. B. als Ideen- oder Planungsworkshops) für 

verschiedene Aufgabenstellungen innerhalb des Konversionsprozesses. Sie 

bringen das kreative Potenzial verschiedener Beteiligter zusammen, führen im 

Dialog zu gemeinschaftlich getragenen Ideen und ermöglichen u. a. die Einbin-

dung und Information der Öffentlichkeit.
9
  

                                                      

9 Vgl. BBR 2005: 32 f. 
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 Kooperative Wettbewerbsverfahren:  

Auch in konkurrierende Verfahren wie städtebauliche und landschaftsplaneri-

sche Wettbewerbe lassen sich kooperative Elemente integrieren, was hinsicht-

lich der Komplexität der Entwurfsaufgabe verschiedene Vorteile bieten kann:
10

 

 

- Sukzessive verfahrensbegleitende Konkretisierung von Entwurfsvorgaben 

- Unterstützung integrierter Planungsansätze durch Einbindung verschiedener 

Disziplinen in den Dialogphasen 

- Identifikation verdeckter Wechselwirkungen und Konflikte während des Verfah-

rens  

- Berücksichtigung von Ergänzungen (z. B. Ergebnisse aus Fachgutachten) 

während des Verfahrens 

 

 

 Kooperative Elemente im Rahmen formeller Instrumente bzw. Verfahren:  

Den formellen Instrumenten privatwirtschaftlicher Vertrag und Städtebaulicher 

Vertrag nach § 11 BauGB sowie vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 

BauGB und Stadtumbaumaßnahme nach § 171 a bis d BauGB (siehe auch Ka-

pitel 4) liegen die Prinzipien eines konsensorientierten Vorgehens bereits zu-

grunde. Aber auch in andere formelle Instrumente bzw. Verfahren wie insbe-

sondere in die herkömmliche Bauleitplanung lassen sich informelle konsensuale 

und kooperative Elemente über das Vorgeschriebene hinaus ergänzen.  

                                                      

10 Vgl. Fingerhuth 2004: 162 
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2. Strategische Planung und Flächenmanagement 

 

 

2.1 Lagebeurteilung im regionalen Rahmen 

 

 

2.1.1 Grundsätzliche Handlungsmöglichkeiten bei der Folgenutzung 

 

Für den Umgang mit bisher militärisch genutzten Flächen lassen sich drei grundlegende 

Handlungsstrategien differenzieren, die unterschiedliche Entwicklungsrichtungen für die 

Konversionsflächen definieren:  

 

 Strategie der baulichen Nutzung 

 Strategie der Freiraumnutzung 

 Strategie der Flächenreserve 

 

Die einzelnen Konversionsstrategien bieten jeweils weiter differenzierbare Optionen, die 

im Prozess der Nutzungsfindung aufgenommen und konkretisiert werden müssen (siehe 

Tab. 1). Insbesondere für große Konversionsflächen sind die Strategien auch kombinier-

bar, wenn z. B. Teilbereiche einer Liegenschaft für eine bauliche Entwicklung vorgesehen 

werden, andere aber einer Freiraumnutzung vorbehalten bleiben. 

 

Da oftmals große Flächenanteile von bisher militärisch genutzten Arealen im Außenbe-

reich und abseits von Siedlungsgebieten liegen, muss bei den strategischen Überlegun-

gen grundsätzlich darauf geachtet werden, dass durch die Konversion nicht der weiteren 

Suburbanisierung und Zersiedelung der Landschaft Vorschub geleistet wird. Andererseits 

bietet gerade die Nutzung von Konversionsliegenschaften oftmals die Möglichkeit, eine 

Flächenneuinanspruchnahme zu vermeiden. Die Schaffung bzw. Erhaltung nachhaltiger 

Siedlungsstrukturen hat auch im Rahmen der zivilen Wiedernutzung von Konversionsflä-

chen hohe Priorität.  

 

Liegenschaften außerhalb von Siedlungsbereichen sind im Wesentlichen für eine Frei-

raumnutzung oder für im Außenbereich privilegierte Vorhaben (§ 35 Abs. 1 BauGB) vor-

zusehen. Neben Sondernutzungen, welche das spezifische Potenzial der vorhandenen 

militärischen Bauten nutzbar machen, kann auch eine „normale“ bauliche Entwicklung im 

Einzelfall sinnvoll sein, wenn ein tragfähiges Entwicklungskonzept für eine bestehende 

Bebauung – untergeordnete Anlagen wie z. B. Garagen oder Baracken ausgenommen – 

vorliegt und gleichzeitig die Bedingungen nachfolgender Lage- und Qualitätsmerkmale 

erfüllt werden:
11

 

  

                                                      

11 Vgl. Ministerium für Wirtschaft des Landes Brandenburg; Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen 

und Verkehr des Landes Brandenburg 2003: 33 

Ziel einer  

nachhaltigen 

Siedlungs- 

entwicklung 



37 

 Räumlicher Anschluss oder enge Nachbarschaft zu bestehenden im Zusammen-

hang bebauten Ortsteilen 

 Freiraumbezogene Flächen, wie z. B. Truppenübungsplätze von baulicher Nut-

zung nicht tangiert  

 Verkehrliche und sonstige Erschließung vorhanden bzw. wirtschaftlich vertretbar 

herstellbar 

 Nutzung aufgrund Größe, Zustand, Erhaltungswert, Eigenart, Eignung und insbe-

sondere Erforderlichkeit der bestehenden baulichen Anlage(n) für die perspektivi-

sche Nutzung rechtfertigbar 

 

 

Soweit es die Bedarfssituation hergibt, ist die BImA an einer wirtschaftlichen, bestands-

orientierten Anschlussnutzung auch außerhalb bestehender Siedlungsbereiche interes-

siert. Dies kann bei Konversionsflächen zu Konflikten insbesondere mit Erfordernissen 

der Raumordnung führen. 

 

Bauliche Nutzung 

(Siedlungs- und  

Infrastrukturentwicklung) 

Freiraumnutzung /  

Freiraumfunktion 

Flächenreserve 

(Für eine spätere bauliche  

Nutzung) 

 Baufläche (Standard): 

-  Wohnbaufläche (W) 

-  gemischte  

Baufläche (M) 

-  gewerbliche  

Baufläche (G) 

 Sonderbaufläche (S) 

und Flächen für beson-

dere Nutzungszwecke 

 Energetische bauliche  

Nutzung 

 Besondere bauliche 

Nutzung aufgrund 

standörtlicher  

Potenziale 

 Innerörtliche  

Grünflächen 

 Land- und  

Forstwirtschaft 

 Landschaftsgebunde 

Erholung und  

Freizeitnutzung 

 Energetische  

Freiraumnutzung 

 Rohstoffabbau 

 Naturschutzfläche / 

Kompensationsfläche 

 Aufbereitung / Beseiti-

gung von Missständen 

und Gefahren 

 Grundstücks- bzw.  

Gebäudesicherung 

 Zwischennutzung  

Naturschutz /  

Zwischennutzung  

Freifläche 

Tab. 1: Konversionsstrategien 
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Strategie der baulichen Nutzung 

 

In Abhängigkeit der spezifischen Standorteigenschaften und des örtlichen bzw. regiona-

len Bedarfs kommt für Konversionsflächen eine Vielzahl von baulichen Nutzungsmöglich-

keiten im Sinne einer Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung in Frage. Zunächst ist die 

Umwandlung der Konversionsflächen in eine Baufläche für Standardnutzungen wie Woh-

nen, Arbeiten oder Versorgung zu nennen, die im Wesentlichen den in den §§ 2  bis 9 

BauNVO (Baunutzungsverordnung) dargestellten Arten einer baulichen Nutzung zuzu-

ordnen sind: Wohnbaufläche (W), gemischte Baufläche (M), gewerbliche Baufläche (G). 

 

Daneben können die Areale für besondere Nutzungszwecke Verwendung finden und sich 

als Flächen für Gemeinbedarf und öffentliche Einrichtungen der Kommune (z. B. Schule, 

Bauhof, Weiternutzung der Sportanlagen) oder des Landes (z. B. Universität, Behörde) 

anbieten. 

 

In Zusammenhang mit besonderen Nutzungszwecken sind auch technische Anlagen zur 

Nutzung erneuerbarer Energien anzuführen. Neben der gebäudebezogenen Sonnen-

energienutzung und dem Einsatz von Klein-Windkraftanlagen sind insbesondere Wind-

kraftanlagen als Großanlagen und Photovoltaik-Freiflächenanlagen anzuführen, die groß-

flächige Grundstücke benötigen, wie sie Liegenschaften im nicht integrierten Außenbe-

reich oftmals bieten. Die großen Windkraftanlagen verursachen Störwirkungen, die einen 

räumlichen Abstand zu Siedlungsgebieten zwingend erfordern. Wenn sich die Konversi-

onsflächen aufgrund ihrer Lage für Windenergienutzung eignen (z. B. Windhöffigkeit, 

Siedlungsabstand), ihre naturschutzfachliche Wertigkeit dies zulässt und die sonstigen 

landesplanerischen Eignungskriterien für die Ausweisung von Eignungsgebieten einge-

halten werden, können sie für die Nutzung von Windparks in Betracht kommen. Photovol-

taik-Freiflächenanlagen erfordern als Grundlage für eine wirtschaftliche Investition eben-

falls große Grundstücksflächen. Die Solaranlagen auf Konversionsflächen können für 

Investoren insbesondere auch deshalb interessant sein, weil hier das derzeit gültige Er-

neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) – welches die garantierte Einspeisevergütung aller 

erneuerbaren Energietechnologien regelt – die Stromproduktion unter der Voraussetzung 

einer aufgrund der spezifischen Vornutzung beeinträchtigen Bodennutzung fördert (z. B. 

Flächenversiegelung oder hinreichender Altlastenverdacht). Dies dürfte auf eine Vielzahl 

der Konversionsflächen zutreffen. Zudem können Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 

Energien die Chance bieten, im Rahmen eines Gesamtkonzeptes – durch die Perspekti-

ve einer extensiven Nachnutzung – zu einer Bereinigung der Konversionsliegenschaft 

von nicht mehr sinnvoll nutzbarer Bausubstanz beizutragen. 

 

Einige Liegenschaften verfügen aufgrund ihrer besonderen und ggf. ansonsten selten 

verfügbaren Lage, ihrer sehr großen Flächenausdehnung oder ihrer spezifischen bauli-

chen Anlagen, die aus der Art der militärischen Nutzung hervorgegangen sind, über Al-

leinstellungsmerkmale, die besondere bauliche Nutzungspotenziale bergen. Dies können 

beispielsweise Bunker, Flughafenanlagen oder Areale mit Wasserlage o. ä. sein, die 

Nischennutzungen ermöglichen. Oftmals können mit diesen Immobilien ganz spezielle 

Anforderungen der späteren Nutzer erfüllt werden.  

 

Daneben können privilegierte Außenbereichsnutzungen nach § 35 Abs. 1 BauGB, wie 

etwa landwirtschaftliche Betriebsstätten, Tierintensivhaltungen oder Biogasanlagen, im 

Hinblick auf ihre planungsrechtlich grundsätzlich akzeptierten, spezifischen Standortvo-

Bauliche  

Nutzungs-

optionen 

Möglichkeiten der 

energetischen 

Flächennutzung 

Besondere  

bauliche  

Nutzungs- 

potenziale 
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raussetzungen einen Ansatzpunkt für eine Nachnutzung – oftmals auch mit vergleichs-

weise geringem Planungsaufwand – bieten. 

 

Bei integrierten Flächen ist mit Blick auf eine qualitative Innenentwicklung („Doppelte 

Innenentwicklung“
12

) im Rahmen der Konversion die ausreichende Versorgung mit Grün-

flächen in der Stadt bzw. in städtischen Verdichtungsgebieten sowie auf der Liegenschaft 

selbst zu berücksichtigen und gegebenenfalls durch Bauleitplanung abzusichern. Dane-

ben ist auch vor dem Hintergrund des Klimawandels in größeren Siedlungsgebieten die 

Schaffung neuer vernetzter Freiflächen und Grünzüge in Betracht zu ziehen, um künftig 

eine ausreichende Versorgung der Stadtteile mit Frischluft sicher stellen zu können. 

 

Neben den laufenden Stillstandskosten kann Leerstand auch zu städtebaulichen Miss-

ständen führen und zur Verwahrlosung baulicher Anlagen beitragen, wodurch das 

Ingangsetzen einer baulichen Entwicklung zusätzlich erschwert wird. Eine enge Abstim-

mung mit den übergeordneten Aufsichtsbehörden und der BImA vorausgesetzt, können 

Zwischennutzungen in den Bestandsgebäuden in einzelnen Fällen den Zeitraum bis zu 

einer „endgültigen“ baulichen Nutzung sinnvoll überbrücken, gegebenenfalls geben sie 

auch den Anstoß für eine dauerhafte Folgenutzung. Es ist darauf zu achten, dass tempo-

räre Nutzungen mit verschiedenen Umsetzungsproblemen verbunden sein können und 

deshalb - aufbauend auf einer grundlegenden konzeptionellen Vorklärung und im Hinblick 

auf ihre Wirkung für Image und Adressbildung der Liegenschaft – sorgfältig ausgewählt 

werden müssen. Auch müssen die gegebenen Anpassungserfordernisse der vorhande-

nen Bebauungsbestände oder der vorgefundenen Erschließungsanlagen hinsichtlich 

künftiger Nutzungsperspektiven schon grundsätzlich geklärt sein, bevor eine Zwischen-

nutzung zugelassen werden kann. Eine hinreichende Vorklärung der Rahmenbedingun-

gen der Folgenutzung ist also wesentliche Grundlage für die zügige Schaffung der bau-

rechtlichen Voraussetzungen auch für die Zwischennutzung. Neben der Zwischennut-

zung von freigezogenen Liegenschaften wurden in der Vergangenheit auch parallel zur 

auslaufenden militärischen Nutzung Teilflächen für eine zivile Mitbenutzung verwendet. 

Bei Überlegungen in Richtung Zwischennutzung oder Mitbenutzung ist aber aufgrund der 

unterschiedlichen Interpretation der Akteure bezüglich der rechtlichen Spielräume eine 

frühzeitige Abstimmung mit den Behörden zwingend
13

. Siehe hierzu auch Kapitel 4.9. 

 

Für schwer vermarktbare Flächen wird aus ökonomischen Gründen darauf zu achten 

sein, die bestehende Bausubstanz möglichst zu erhalten und umzunutzen. Auf markt-

gängigen Flächen hingegen „rechnet sich“ wegen der zu erwartenden hohen Bodenwert-

steigerung und der bestehenden Nachfrage oftmals der Abbruch von Gebäuden und eine 

Neubebauung, sofern Belange des Denkmalschutzes nicht dagegen sprechen. 

  

                                                      

12 „Doppelte Innenentwicklung“ bedeutet eine innerstädtische Verdichtung, wie z. B. durch Flächenre-

cycling, bei gleichzeitiger Verbesserung und Erhalt der Freiraumversorgung und –nutzbarkeit zur För-

derung der Städte als attraktive Wohn- und Arbeitsstandorte, in: DRL 2006: 5 

13 Bei einer Neuaufstellung der Arbeitshilfe Konversion durch die ARGEBAU sollte dieser Regelungsbe-

reich in der Bund-Länder-Abstimmung behandelt werden. 

Chancen von 

Zwischen- 

nutzungen 



40 

Strategie der Freiraumnutzung 

 

In vielen Fällen wird zuerst an eine bauliche Entwicklung der Liegenschaft gedacht, da es 

für die betroffenen Akteure oftmals der einzige Weg zu sein scheint, die durch die Stand-

ortschließung bedingten bzw. befürchteten Verluste an Arbeitsplätzen und Kaufkraft aus-

zugleichen. Wenn die Konversionsfläche zudem über eine gute Erschließung und intakte 

Bausubstanz verfügt, fällt es vor dem Hintergrund von berechtigten Verwertungsinteres-

sen Planern und politischen Entscheidungsträgern schwer, nicht nur an eine bauliche 

Nutzung im Sinne einer Siedlungsentwicklung zu denken. Es müssen aber angesichts 

schrumpfender Regionen und rückläufiger Einwohnerzahlen sowie hinsichtlich der weit 

fortgeschrittenen Problematik der Flächeninanspruchnahme und Zersiedelung vielmehr 

das gesamte Spektrum möglicher ziviler Anschlussnutzungen in die strategischen Über-

legungen einbezogen und die vielfältigen Potenziale einer nicht baulichen Nutzung und 

Inwertsetzung berücksichtigt werden. Im Übrigen liegt es im Ermessen der Kommunen, 

Flächen, die als hochwertig für Naturschutz und Erholungsnutzung erkannt wurden, vor-

rangig gegenüber einer baulichen Nachnutzung zu sichern und zu entwickeln. 

 

Insbesondere für Konversionsflächen im Außenbereich oder in ungünstiger Randlage 

kommt eine dauerhafte Umwandlung in Freiflächen bzw. eine Inwertsetzung als Land-

wirtschafts- oder Forstfläche oder als Fläche für landschaftsgebundene Erholung und 

Freizeitnutzung in Frage, sofern nicht besondere Standortpotenziale für eine Sondernut-

zung bzw. Sonderimmobilie vorhanden sind.  

 

Eine weitere Nutzungsoption für Konversionsflächen besteht in der energetischen Freiflä-

chennutzung, wie sie beispielsweise der Anbau nachwachsender Rohstoffe unter Be-

rücksichtigung des Naturschutzes ermöglichen kann. Die Biomasseproduktion (z. B. 

Energiewald / Kurzumtriebsplantagen, Energiepflanzen, ggf. in Verbindung mit zugehöri-

gen Lager- und Produktionsanlagen – siehe Strategie der baulichen Nutzung weiter 

oben), die ein noch beträchtliches Potenzial für Flächennachfrage aufweist, geht bei einer 

Umsetzung auf ehemals militärisch genutzten Flächen nicht zu Lasten bisher landwirt-

schaftlich genutzter Flächen. 

 

Im Einzelfall sind auch die Möglichkeiten des Rohstoffabbaus (z. B. Sand, Lehm, Kies) 

auf diesen Flächen, die während der militärischen Nutzung bei den entsprechenden 

raumordnerischen Festlegungen nicht berücksichtigt wurden, in die Überlegungen zur 

Folgenutzung einzubeziehen.  
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Der Wisent-Park in Kropp: Nachnutzung in der Verbindung aus Natur und Tourismus  

 

Vielfach besteht das Vorurteil, dass eine naturbezogene Folgenutzung eine vertane Chance sei, um eine Kompensation 

auch in wirtschaftlicher Hinsicht zu erreichen. In Kropp ist auf dem Gelände des ehemaligen Munitionsdepots eine gelun-

gene Kombination aus Naturschutz, Tourismus und Kleingewerbe entstanden. Das durch den Weidelandschaften e.V. 

eingerichtete Schaugehege für Wisente lockt seit 2007 Besucher an. Neben der Zucht für die Arterhaltung des Wisents 

wurden die Bunkeranlagen zu Überwinterungsquartieren für Fledermäuse ausgebaut sowie Lebensräume für Amphibien 

und Reptilien geschaffen. Umweltbildung und Öffentlichkeitsarbeit sind Teil des Gesamtkonzepts. Ein repräsentativer 

Reiterhof mit Ferienwohnungen, ein Büro- und Dienstleistungszentrum für Industrieberatung und ein Dachdeckereibetrieb  

sind die weiteren Bausteine der zivilen Nachnutzung. Einschließlich der Landwerk GmbH (Dienstleistungen im Bereich 

Landschaft, Forst und Garten) und der Galloway Gourmet GmbH (Vermarktung von Galloway-Spezialitäten des Vereins) 

entstanden insgesamt 28 neue Arbeitsplätze. 

 

 

 

Bisher nicht oder nur gering baulich genutzte Liegenschaften eignen sich – soweit ein 

Aufwertungspotenzial besteht – als Flächen für Ersatzmaßnahmen zur Kompensation 

von Eingriffen in Natur und Landschaft an anderer Stelle. Daneben stellen vor allem 

ehemalige Truppenübungsplätze mit hohem naturschutzfachlichem Wert Potenzialräume 

für Natur- und Landschaftsschutzgebiete dar. Teilweise sind sie bereits als Natura 2000 

Gebiete ausgewiesen. Sie markieren im dichtbesiedelten Deutschland häufig eine Flä-

chenreserve für die Entwicklung und den Schutz naturnaher Ökosysteme und großflächi-

ger unzerschnittener Gebiete für den Erhalt der biologischen Vielfalt.  

 

Insbesondere für militärische Anlagen in abgesetzter Außenbereichslage, die keine Nut-

zungsoption eröffnen, sind ein Rückbau der Anlagen und die Renaturierung der Liegen-

schaft eine Handlungsoption, aus der sich Chancen für eine Neuausrichtung von land-

schaftlichen Funktionen eröffnen können. Da für aufgegebene militärische Anlagen kein 

Inwertsetzung 

durch  

Kompensations-

maßnahmen 

Rückbau und 

Renaturierung 
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Bestandsschutz
14

 besteht, kann unter Berücksichtigung der besonderen Bedingungen im 

Einzelfall die Beseitigung auf Kosten des Eigentümers durch die zuständige Bauauf-

sichtsbehörde angeordnet werden (Schleswig-Holstein: gemäß § 59 Abs. 2 Nr. 3 Lan-

desbauordnung Schleswig-Holstein). Dieses Vorgehen erfordert allerdings schwer zu 

erfüllende Voraussetzungen – z. B. die Verhältnismäßigkeit der Anordnung muss gege-

ben und / oder die Zuführbarkeit der Anlage zu einer neuen bauplanungsrechtlich zuläs-

sigen Nutzung nicht möglich sein. Entsprechende Ansätze sollten deshalb zur Vermei-

dung von Konflikten und langwierigen Auseinandersetzungen immer in Abstimmung zwi-

schen Kommune, zuständiger Bauaufsichtsbehörde und BImA einvernehmlich erfolgen. 

 

In den Fällen, in denen keine gesetzliche Verpflichtung zum Rückbau besteht oder (noch) 

keine Beseitigungsanordnung verfügt wurde, kann der Eigentümer beantragen, die Be-

seitigung baulicher Anlagen als vorgezogene Kompensationsmaßnahmen auf einem 

Ökokonto anerkennen zu lassen (in Schleswig-Holstein gemäß ÖkokontoVO S-H (Öko-

kontoverordnung des Landes Schleswig-Holstein)). Voraussetzung dafür ist, dass die 

Anforderungen an ein Ökokonto (Schleswig-Holstein: gemäß § 2 ÖkokontoVO S-H) erfüllt 

werden. Entsiegelungs- oder Rückbaumaßnahmen in Verbindung mit Ökokonten ermög-

lichen dem Eigentümer dann oftmals die Strategie der Freiraumnutzung trotz an sich 

unrentierlicher Kosten zu realisieren. Die Kosten des Eigentümers für Entsiegelungs- und 

Rückbaumaßnahmen lassen sich damit durch Einzahlung auf ein Ökokonto (teilweise) 

refinanzieren. 

 

 

Strategie der Flächenreserve 

 

Wenn sich die spezifischen Rahmenbedingungen für eine Liegenschaftsentwicklung so 

ungünstig darstellen, dass kurz- bis mittelfristig keine marktgängige Nutzung 

verwirklichbar scheint, obwohl liegenschaftsspezifische Potenziale für eine bauliche 

Nachnutzung vorliegen, kommt auch das „Liegenlassen“ als Reserve- und Potenzialflä-

che für langfristig mögliche Bedarfe und Entwicklungen in Frage. Dieser Ansatz wird auch 

von der BImA unterstützt, wenn es keine wirtschaftliche Alternative zum „Liegenlassen“ 

der Liegenschaft gibt. 

 

Im Unterschied zur Strategie der baulichen Nutzung bleiben in diesen Fällen die beste-

henden baulichen Anlagen ungenutzt, lediglich Missstände werden beseitigt, um Gefah-

ren für Mensch und Umwelt zu vermeiden. Bei Bereitstellung ausreichender finanzieller 

Mittel durch den Eigentümer kann eine Aufbereitung der Fläche die zukünftigen Aus-

gangsbedingungen für eine Wiedernutzung verbessern helfen. Gehen keine akuten Ge-

fahren, wie etwa durch Altlasten, von der Liegenschaft oder den baulichen Anlagen aus, 

sind die Einrichtungen zumindest gegen Vandalismus und Verfall zu sichern. Gebäude 

ohne Nutzung und Instandhaltung verwahrlosen allerdings schnell und sind dann für eine 

spätere Nachnutzung häufig nicht mehr geeignet. 

 

Nicht bebaute oder ohne bauliche Weiternutzung bebaute Liegenschaften können auch 

aus Bundesinteresse oder eigenen Zielen der BImA als Flächenreserve, bzw. Potential-

                                                      

14 „Nach Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Beschluss vom 21.11.2000, Baurecht 

610/2001) genießt eine für militärische Zwecke im Außenbereich errichtete bauliche Anlage nach der 

endgültigen Aufgabe der Nutzung keinen Bestandsschutz mehr“, in: ARGEBAU 2002: 7 

„Liegenlassen“ 

und Sicherung 

von Konversions-

flächen 
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fläche zur Deckung künftiger Inanpruchnahmen (z.B. Tauschflächen, Kompensationsvor-

haben, Nationale Naturschutzvereinbarungen) vorgehalten werden. 

 

Für die Freibereiche stillgelegter Liegenschaften ergeben sich in Schleswig-Holstein wei-

tere Handlungsmöglichkeiten
15

. Das Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein er-

möglicht eine „Zwischennutzung Naturschutz“. Gesetzlich geschützte Biotope, die z. B. 

während der Laufzeit einer vertraglichen Vereinbarung entstanden sind, unterliegen in 

Schleswig-Holstein bei Wiederaufnahme einer sonstigen Nutzung nicht den üblichen 

Eingriffsverboten für diese Flächen. Damit soll ein „Naturschutz auf Zeit" ermöglicht und 

dennoch eine spätere bauliche Inanspruchnahme wegen der in der Zwischenzeit ggf. 

entstandenen naturschutzfachlichen Schutzwürdigkeit nicht verhindert werden. 

 

 

TIPP:  Der Flächeneigentümer (betrifft Schleswig-Holstein) muss frühzeitig mit den 

Naturschutzbehörden die Möglichkeiten eines „Naturschutzes auf Zeit“ klären, da ei-

ne rückwirkende Vereinbarung zum naturschutzfachlichen Zustand nicht möglich ist. 

 

 

Das (teilweise) Öffnen des Areals ermöglicht Wegeverbindungen durch das Gelände und 

beseitigt die bisherige Riegelwirkung der Liegenschaft im Umfeldzusammenhang. Auch 

eine „grüne“ Zwischennutzung, etwa als landwirtschaftliche Fläche, Naherholungsfläche 

oder einer sonstigen Freiraumnutzung (z. B. Freizeitfläche für Skater, Flohmarkt), hält 

weitreichende Gestaltungsspielräume für die Zukunft offen, wenn zum heutigen Stand die 

künftigen Entwicklungen und Flächenbedarfe noch nicht erkennbar sind, und kann 

gleichzeitig die Fläche mit vergleichsweise geringem Kostenaufwand für Einzelne oder 

die Öffentlichkeit nutzbar machen. Dieses Vorgehen setzt allerdings die Übernahme der 

Verkehrssicherungspflichten durch den „Verursacher“ voraus. Die zu regelnde Kosten-

übernahme ist häufig der Grund, dass eine sowohl von den örtlichen Akteuren als auch 

von der BImA an sich gewünschte Nutzung bzw. Weiternutzung – denn beispielsweise 

Sportvereine nutzen oftmals bereits während des Kasernenbetriebs die Sportanlagen der 

Liegenschaft – nicht realisiert wird. Ein Kombination mit gewerblichen Zwischennutzun-

gen von baulichen Anlagen und / oder Freiflächen und gemeinbedarfsorientierter Freiflä-

chennutzung kann hier Handlungsspielräume eröffnen (vgl. hierzu Kapitel 4.9).  

 

 

 

                                                      

15 Vergleichbarer Ansatz in § 62 Abs. 2 Landschaftsgesetz Nordrhein Westfalen. 
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2.1.2 Raumordnerische Funktionszuweisung der Liegenschaftsgemeinde und Zu-

sammenarbeit mit der Landesplanung und in der Region 

 

Grundsätzlich kann in allen Kommunen eine bauliche Entwicklung stattfinden, jedoch ist 

hierbei gem. § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung zu folgen. Im Sinne einer 

nachhaltigen Raumentwicklung ist dafür zu sorgen, dass sich die Siedlungsentwicklung 

verstärkt auf Orte mit entsprechender sozialer und verkehrlicher Infrastrukturausstattung 

konzentriert und dem Prinzip der dezentralen Konzentration folgt. Diese Leitlinie der 

Raumordnung gilt es auch im Zusammenhang mit der Wiedernutzung bisher militärisch 

genutzter Liegenschaften zu beachten. Die von den übergeordneten Planungsebenen 

vorgesehenen Schwerpunkte einer baulichen Entwicklung ergeben sich aus der raum-

ordnerischen Funktionszuweisung der Liegenschaftsgemeinde und der Raumkategorie 

der betreffenden Region, die im jeweils geltenden Raumordnungsplan des Landes 

(Schleswig-Holstein: Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein) festgelegt und frühzei-

tig in den Überlegungen zur Nachnutzung der Liegenschaft zu berücksichtigen sind.  

 

Als Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung sind in Schleswig-Holstein bestimmt: 

 

 Zentrale Orte und Stadtrandkerne  

 Die Ortslagen auf den Siedlungsachsen in den Ordnungsräumen, die um die 

schleswig- holsteinischen Oberzentren Kiel und Lübeck sowie um Hamburg ab-

gegrenzt sind  

 Gemeinden mit besonderen Funktionen in den Stadt-Umlandbereichen und in 

den Ordnungsräumen sowie Gemeinden mit ergänzenden überörtlichen Versor-

gungsfunktionen in den ländlichen Räumen, die in den Regionalplänen festgelegt 

sind 

 

Entlang der Landesentwicklungsachsen können darüber hinaus in Schleswig-Holstein 

Standorte für Gewerbegebiete von überregionaler Bedeutung, die in den Regionalplänen 

festgelegt werden, eine überörtliche gewerbliche Entwicklung ermöglichen. 

 

 

Abstimmung mit der Landesplanung 

 

Aufgrund ihrer Größe führen Konversionsflächen in den betroffenen Kommunen – und je 

nach Größe der Liegenschaft auch darüber hinaus – häufig zu einer vollkommen neuen 

räumlichen Planungssituation, die eine Überprüfung der gemeindlichen Funktionen auf 

der Ebene der Raumordnung z. B. im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens erfor-

derlich machen kann (siehe hierzu auch Kapitel 7.2). Vor allem in Verbindung mit inter-

kommunalen Plattformen oder regionalen Gremien wie z. B. Stadt-Umland-

Kooperationen, die eine konsensuale Abstimmung der kommunalen Entwicklungsvorstel-

lungen über die Gemeindegrenzen hinaus bereits ermöglichen, können raumordnerische 

Vorgaben bei der räumlichen Konkretisierung im Einzelfall nach strengen Kriterien in 

Abstimmung mit der Landesplanung auch modifiziert werden.  

 

  

Umsetzung  

einer  

nachhaltigen 

Raum-

entwicklung 

Überprüfung  

der raum- 

ordnerischen 

Gemeinde-

funktionen 



45 

TIPP:  Eine frühzeitige Abstimmung mit der Landesplanung hinsichtlich möglicher 

Ziele, Grenzen und Restriktionen empfiehlt sich, um Konflikte und ein Scheitern der 

gemeindlichen Entwicklungsvorstellungen in einem späteren Planungsstadium zu 

vermeiden. Liegen Konversionsgelände außerhalb der raumordnerischen Schwer-

punkte der Siedlungsentwicklung und in strukturschwachen Räumen, ist bei einer 

baulichen Nachnutzungsstrategie eine Kontaktaufnahme zur Landesplanung zwin-

gend. 

 

 

 

Landesentwicklungsplan definiert Ziele und Grundsätze der Raumordnung  

 

Die zivile Folgenutzung der oftmals großflächigen Konversionsareale muss sich an den raumordnerischen Vorgaben aus-

richten. Im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 sind die Ziele und Grundsätze der Raumordnung definiert. 

Ziele der Raumordnung sind dabei verbindliche Vorgaben – eine Abwägung der unterschiedlichen Belange hat bereits 

abschließend stattgefunden. Die im LEP enthaltenen Grundsätze sind Vorgaben für die öffentlichen Aufgabenträger, die 

zusammen mit den anderen Fachbelangen im Rahmen der weiteren Planungs- und Entscheidungsschritte in die Abwä-

gung einzustellen sind.   
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Abgestimmte Profilbildung der Entwicklungsflächen in der Region 

 

Insbesondere in strukturschwachen Regionen sollte eine auf die einzelne Liegenschaft 

bezogene Betrachtung immer in ein übergreifendes Konzept eingebunden sein, das Ent-

wicklungsprioritäten sowie spezifische Nutzungszuordnungen und Liegenschaftsprofile 

auf Basis gesamtstädtischer bzw. regionaler Bilanzen begründet. Die Stärken und 

Schwächen der jeweiligen Liegenschaft und die spezifischen Flächenpotenziale sind im 

regionalen Vergleich darzustellen, damit im Sinne eines regionalen Flächenmanage-

ments eine liegenschaftsbezogene Profilbildung ermöglicht und gleichzeitig eine Nivellie-

rung der Möglichkeiten der Kommunen in der Region vermieden wird. Dabei ist der Revi-

talisierung von Brachflächen ein besonderes Gewicht einzuräumen. 

 

TIPP:  Interkommunale und regionale Abstimmungsprozesse können dabei helfen, 

Konsens über Unterschiede und Alleinstellungsmerkmale der regionalen Flächenan-

gebote zu erlangen und spezifische liegenschaftsbezogene Profile herauszuarbei-

ten. 

 

 

 

2.1.3 Ersteinschätzung des regionalen Baulandbedarfs und -potenzials  

 

In Abhängigkeit des örtlichen bzw. überörtlichen Baulandbedarfs sowie des weiteren 

Flächenangebotes in der Region sind die Folgen der Freigabe einer oder mehrerer Lie-

genschaften immer auch in einem größeren räumlichen Zusammenhang zu betrachten – 

örtlich, interkommunal, regional. Denn die konversionsbedingten Veränderungen der zur 

Verfügung stehenden baulichen Flächenpotenziale können sich über die Gemeindegren-

zen hinaus auswirken und damit oftmals auch eine regionale Konversionsbetroffenheit 

verursachen. Vor dem Hintergrund einer begrenzten Aufnahmefähigkeit der Immobilien-

märkte, die in der Regel nicht lokal abgrenzbar sind, ist ein zusätzliches Angebot an Flä-

chen für Wohnbau, Gewerbe, Einzelhandel oder bei der Infrastruktur sorgfältig zu prüfen. 

Nachfolgende Fragestellungen sind dabei im Sinne einer Ersteinschätzung des Bauland-

bedarfs in die Konversionsüberlegungen einzubeziehen:  

 

 Welche sozioökonomischen Veränderungen (Wachstum oder Schrumpfung der 

Bevölkerung- und Beschäftigtenentwicklung) sind mittel- bis langfristig für die Re-

gion zu erwarten? Lassen sich daraus grundsätzliche Aussagen hinsichtlich der 

Ziele für die weitere Siedlungsentwicklung ableiten? 

 Welche sonstigen Baulandpotenziale (auf Flächennutzungsplan-Ebene) stehen in 

der Region zur Verfügung (Lage, Brachflächen / Flächen „auf der grünen Wie-

se“)? Wie ist das Flächenverhältnis der Potenziale zur Konversionsfläche? 

 Welche Flächen werden in der Region bzw. im Ort / in der Stadt angeboten? In 

welcher Konkurrenz steht die Konversionsfläche? 

 Welche Nachfrage (Art, Umfang) kann raumverträglich entwickelt werden? 

 Liegen Entwicklungs- und Flächenbedarfe in der Region vor? Welche Qualität 

(z. B. Lage, Baulandpreis) der Fläche wird nachgefragt? 
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TIPP:  Daten über die Einwohner- und Beschäftigtenentwicklung, die durchschnittli-

chen Haushaltsgrößen oder die Altersstruktur der Bevölkerung, die einen Hinweis 

auf die mittel- bis langfristige Entwicklung und den entsprechenden Flächenbedarf 

geben können, sind über die statistischen Ämter (Schleswig-Holstein: Statistikamt 

Nord) bzw. Meldeämter erhältlich. In Schleswig-Holstein ergeben sich Hinweise für 

den künftigen Wohnungsbedarf auch aus der Wohnungsmarktprognose
16

 für 

Schleswig-Holstein bis 2025; Stand Juni 2011. 

 

 

TIPP:  Aus einer ergänzenden Befragung von Vertretern der Immobilienwirtschaft, 

die in Abstimmung mit der BImA oder durch diese selbst erfolgt, lässt sich häufig ei-

ne realistische Einschätzung zum aktuellen Wohnungs- und Immobilienmarkt gewin-

nen. 

 

 

 

2.1.4 Erstbewertung der Liegenschaftsfläche und Flächentypisierung 

 

Mit einer Erstbewertung nach festgelegten Kriterien oder einer Typisierung der Konversi-

onsflächen werden die große Bandbreite und Vielfalt der freigezogenen Militärareale 

nach grundlegenden Merkmalen und Rahmenbedingungen strukturiert, um das Erkennen 

von Handlungs- und Entwicklungsprioritäten zu vereinfachen und eine grobe Einschät-

zung der später möglichen Verwertungserfolge zu erhalten.  

 

Bereits in der ersten Konversionsphase können mit Hilfe einer Typisierung von Konversi-

onsflächen ohne größeren Aufwand wichtige Erkenntnisse nicht nur für die regionale 

Einordnung der Flächen sondern insbesondere auch für die Begründung kommunaler 

Konversionsstrategien gewonnen werden. Für die Liegenschaftsgemeinde werden vor 

allem folgende Ziele verfolgt:  

 

 Unvoreingenommene qualitative Einordnung der Konversionsfläche durch die 

Kommune, 

 Frühzeitige Berücksichtigung der Belange einer nachhaltigen, flächensparenden 

Siedlungsentwicklung und der Qualität der Flächennutzung, 

 Argumentationshilfe gegenüber Einzelinteressen und beteiligten Akteuren, 

 Aufdecken des Klärungsbedarfs, der schon zu einem sehr frühen Zeitpunkt im 

Konversionsprozess zu behandeln ist, 

 Entscheidungsunterstützung hinsichtlich der Entwicklungspriorität der Fläche ge-

genüber anderen kommunalen Baulandreserven und der Zuordnung einer Kon-

versionsstrategie, 

 Grundlage für Abstimmungsprozesse zwischen Kommune und Region / Land wie 

auch mit der BImA, u. a. auch hinsichtlich der Einordnung der Fläche in überge-

ordnete interkommunale bzw. regionale Konzepte. 

 

                                                      

16 IfS 2011 
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Auch die BImA sortiert und segmentiert ihre Liegenschaften nach Kriterien der Ver-

marktbarkeit, dem Erfordernis der Anentwicklung und Baurechtschaffung sowie Notwen-

digkeit einer Gefahrenabwehr bei Altlasten- und Kampfmittelverdacht. Ein Abgleich sowie 

eine frühzeitige Abstimmung über die Erstbewertung der Entwicklungsperspektiven und 

möglichen Restriktionen zwischen Land, Kommune und BImA trägt zu einem gemeinsa-

men Chancen- und Problemverständnis als wichtige Grundlage für eine abgestimmte 

Entwicklungskonzeption bei. 

 

 

In Schleswig-Holstein beispielsweise erfolgt unter der Federführung des Konversionsbü-

ros im Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr (MWV) eine tabellarische 

Bewertung
17

 sämtlicher zu verwertender Standorte und Liegenschaften im Land, um den 

Kommunen aus übergeordneter Sicht frühzeitig planerische Rahmensetzungen für die 

zivile Nutzungsfindung zur Verfügung zu stellen. Die einzelnen Fachressorts geben aus-

gehend von ihrer Zuständigkeit (Landesplanung, Naturschutz, Denkmalschutz, etc.) ihre 

Einschätzungen zu verschiedenen flächenbezogenen Themenfeldern ab und stellen aus 

ihrer Sicht nutzungseinschränkende und -ausschließende Kriterien dar (siehe Tab. 2). 

Die Bewertung kann als Basis für eine Flächenpriorisierung innerhalb der Kommune oder 

Region dienen sowie im Vorfeld von konkreten Nutzungsüberlegungen einen ersten Hin-

weis auf mögliche grundlegende Konversionsstrategien geben (siehe auch Kapitel 7.2). 

 

 

 Kreis 

 Planungsraum gemäß Landesplanung 

 Ansprechpartner bei der BImA 

 Objektbezeichnung 

 Liegenschaftsgröße in m² 

 Verfügbarkeit der Fläche 

 Gebietstyp der Raumordnung 

 Anmerkungen zu raumordnerischen 

Belangen 

 Anmerkungen zu Städtebau und  

Ortsplanung 

 Anmerkungen zu Städtebau- / Wohn-

raumförderung 

 Denkmalschutz 

 Archäologie 

 Überlagerung mit Naturschutzflächen 

 Umweltschutz- und naturschutzfachli-

che Bewertung 

 Erkenntnisse zu Altlasten-  

Tab. 2: Kriterienkatalog der Bewertung freigegebener Liegenschaftsflächen in 

Schleswig-Holstein  

 

 

Für Liegenschaften in anderen Bundesländern oder in Ergänzung zu oben dargestellter 

Bewertung in Schleswig-Holstein ermöglicht das von der Universität der Bundeswehr 

München entwickelte Konversionsflächen-Typisierungsmodell eine zusätzliche Grundlage 

für die Ersteinschätzung der Konversionsfläche. Das Typisierungsmodell ordnet die Lie-

genschaften nach ihrem möglichen Beitrag zu einer nachhaltigen Raumstruktur und ins-

besondere auch nach ihrem immobilienökonomischen Potenzial ein, womit frühzeitig eine 

grobe Orientierung hinsichtlich der möglichen Wettbewerbsfähigkeit und der wirtschaftli-

chen Rentabilität der Liegenschaftsfläche gegeben wird. Eine detaillierte Darstellung des 

Konversionsflächen-Typisierungsmodells ist zu finden in: 

                                                      

17 MWV 2010a 
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Jacoby (Hrsg.) (2008): Konversionsflächenmanagement zur nachhaltigen Wiedernutzung 

freigegebener militärischer Liegenschaften (REFINA-KoM), Heft 4/08, Neubiberg,  

S. 273-291 

 

 

TIPP:  Eine über die orientierende Erstbewertung hinausgehende Anwendung eines 

Typisierungsmodells verschafft der Konversionsgemeinde eine umfassende Argu-

mentationsgrundlage für die Abstimmungsprozesse mit der BImA und den zuständi-

gen Behörden. Die für Regionalplanung und Regionalmanagement wie auch die für 

regionale Wirtschaftsförderung zuständigen Stellen (in Schleswig-Holstein insbe-

sondere die Regionalmanager für Konversion) können bei der Durchführung der 

Konversionsflächentypisierung zu Rate gezogen werden. 

 

 

 

2.1.5  Beitrag der Konversion zum Flächensparen und zu einer nachhaltigen Ent-

wicklung 

 

Im Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 wird das Potenzial militärischer 

Liegenschaften zur Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme hervorgehoben und in 

Teil B Kap. 2.7 Abs. 3 folgender Grundsatz aufgestellt: „Die Inanspruchnahme neuer 

Flächen soll landesweit reduziert werden. Zur Verringerung der Inanspruchnahme von 

Grund und Boden […] sollen die Umnutzung brachliegender ehemals baulich genutzter 

Flächen, insbesondere ehemals militärisch, verkehrlich und industriell-gewerblich genutz-

ter Flächen im Siedlungsbereich, vorangetrieben und Baulandreserven mobilisiert wer-

den.“ 

 

Die Wiedernutzung freigegebener militärischer Liegenschaften wird grundsätzlich als 

wichtiger Beitrag zur Umsetzung des Flächensparziels des Bundes und der Länder ein-

gestuft, wenn dadurch eine Flächenneuinanspruchnahme andernorts vermieden werden 

kann. Die Ausweisung von Bauland auf Konversionsflächen muss sich an den Marktge-

gebenheiten, am Bedarf und an der Wirtschaftlichkeit orientieren. Zwanghafte Bereitstel-

lung von Bauflächen für Gewerbe oder Wohnen aus Gründen der Standortkonkurrenz 

zwischen den Kommunen um Einwohner und Arbeitsplätze ist ebenso zu vermeiden wie 

Wohnbebauung in nicht Flächen sparender Bauweise auf zu großen Parzellen.  

 

Insbesondere bei siedlungsfernen Flächen muss sorgfältig geprüft werden, ob durch eine 

bauliche, im Außenbereich nicht privilegierte Nutzung von Bestandsgebäuden der weite-

ren Zersiedelung Vorschub geleistet wird oder andere räumliche Nutzungskonflikte ent-

stehen. Wenn die vorgesehenen Nutzungen auch im Innenbereich möglich sind, ist die 

Entwicklung vorrangig dort voran zu treiben.  

 

Die Inanspruchnahme bebauter Liegenschaftsflächen in peripherer Lage (vgl. Kapi-

tel 2.1.1) ist bei entsprechender Nachfrage und Eignung gegenüber einer Flächenneuin-

anspruchnahme in vergleichbarer Lage vorzuziehen. Häufig sprechen hier aber ökologi-

sche Belange und Aspekte des Natur- und Landschaftsschutzes sowie Lage und Auswir-

kungen auf Infrastruktur und Siedlungsstruktur gegen solche Projekte.  

  

Reduzierung der 

Flächeninan-

spuchnahme 

durch Flächen-
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Vorrang der  

Innenentwicklung 
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TIPP:  Um den Beitrag der Militärflächenkonversion zum Flächensparziel in der Ge-

meinde bzw. der Region zu verdeutlichen, sollte eine entsprechende Flächenbilan-

zierung der Konversionsflächen, Brachflächen und der sonstigen Baulandpotenziale 

erfolgen. Dabei kann insbesondere herausgestellt werden, in welchem Umfang die 

Nachnutzung von Konversionsflächen die bisher geplante bzw. anderenfalls in Zu-

kunft erforderliche Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungszwecke reduzieren 

wird. 

 

 

 

LITERATURHINWEIS:  Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 steht 

auf der Internetseite des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein unter 

folgendem Link zum Herunterladen zur Verfügung: 

http://www.schleswig-holstein.de/IM/DE/Service/Broschueren/BroschuerenLaPla/ 

Plaene/Brosch_LEP.html  

 

 

 

 

2.2  Gemeindlicher Flächenbedarf für Nachfolgenutzung und Bestands-

schutz 

 

 

2.2.1 Siedlungsflächenbedarf der Gemeinde mit Infrastrukturfolgekostenabschät-

zung 

 

Bevor der Einstieg in konkrete Nutzungsüberlegungen erfolgt, ist zunächst - aufbauend 

auf der Ersteinschätzung des regionalen Baulandbedarfs und -potenzials (vgl. Kapitel 

2.1.3) - der Siedlungsflächenbedarf der Liegenschaftsgemeinde für die verschiedenen 

Nutzungsarten genauer zu ermitteln. Selbst wenn entsprechende aktuelle Berechnungen 

hierzu vorliegen, sind diese zu überprüfen und ggf. zu aktualisieren, da die Freigabe ei-

nes militärischen Areals mit seinen strukturellen Auswirkungen (Arbeitsplätze, Kaufkraft 

etc.) die örtliche Bedarfssituation durchaus kurzfristig wie auch mittel- und langfristig er-

heblich verändern kann. 

 

Unter Nutzung der amtlichen Bevölkerungsprognosen, Berücksichtigung regionaler oder 

interkommunaler Entwicklungskonzepte und Beachtung der raumordnerischen Festle-

gungen zur Siedlungsentwicklung hat die Gemeinde angesichts der bevorstehenden 

Auflassung einer militärischen Liegenschaft in ihrem Gemeindegebiet die erforderlichen 

Angebote an Flächen für Wohnbau, Gewerbe, Einzelhandel, technische und soziale Inf-

rastruktur wie auch für örtliche Grünflächen sorgfältig zu ermitteln. Die durch das Frei-

werden (größerer) militärischer Areale sich eröffnenden, häufig großen Potenziale für die 

gemeindliche Siedlungsentwicklung relativieren dabei keineswegs die planerischen 

Grundsätze des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden, so dass 

auch bei großen Konversionsflächen ein qualitativ hochwertiger Städtebau mit angemes-

sener baulicher Verdichtung für den ermittelten Flächenbedarf anzustreben ist.  

 

Berücksichtigung 

der kommunalen 

Folgekosten einer 

Konversion 
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Dies gilt umso mehr, als nicht nur bei der Ausdehnung der Siedlungsfläche in den Au-

ßenbereich, sondern auch bei der zivilen Wiedernutzung freigegebener militärischer Flä-

chen erhebliche Infrastrukturkosten für die Planungs- und Bauphase wie auch die an-

schließende Nutzungsphase entstehen, welche von der Gemeinde bzw. ihren Einwoh-

nern über viele Jahre getragen werden müssen. Neben den frühzeitig zu klärenden Fra-

gen, welche Elemente der vorhandenen Infrastruktur einer Konversionsfläche weiter ge-

nutzt werden können und welche ersetzt bzw. erneuert werden müssen, ist im Sinne 

einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung die Durchführung einer Infrastrukturfolgekos-

tenabschätzung für die Konversionsfläche zu empfehlen. Entsprechende Modelle und 

Werkzeuge (z. B. internetbasierter Folgekostenrechner
18

) stehen den Gemeinden zur 

Verfügung.
19

 

 

 

TIPP:  Es ist zu berücksichtigen, dass eine Folgenutzung auch Investitionen außer-

halb der Konversionsfläche erforderlich machen kann, wie z. B. die Anbindung an 

das ÖPNV-Netz oder eine Anpassung der verkehrstechnischen oder der sonstigen 

technischen Infrastruktur. 

 

 

TIPP:  Auch die Kosten, welche durch die Übertragung von Verkehrswegen auf die 

Gemeinde künftig entstehen, sind zu bewerten. 

 

 

TIPP:  Hat die Gemeinde die Liegenschaftsfläche bzw. Teilbereiche gekauft, kann 

die Übertragung des Eigentums oder eine Verpachtung von darauf befindlichen 

Sportanlagen an (finanziell gesunde) Sportvereine die kommunalen Unterhaltskos-

ten senken. 

 

 

TIPP:  Die Ausrüstung der Feuerwehr ist eine gemeindliche Aufgabe. Deshalb ist bei 

baulichen Entwicklungen das eventuelle Erfordernis einer Aufstockung der Gerät-

schaften in der Folgekostenabschätzung zu berücksichtigen. 

 

 

 

2.2.2  Konversionsfläche im örtlichen Kontext vor dem Hintergrund des Flächen-

sparziels 

 

Die Priorisierung von Baulandreserven verfolgt das Ziel, entsprechend den Forderungen 

eines nachhaltigen Flächenmanagements die Innenentwicklung und eine ressourcen-

schonende Flächennutzung in der Kommune zu fördern und gleichzeitig bestehende 

Vermögenswerte zu bewahren und zu nutzen. Konversionsflächen stoßen regelmäßig 

auf eine bereits durch Stadt- bzw. Ortsentwicklungskonzepte und Bauleitpläne fixierte, 

priorisierte Flächenkonstellation, die jedoch auch vor dem Hintergrund des im § 1 Abs. 6 

Nr. 10 BauGB verankerten Belanges der zivilen Anschlussnutzung von militärischen Lie-

genschaften auf ihre Gültigkeit zu überprüfen ist.  

                                                      

18 Vgl. Gertz Gutsche Rümenapp Stadtentwicklung und Mobilität GbR 2011. 

19 Vgl. Preuß, Floeting 2009; BMVBS 2010; BMVBS 2011. 
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Häufig entspricht die zivile Wiedernutzung mehreren Zielvorstellungen und Abwägungs-

belangen im Sinne einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung (u. a. Bodenschutz-

klausel, Flächenwiedernutzung), so dass dieser eine hohe Priorität bei der örtlichen Ent-

wicklung zukommen kann. 

 

 

 

Abb. 4: Faktoren für eine Flächenpriorisierung und die Festlegung einer Konversionsstrategie 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

 

 

Werden Konversionsflächen vor diesem Hintergrund als priorisierte Bauflächen einge-

stuft, sind sie auch in schwierigen Immobilienmärkten auf Basis effizienter Verfahren und 

Instrumente zu entwickeln. Erst durch die Zurückstellung sonstiger Baulandreserven ge-

genüber der Wiedernutzung von geeigneten militärischen Liegenschaften ergibt sich aber 

ein messbarer Beitrag für die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme. In erster 

Linie können dies – je nach den vorliegenden Baulandbedarfsprognosen und örtlichen 

Erfordernis  

einer Flächen-

priorisierung 
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Entwicklungsvorstellungen – eine zeitliche Zurückstellung der Entwicklung oder aber die 

Rücknahme von ausgewiesenen Bauflächen aus den Flächennutzungsplänen sein. 

 

 

TIPP:  Die Zurückstellung von sonstigen Baulandreserven (Rücknahme oder zeitli-

che Streckung von Baulandausweisungen im Flächennutzungsplan) zeigt nicht nur 

den Beitrag zum Flächensparen an, sondern trägt auch erheblich zur Steigerung der 

Vermarktungschancen der priorisierten Konversionsflächen bei. 

 

 

Abb. 4 stellt die Aspekte dar, die im Sinne eines nachhaltigen Flächenmanagements 

Voraussetzung für eine Flächenpriorisierung in einer Kommune bzw. in einem regionalen 

Teilraum / einer Planungsregion sowie für die Festlegung einer Konversionsstrategie 

sind. Die Typisierung bzw. Erstbewertung kann hier als grober Orientierungsrahmen und 

„Frühwarnsystem“ dienen, um auf den notwendigen Klärungsbedarf aufmerksam zu ma-

chen – etwa das Erfordernis einer Abstimmung mit der Landesplanung – der vor konkre-

ten Entscheidungen und Untersuchungsaufträgen von den kommunalen Akteuren be-

rücksichtigt werden muss. 
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3. Nutzungsfindung 

 

 

Nachfolgende Ausführungen beziehen sich schwerpunktmäßig auf die Arbeitsschritte der 

Nutzungsfindung im Rahmen der Strategie der baulichen Nutzung. Die Nutzungsfindung 

in der Strategie der Freiraumnutzung erfolgt nach ähnlichen Prinzipien, wird aber in die-

ser Arbeitshilfe nicht differenziert dargestellt. 

 

 

 

3.1 Grundlagenermittlung 

 

Neben der Frage, wie sich die künftigen Nutzungen in die kommunale oder regionale 

Gesamtentwicklung einfügen können, ist die prinzipielle Eignung für mögliche Nutzungen 

zuerst auf Grundlage einer qualitativen Einschätzung des Standortes und einer gründli-

chen Beschäftigung mit dem Bestand zu klären. Denn jede Liegenschaft hat ihre eigene 

Prägung, welche die zivilen Nutzungsperspektiven beeinflusst und die im Sinne einer 

nachhaltigen Entwicklung bei der Zielfindung berücksichtigt werden muss.  

 

Die für eine Nutzungsfindung erforderlichen Daten und Informationen lassen sich grob in 

zwei Themenbereiche zusammenfassen: Auf der einen Seite in die bestandsgeprägte 

Untersuchung mit der Benennung von Potenzialen, Grenzen und Restriktionen sowie auf 

der anderen Seite in die Ermittlung der Nachfrage, Bedarfe, Anforderungen und Erwar-

tungen, auf das, was fehlt, stadtentwicklungspolitisch erforderlich ist und benötigt wird 

oder aber im Übermaß vorhanden ist. Es ist zu empfehlen, hierzu einen Überblick mit 

einer sog. „SWOT“-Analyse, häufig auch als Stärken-Schwächen-Analyse bezeichnet, zu 

verschaffen (siehe Tab. 3). 

 

SWOT Potenziale Grenzen / Restriktionen 

Bestand / Ist-Situation Stärken (Strengths) 
Schwächen 

(Weaknesses) 

Entwicklung / Prognose Chancen (Opportunities) Risiken (Threats) 

Tab. 3: SWOT-Analyse 

 

 

 

TIPP:  Es empfiehlt sich auch im Rahmen der Grundlagenermittlung die Kontaktauf-

nahme zur BImA, die ihrerseits bestimmte Untersuchungen wie z.B. Markt- und Po-

tenzialanalysen usw. selbst veranlasst. 

 

Anwendung der 

„SWOT“-Analyse 
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3.1.1  Standörtliche Untersuchung 

 

Zur Klärung der Restriktionen und Entwicklungspotenziale sind regelmäßig nachfolgende 

grundlegende Daten und Informationen zu ermitteln und aufzubereiten, fallbezogen sind 

weitere aufzunehmen: 

 

 Raumordnerische Zentralität und Funktion der Liegenschaftsgemeinde 

 Räumliche Lage zum Siedlungskörper und im städtebaulich-

landschaftsplanerischen Kontext, gesamtstädtische Planungen 

 Umfeldnutzungen und ihr Schutzbedürfnis 

 Lage in / zu Schutzgebieten und raumordnerischen Gebietsausweisungen 

 Erreichbarkeit, externe Erschließung und deren Anknüpfungspunkte 

 Katasterdaten und topographische Verhältnisse der Liegenschaft 

 Flächen- bzw. Baustrukturtypen aus militärischer Vornutzung und ihre Abgren-

zung 

 Interne verkehrstechnische und sonstige Erschließungssysteme (Ver- / Entsor-

gung) 

 Bauliche Anlagen 

 Zustand von Natur und Landschaft (z.B. Vorkommen geschützter Biotope und Ar-

ten) 

 Altlasten- und Kampfmittelbelastungen 

 Einschränkungen der Benutzbarkeit (z. B. Freileitungen, Bau- und Bodendenk-

mäler) 

 

Neben Daten zur Liegenschaft (Mikrostandort) sind auf unterschiedlichen Maßstabsebe-

nen Informationen zum lokalen und regionalen Umfeld (Makrostandort) sowie die sozio-

ökonomischen Rahmenbedingungen (z. B. wachsende oder schrumpfende Region, vgl. 

Kapitel 2.1.3) ergänzend zu berücksichtigen, um ein umfassendes Standortprofil der Lie-

genschaft als Basis für die Nutzungsfindung und -zuordnung zu erhalten. In der Folge 

sind die erkannten Entwicklungspotenziale einer Liegenschaft mit den spezifischen An-

forderungen der in Betracht kommenden Nutzungsalternativen abzugleichen, um die 

Möglichkeiten und Grenzen der zivilen Nachnutzungen beurteilen zu können. 

 

 

TIPP:  Die Bestandsunterlagen haben in der Regel einen unterschiedlichen Plan-

stand, sind häufig unvollständig und stellen oftmals einen nicht aktuellen Bauzustand 

dar, so dass eine fachkundige Bewertung der Dokumente erforderlich ist. Hierzu 

kann in Abstimmung mit der BImA ein Planungsbüro eingeschaltet werden. 

 

 

Jede Liegenschaft verfügt über ein spezifisches Potenzial für bauliche oder sonstige Nut-

zungen und löst hinsichtlich ihrer Lage im Siedlungs- oder Freiraumzusammenhang und 

aufgrund fachplanerischer Belange und Restriktionen spezifische (Flä-

chen-) Anforderungen aus, die im Rahmen der Standortuntersuchungen zu klären und 

abzugleichen sind. So sind beispielsweise ein regionaler Grünzug oder eine erforderliche 

Freiflächenvernetzung umfeldbezogene Flächenanforderungen, die bei der Nutzungsfin-

dung zu berücksichtigen sind. Gleiches gilt für liegenschaftsbezogene Flächenanforde-

Erkennen 

der Entwick-

lungspotenziale 

Klärung der  

speziellen  

Flächen-

anforderungen 
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rungen, wie z. B. Vorgaben des Denkmalschutzes oder des Naturschutzes, die das mög-

liche Nutzungsspektrum einschränken können. Auch Informationen und Vorgaben aus 

einem örtlichen oder überörtlichen Flächenmanagement können Anforderungen an die 

Liegenschaftsfläche auslösen (siehe Abb. 5, Seite 72). 

 

 

TIPP:  Vor nutzungsbezogenen Überlegungen sollten Nutzungsrestriktionen, aus-

schließende und einschränkende Kriterien geklärt werden. 

 

 

TIPP:  Vor weiteren Entwicklungsüberlegungen ist zu prüfen, ob ein unmittelbarer 

kommunaler Bedarf oder ein Landesbedarf vorliegt, der sich auf der Liegenschaft 

umsetzen lässt. 

 

 

In der Regel ermittelt bereits die BImA – auch in Abstimmung mit den militärischen Be-

hörden – grundstücksrelevante Informationen. Die BImA als Eigentümerin hat die Lie-

genschaft nach dem militärischen Betrieb mitsamt den häufig bauinfrastrukturell komple-

xen technischen Anlagen (Heizwerk, Wasserwerk, Ver- und Entsorgungsanlagen, IT-

Infrastruktur u. ä.) neu in „Besitz“ genommen. Sie ist selber an einer umfassenden Be-

standsaufnahme im Hinblick auf die Nachnutzungsfähigkeit interessiert und steht daher in 

Wahrnehmung Ihrer Eigentümerverantwortung für Ermittlungen zu städtebaulichen und 

grünplanerischen Sachverhalten sowie zu Altlasten und Kampfmittel zur Verfügung.  

 

Je nach Erfordernis können weitere Daten und bedarfsabhängig zusätzliche Untersu-

chungen notwendig werden. In Abhängigkeit vom verfügbaren Know-how und den perso-

nellen Ressourcen ist zwischen Kommune und BImA zu entscheiden, ob im Rahmen der 

Grundlagenermittlung zu einzelnen Themenfeldern und für spezielle fachliche Aspekte 

Gutachten in Auftrag gegeben werden. Im Verlauf der konkreten örtlichen Planungen 

können dann weitere Fachgutachten erforderlich werden. 

 

 

TIPP:  In Abstimmung mit der BImA ist jeweils vorab die Kostentragung für erforder-

liche Untersuchungen und Fachgutachten zu klären. 

 

 

 

3.1.2 Bedarfsabschätzung 

 

Neben den Daten und Informationen zur Liegenschaft und zum räumlichen Umfeld, die 

eine Vorauswahl adäquater Nutzungen ermöglichen, sind weiterhin immobilienökonomi-

sche Untersuchungen zur Angebots- und Nachfragesituation sowie Analysen zu den 

Marktpotenzialen durchzuführen, sofern nicht eine öffentliche Nachnutzung wie z. B. Be-

triebshof, Schule, Regenrückhaltebecken o. ä. naheliegt.  
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TIPP:  Eine Konversionsentwicklung kann nur angestoßen und in der Folge (suk-

zessive und nachhaltig) fortgesetzt werden, wenn sie auf vorhandenen Marktpoten-

zialen und einer „ungeschönten“ Betrachtung der Marktgegebenheiten basiert und 

sich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten rentierlich umsetzen lässt. 

 

 

Aufgrund der Vielzahl der sehr unterschiedlichen Entwicklungspotenziale der bisher mili-

tärisch genutzten Flächen und der sehr verschiedenen Rahmenbedingungen vor Ort sind 

je nach spezifischer Ausgangslage verschiedene Herangehensweisen zur Bedarfsab-

schätzung einzuschlagen. Nachfolgend sollen unterschieden werden: 

 

 Räumliche Betrachtung von Flächenbedarfen 

 Betrachtung von Teilmärkten 

 Betrachtung besonderer baulicher Potenziale 

 

 

Räumliche Betrachtung von Flächenbedarfen  

 

Auf verschiedenen räumlichen Ebenen - lokal, regional, überregional - wird nach mögli-

chen Flächenbedarfen insbesondere in den Standardmärkten Wohnen, Gewerbe, Dienst-

leistung, Handel und Freizeit gesucht. Eine kleinräumliche lokale Betrachtung erfasst, 

inwieweit Flächennachfrage in der Stadt oder Gemeinde vorliegt, die durch eine beste-

hende Unterversorgung, Wanderungsbewegungen oder aus endogenen Wachstumsfak-

toren wie etwa lokalem Verlagerungsbedarf oder steigendem Wohnflächenbedarf ent-

steht und ansonsten an anderer Stelle durch Neubau oder Flächenneuausweisung be-

friedigt würde. In der Regel reicht für die marktgängigen A-Liegenschaften
20

 die Perspek-

tive dieser Maßstabsebene aus. 

 

Eine weitere Betrachtung erfolgt auf interkommunaler bzw. kleinteilig regionaler Ebene, 

um auf der Konversionsfläche Nachfragen zu bündeln, die aufgrund einer fehlenden oder 

nicht geeigneten Flächenverfügbarkeit in anderen Kommunen bestehen. 

 

Und schließlich ist insbesondere für Konversionsflächen, die nicht im Siedlungszusam-

menhang gelegen sind, oftmals zusätzlich eine überregionale Betrachtung nach Flächen-

                                                      

20 Konversionsflächen können im Rahmen einer Typisierung gemäß dem Modell der UniBw München 

(siehe Kapitel 2.1.4) nach ihrem allgemeinen immobilienökonomischen Potenzial und der erwarteten 

wirtschaftlichen Rentabilität eines erforderlichen Entwicklungsprozesses in nachfolgende Flächenty-

pen unterschieden werden: 

- A-Liegenschaften sind wettbewerbsfähige Flächen („Selbstläufer“) mit hohem Inwertsetzungs-

Potenzial; der zu erwartende Ertrag aus der Bodenwertsteigerung liegt deutlich über den Kosten der 

Baureifmachung 

- B-Liegenschaften sind bedingt wettbewerbsfähige Flächen mit mittlerem Inwertsetzungs-Potenzial; 

Bodenwertsteigerungen sind aufgrund von Entwicklungsrisiken nicht gesichert 

- C-Liegenschaften sind nicht wettbewerbsfähige Flächen mit niedrigem Inwertsetzungs-Potenzial; 

Bodenwertsteigerungen sind nicht oder nur in geringem Umfang zu erwarten 

- N-Liegenschaften sind Ausschlussflächen ohne Inwertsetzungs-Potenzial (z. B. FFH-Gebiete) 

Die Flächentypisierung dient der Ersteinschätzung und zur groben Einordnung von Liegenschaftsflä-

chen und berücksichtigt nicht mögliche (Nach-) Nutzungen im Einzelfall. 

Varianten der 
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abschätzung 

Flächenbedarfe 

lokal, regional 

und überregional 
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nachfragen bzw. -bedarfen erforderlich. Als Beispiel hierfür sind Industrie-, Dienstleis-

tungs- oder Freizeitnutzungen zu nennen, die großen Platzbedarf aufweisen oder auf-

grund ihres Störpotenzials größeren Siedlungsabstand benötigen. 

 

 

Betrachtung von Teilmärkten 

 

Verschiedene Marktsegmente bzw. funktionale und räumliche Teilmärkte werden gezielt 

nach Flächennachfragen untersucht, die aus gegenwärtigen wirtschaftlichen Entwick-

lungstrends oder veränderten Rahmenbedingungen entstehen. Momentan werden bei-

spielsweise Flächen zur Erzeugung erneuerbarer Energien verstärkt nachgefragt, da das 

derzeit gültige Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) insbesondere die Einspeisever-

gütung für Strom aus Photovoltaik-Freiflächenanlagen unter bestimmten Voraussetzun-

gen auf Konversionsflächen (z. B. auf versiegelten Flächen) begünstigt. Auch die gezielte 

Unterstützung und Wirtschaftsförderung für den Aufbau bzw. die Weiterentwicklung öko-

nomischer Kompetenzfelder (Cluster) in einer Region kann Flächennachfrage erzeugen, 

die durch die Wiedernutzung von Konversionsflächen gedeckt werden kann.  

 

 

Erneuerbare Energien prägen das Profil der Folgenutzung in Eggebek 

 

Auf dem ehemaligen Marineflugplatz Eggebek entsteht schrittweise ein Energie- und Technologiepark. Der Flächeneigen-

tümer Gewerbepark Carstensen GmbH verfolgt für das über 400 ha große Areal ein Nutzungskonzept, das die Bausteine 

Biogas, Windkraft und Photovoltaik unter wissenschaftlicher Begleitung miteinander verknüpft. Eine Biogasanlage wurde 

bereits errichtet. Eine Forschungswindkraftanlage (2 MW) und eine leistungsstarke Freiflächenphotovoltaikanlage 

(83 MW, 129 ha) befinden sich in der Realisierung. Die Fachhochschule Flensburg bearbeitet technische, naturwissen-

schaftliche und betriebswirtschaftliche Studienschwerpunkte und bindet weitere Forschungskapazitäten des Landes in die 

Arbeit ein. 
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Betrachtung besonderer baulicher Potenziale 

 

Die zuvor dargestellten Untersuchungsbereiche beschreiben Ansätze, wie sich aus den 

funktionalen und räumlichen Gegebenheiten und dem kommunalen oder regionalen Be-

darf eine Nutzung für die Liegenschaft ableiten lässt. Daneben ist auch der dazu gegen-

läufige, Nutzung „erfindende“ Ansatz zu erwähnen. Bei diesem Vorgehen werden durch 

das Präsentieren der Fläche, insbesondere durch die BImA, im Immobilienmarkt spezifi-

sche Lösungen für die Fläche gesucht und entwickelt, die z. B. aus nicht kontinuierlichen, 

in der Regel nicht standortgebundenen Nachfragen resultieren und die besondere Eigen-

art der Liegenschaft aus der militärischen Vornutzung (z. B. spezieller militärischer Ge-

bäudebestand, Flächengröße, besondere Lage) nutzen können. Nachfolgende Konversi-

onsbeispiele sollen diesen Handlungsansatz verdeutlichen:  

 

- Die Bunkeranlagen des Munitionsdepots in Süderlügum / Schleswig-Holstein wurden 

als Lager für Feuerwerkskörper für den dänischen Markt umgenutzt; durch die Wie-

dernutzung dieser besonderen militärischen Anlagen kann eine spezielle, nicht an 

einen Standort gebundene, aber spezielle Standortvoraussetzungen erfordernde 

Flächennachfrage befriedigt werden.  

- Der ehemalige Marinestützpunkt in Kappeln Olpenitz / Schleswig-Holstein ist an der 

Mündung der Schlei in die Ostsee gelegen. Diese Wasserlage stellt ein Alleinstel-

lungsmerkmal dar und ermöglicht für die Liegenschaft ein besonderes bauliches 

Nutzungspotenzial. Auf dem Areal werden eine Marina sowie touristische Einrich-

tungen mit Hotels und Ferienwohnungen unter Schonung der Naturschutzflächen 

entwickelt. 

 

Liegen keine oder nur geringe Bedarfe aus den Standardmärkten vor oder stehen Lie-

genschaften mit Sonderimmobilien aus der militärischen Vornutzung zur Verwertung an, 

wird die Marktbetrachtung in der Regel über die Liegenschaftsgemeinde hinaus - überört-

lich oder gar national / international - räumlich ausgedehnt werden müssen. Lassen sich 

Nutzer für diese oftmals peripher gelegenen Immobilien finden, ist regelmäßig der Zu-

ständigkeitsbereich der Regional- und Landesplanung tangiert und damit eine raumord-

nerische Beurteilung erforderlich. Denn die aus Sicht der Raumordnung ungünstige Lage 

steht einer möglichen Flächenneuinanspruchnahme und einem erhöhten Ressourcen-

verbrauch an anderer Stelle gegenüber.  

 

Soweit sich nicht die Perspektive einer besonderen Nutzungskonzeption für diese Stan-

dorte entwickeln lässt, sollten die planungsrechtlich vorrangig dem Außenbereich zuge-

wiesenen, extensiveren Nutzungsoptionen (neben landwirtschaftlichen Nutzungen und 

regenerativen Energien, wie Photovoltaik- und Biogasanlagen, ggf. aber auch Lohnunter-

nehmen, Recyclingbetriebe u. ä.) oder auch Rückbaumaßnahmen in die weiteren strate-

gischen Konzeptüberlegungen einbezogen werden.  

 

Der Rückbau von baulichen Anlagen verursacht zumeist hohe Kosten und vernichtet 

gleichzeitig bestehende Vermögenswerte, die andernorts erst wieder errichtet werden 

müssten. Auf der anderen Seite besteht für die Gemeinden neben der Entwicklung neuer 

Zukunftsperspektiven durchaus auch das Interesse, dass die Konversionsbrache nicht 

als dauerhafte Belastung im Gemeindegebiet verbleibt und einem geordneten Rückbau 

zugeführt wird, wenn sich keine Nutzungsperspektive ergibt. Schließlich kann ein Rück-

bau aber nach gängiger Praxis in Schleswig-Holstein auch für Ersatz- oder Ausgleichs-

Endogenes  

Entwicklungs-

potenzial einer 

Konversions-

fläche 

Abstimmungs- 

bedarf bei  

Sonder-

immobilien 
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maßnahmen (Schleswig-Holstein: nach ÖkokontoVO S-H) angerechnet werden, sofern 

für den Eigentümer keine gesetzliche Verpflichtung bzw. behördliche Anordnung zum 

Rückbau besteht (siehe auch Kapitel 2.1.1 – Strategie der Freiraumnutzung). 

 

Für diese Konversionsstandorte ist deshalb eine ergebnisoffene und kompromissbereite 

Vorgehensweise aller beteiligten Stellen und Akteure besonders wichtig, um ausgehend 

von der Spezifik der jeweiligen Fläche passgenaue und nachhaltige Nutzungen zu gene-

rieren. 

 

 

Standortgerechte Nutzung im Außenbereich – die Lagerung von Feuerwerkskörpern in Süderlügum 

 

Die zivile bauliche Nachnutzung von Standorten fernab der Siedlungsbereiche stößt in der Regel auf Widerstände, weil 

eine Zersiedelung des Landschaftsraums verhindert werden soll. Bei bestimmten Fallkonstellationen ist eine größere 

Distanz zu den Siedlungen aber ausdrücklich gewollt. Im Fall des ehemaligen Luftwaffenmunitionsdepots in Süderlügum 

wurde aus der Not eine Tugend gemacht: in 2 km Entfernung vom Siedlungsbereich wurde ein Betrieb zur Lagerung und 

Konfektionierung von Feuerwerkskörpern durch einen dänischen Investor eingerichtet. Die Mindestabstände zu den 

Wohnbereichen werden eingehalten. Zudem sind die Feuerwerkskörper sicher abgeschlossen und trocken gelagert. Die 

Merkmale der militärischen Infrastruktur und des Standorts stimmen in idealer Weise mit den technischen und Lage-

anforderungen der zivilen Folgenutzung überein. 
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3.1.3 Informationen zur technischen Baureifmachung
21

 

 

Konversionsareale sind „gebrauchte“ Flächen, deren Bodenverhältnisse, ober- und unter-

irdische Anlagen sowie Erschließungssysteme vor einer zivilen Folgenutzung in unter-

schiedlichem Umfang erst vorbereitet bzw. „baureif“ gemacht werden müssen. Die ent-

sprechenden Maßnahmen – wie z. B. Rückbau, Entsiegelung, Veränderung von schüt-

zenswertem Baum- bzw. Biotopbestand, ggf. abfallrechtliche Entsorgung und Sanie-

rungsmaßnahmen nach BBodSchG – können sehr kostenintensiv sein. Im Rahmen der 

Grundlagenermittlung und als Teil der standörtlichen Untersuchungen sind die für die 

Vorgänge der Baureifmachung der Fläche notwendigen Daten und Informationen zu er-

fassen und aufzubereiten und mit den Überlegungen zur Entwicklungskonzeption abzu-

gleichen. 

 

Im Wesentlichen unterscheidet sich die Grundlagenermittlung, Planung und Ausführung 

der technischen Baureifmachung in der Flächenkonversion nicht von der anderer „ge-

brauchter“ oder brachgefallener Flächen. Die Maßnahmen der technischen Baureifmac-

hung lassen sich in nachfolgende Handlungsfelder gliedern: 

 

 Altlasten 

 Kampfmittel 

 Baugrund 

 Erschließung 

 Ober- und unterirdische Anlagen 

 

 

TIPP:  Es ist darauf zu achten, dass die Prozesse des Herrichtens und Erschließens 

des Grundstückes für die geplante Folgenutzung als integrierter Baustein zur Ent-

wicklungskonzeption, städtebaulichen Planung und Umsetzung verstanden werden, 

um dadurch potenzielle Zeit- und Kostenvorteile nutzen zu können. 

 

 

 

Altlasten 

 

Es ist wahrscheinlich, dass sich auf ehemals militärischen Flächen schädliche Bodenver-

unreinigungen nach § 2 Abs. 3 oder Verdachtsflächen nach § 2 Abs. 4 BBodSchG (Bun-

desbodenschutzgesetz) und damit umgangssprachlich Altlasten befinden. Dabei ist da-

rauf hinzuweisen, dass die Eigentümerpflichten den Handlungsverpflichtungen im Status 

der militärischen Nutzung nach § 4 Abs. 4 BBodSchG entsprechen. „Bei der Erfüllung der 

boden- und altlastenbezogenen Pflichten …. ist die planungsrechtlich zulässige Nutzung 

des Gründstücks und das sich daraus ergebende Schutzbedürfnis zu beachten“ und stel-

len somit den Bewertungsmaßstab dar, dem Bundeswehr und BImA nachkommen. Be-

absichtigte Nutzungsänderungen erfordern oftmals eine erneute Gefahrenbewertung, die 

bei der Nachnutzungsplanung zu berücksichtigen ist – so ist der künftige Kinderspielplatz 

auf der Fläche einer Tankstelle ein Beispiel, wie auf vorhandene Belastungssituationen 

(z. B. bei Unkenntnis) planerisch falsch reagiert werden kann.  

                                                      

21 Kapitel 3.1.3 in Anlehnung an Alsbach 2008: 248 ff. 
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Nach heutigem Stand ist die Altlastenfrage jedoch gut beherrschbar, wenn eine sorgfälti-

ge Ermittlung der Art und des Umfangs von Bodenveränderungen, Altlasten oder Grund-

wasserverunreinigungen erfolgt und eine umfassende Beschäftigung mit der Thematik im 

Rahmen der Entwicklungskonzeption, informellen Planung und Bauleitplanung stattfindet. 

Dabei sind im Wesentlichen die Bestimmungen des Baugesetzbuchs (BauGB), des 

BBodSchG, der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) sowie in Schleswig-

Holstein das Landesbodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchG) zu berücksichtigen. 

 

 

 

Das übliche Ablaufschema der auf bundeseigenen Flächen angewandten Arbeitshilfe 

Boden- und Grundwasserschutz (siehe nachfolgenden Literaturhinweis) für den Umgang 

mit kontaminationsverdächtigen bzw. kontaminierten Flächen sieht folgende Phasen vor:  

 

 Phase I: Erfassung und Erstbewertung 

 Phase II: Untersuchungen und Gefährdungsabschätzung,  

untergliedert in (IIa) Orientierende Untersuchung und (IIb) Detailuntersuchung 

 Phase III: Sanierung,  

untergliedert in (IIIa) Sanierungsplanung, (IIIb) Sanierungsdurchführung und (IIIc) 

Nachsorge 

 

Sanierungsverantwortliche sind dabei gemäß § 4 Abs. 3 und Abs. 6 BBodSchG u. a. der 

Verursacher (Handlungsstörer) bzw. sein Gesamtrechtsnachfolger sowie der Grund-

stückseigentümer (Zustandsstörer) und Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das 

Grundstück. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Bund bei der 

Behandlung von Altlasten gemäß § 4 Abs. 4 BBodSchG so zu behandeln ist, wie andere 

Grundstückseigentümer auch. 

 

Noch während der militärischen Nutzung führen die Bundeswehr und Gaststreitkräfte 

Erkundungs- und Gefahrenabwehrmaßnahmen auf ihren Liegenschaften durch. Die Un-

tersuchungen sind aber regelmäßig lediglich auf die eigenen – militärischen – Nutzungs-

Praxis im  

Umgang mit  

Altlasten 
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aspekte ausgerichtet und liegen zudem häufig noch nicht durchgängig vor. Im Zuge der 

Vorbereitungen zum Verkauf der Liegenschaft erfolgt eine Abstimmung zwischen der 

BImA und den zuständigen Behörden über notwendige Maßnahmen, um den Verpflich-

tungen aus dem BBodSchG entsprechen zu können. Liegen Verdachtsmomente für Alt-

lasten vor, sind diese mittels orientierender Untersuchung gutachterlich zu bestätigen 

bzw. auszuschließen. Bei bestätigtem Verdacht sind durch Detailuntersuchungen die 

Menge und räumliche Verbreitung der Schadstoffe festzustellen sowie die abschließen-

den Gefährdungspotenziale für die betroffenen Wirkungspfade in Abhängigkeit zur ge-

planten Nutzung zu beurteilen.  

 

Seitens der BImA werden Erkundungsstrategien und Gefahrenbeurteilungen nicht auf 

künftige und evtl. sensiblere Nutzungen hin ausgerichtet, da Verpflichtungen zur Gefah-

renabwehr nur für eine der militärischen Nutzung vergleichbare zivile Nachnutzung be-

stehen. Ungeachtet dessen stellen Erkundungen und Maßnahmen der Gefahrenabwehr 

im Hinblick auf die künftigen Nutzungen keine Verpflichtung zur Gefahrenabwehr seitens 

der BImA dar, werden aber im Einvernehmen über die Entwicklung der Liegenschaft zwi-

schen Kommune und BImA und im Sinne einer Verkäufer-Due Diligence (Sorgfaltspflicht 

hinsichtlich der Prüfung u. a. von Risiken) meist durch die BImA beauftragt und zusam-

men mit der zuständigen Leitstelle des Bundes an der OFD-Niedersachsen (Oberfinanz-

direktion) in Hannover durchgeführt. Bei konkreten Gefahren sind die Sicherungs- oder 

Dekontaminationsmaßnahmen mit den zuständigen Behörden abzustimmen. 

 

 

TIPP:  Um den Aufwand der Dekontaminationen und das Investitionsvolumen zu mi-

nimieren, sollte die Konzeption der Altlastensanierung im ständigen Abgleich mit der 

Entwicklungskonzeption erfolgen. Denn die notwendigen Sanierungsleistungen rich-

ten sich gemäß § 4 Abs. 4 BBodSchG nach der künftig planungsrechtlich zulässigen 

Nutzung der Liegenschaft und des sich daraus ergebenden Schutzbedürfnisses. Art 

und Umfang der Altlast sollten somit insbesondere bei Konversionsvorhaben mit un-

günstigen Rahmenbedingungen (B- und insbesondere C-Standorte
22

) die Entschei-

dung beeinflussen, ob und welche Nachfolgenutzung an welcher Stelle angestrebt 

wird.  

 

 

Die BImA verfährt beim Verkauf altlastenbehafteter Grundstücke regelmäßig wie folgt: 

 

 „Besteht vor Abschluss eines Kaufvertrages bereits eine öffentlich-rechtliche Ver-

pflichtung der BImA zu bestimmten Maßnahmen auf Grund einer behördlichen 

Anordnung oder kraft Gesetzes, z.B. gemäß § 4 Abs. 2 oder 3 BBodSchG, kann 

die BImA dafür die Kosten im Rahmen seiner öffentlich- rechtlichen Verpflichtung 

übernehmen. 

 Eine Altlast, für deren Sanierung die Kosten bereits feststehen oder zumindest 

hinreichend bestimmt sind, ist im Rahmen der Verkehrswertermittlung angemes-

sen zu berücksichtigen.“
23

 

  

                                                      

22 Siehe Fußnote Nr. 20, Seite 57 

23 ARGEBAU 2002: 14 
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HINWEIS:  Der Verkehrswert der Liegenschaft ist zunächst unabhängig von den 

(bereits bekannten) Altlasten – „fiktiv altlastenfrei“ – zu ermitteln. Die entsprechende 

„Einpreisung“ auf Grundlage der Sanierungskostenermittlung wird dann in einer an-

gemessenen Kosten- / Risikoverteilung in Abhängigkeit von der geplanten Nutzung 

und den möglichen Gegensteuerungsmaßnahmen in der Umsetzung auszuhandeln 

sein. 

 

 

 „In den übrigen Fällen oder bei erheblicher Unsicherheit über das Vorhandensein 

von Altlasten ist der Bund verpflichtet oder bereit, sich an den Kosten der Sanie-

rung entsprechend dem Gedanken der Sachmängelhaftung des BGB (Bürgerli-

ches Gesetzbuch) – zu beteiligen. Die Beteiligung der BImA ist zeitlich befristet, 

der Höhe nach auf den Kaufpreis beschränkt und setzt eine Eigenbeteiligung des 

Käufers in Höhe von 10 % voraus. Dies betrifft auch bei nachträglich festgestell-

ten Altlasten die Fälle, bei denen das Kaufgrundstück für den im Kaufvertrag vo-

rausgesetzten Gebrauch hergerichtet werden muss oder soweit eine öffentlich- 

rechtliche Verpflichtung zur Sanierung besteht.“
24

 

 

 

TIPP:  Um die Risiken zu reduzieren, sollten vor einem Flächenerwerb alle altlasten-

relevanten Fragen zufriedenstellend geklärt sein. 

 

 

Liegt ein Altlastenverdacht vor, sollten für die anstehenden Planungen mit der BImA vor-

ab vertragliche Regelungen über die Kostentragung der erforderlichen Untersuchungen 

getroffen werden. Weiterhin sind auch Fragen zur Altlastenhaftung einschließlich Verjäh-

rungsfristen zu klären, die in Abhängigkeit von der Liegenschaftsgröße unterschiedlich zu 

behandeln sind. In § 24 Abs. 1 BBodSchG wird die Kostenlast von Sanierungsmaßnah-

men grundsätzlich geregelt. 

 

 

LITERATURHINWEIS:  Weitergehende Informationen zum Themenfeld Altlasten 

sind zu finden 

 

- in den „Arbeitshilfen Boden- und Grundwasserschutz“, vom Bundesministerium für 

Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und vom Bundesministerium der Verteidigung 

2010 herausgegeben, 

- im Grundsatzerlass zur Kontaminationsbearbeitung in der Bundeswehr (zweite 

Fortschreibung des Altlastenprogramms der Bundeswehr) des Bundesministeriums 

der Verteidigung von 2009, 

- im „Altlastenerlass“ des Innenministeriums und des Ministeriums für Landwirt-

schaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein von 2010. 

 

  

                                                      

24 ARGEBAU 2002: 14 
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Kampfmittel 

 

Insbesondere auf ehemals militärisch genutzten Flächen mit langer militärischer Nut-

zungshistorie und / oder Übungsbetrieb mit „scharfem Schuss“ sind auch Kampfmittel zu 

vermuten. Sie stellen meist keine Altlasten dar. Kampfmittel können in Explosivstoffe (wie 

Patronen, Granaten, Bomben, Zünder, Minen, Spreng- und Zündmittel) oder Kampfstoffe 

(wie Nebelstoffe, Brandkampfstoffe und Reizstoffe) unterschieden werden.  

 

 

 

 

 

Bestehen Anhaltspunkte für das Vorhandensein von Munition oder Munitionsresten –

insbesondere aus der Zeit der beiden Weltkriege –, sind in den Kaufvertrag Regelungen 

aufzunehmen, die im Ergebnis den Käufer von der Kostenlast freistellen.
25

 

 

 

LITERATURHINWEIS:  Weitergehende Informationen zum Themenfeld Kampfmittel 

sind in den „Arbeitshilfen Kampfmittelräumung“, vom Bundesministerium für Verkehr, 

Bau und Stadtentwicklung und vom Bundesministerium der Verteidigung 2007 her-

ausgegeben, zu finden. 

 

  

                                                      

25 Vgl. BImA 2010: 5 
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Baugrund 

 

Maßnahmen der Baugrundverbesserung werden ausschließlich aus der geplanten Nut-

zung veranlasst. Diese können z. B. zur Erhöhung oder Homogenisierung der Tragfähig-

keit und / oder der Versickerungsfähigkeit in geplanten Bau- und Erschließungsbereichen 

dienen. Die Baugrundverhältnisse sind hinsichtlich der geplanten Nutzungen zu überprü-

fen: 

 

 Sind Gründungsmaßnahmen für neue bauliche Anlagen auf der Liegenschaftsflä-

che wirtschaftlich zu erstellen? Gibt es örtliche Abweichungen der Baugrundver-

hältnisse auf der Fläche? Ist ggf. das Entwicklungskonzept anzupassen? 

 Liegen unterirdische Anlagen vor, die Gründungsmaßnahmen beeinflussen kön-

nen? 

 

 

Erschließung 

 

Die Erschließung umfasst nach § 127 BauGB die Verkehrsanlagen (Straßen, Wege, 

Plätze), die Versorgungsanlagen (Wasser, Strom, Gas, Fernwärme), die Entsorgungsan-

lagen (Abwasser, Oberflächenwasser, Abfall) und die sonstige Anlagen (Parkflächen und 

Grünanlagen). Dabei sind die vorhandenen Erschließungssysteme hinsichtlich ihrer wei-

teren Notwendigkeit und Funktionstüchtigkeit sowie der Vereinbarkeit mit der geplanten 

Nutzung zu überprüfen: 

 

 Ist die externe verkehrliche und mediale Erschließung der Liegenschaftsfläche für 

die neue Nutzung ausreichend dimensioniert oder sind Ergänzungen bzw. An-

passungen erforderlich? 

 Können vorhandene verkehrliche und mediale Erschließungsanlagen aufgrund 

ihrer Lage, Leistungsfähigkeit und / oder Beschaffenheit in die geplante Nutzung 

integriert werden? Ist dies ggf. durch Änderung der Entwicklungskonzeption mög-

lich?  

 Sind langfristig hohe Unterhaltslasten und Folgekosten für die Instandhaltung und 

–setzung der Erschließungsanlagen im Hinblick auf die spezifischen Standards 

militärischer Anlagen zu erwarten? 

 Welche Medien, welche Anschlusswerte sind entsprechend der geplanten Nut-

zung sicherzustellen? Ist ein Rückbau erforderlich oder reicht die Stilllegung der 

Mediensysteme aus? 

 Sind für Übergangszeiträume Provisorien aufrechtzuerhalten? 

 Ist die Funktionsfähigkeit der medialen Erschließungsanlagen für eine Zwischen-

nutzung gegeben oder sind Sanierungsmaßnahmen erforderlich? 

 

In Abhängigkeit vom Untersuchungsergebnis erfolgt die Instandhaltung, die Anpassung 

oder Verlagerung, die ordnungsgemäße Stilllegung oder der fachgerechte Rückbau und 

ggf. die Neuerschließung. Die Erschließungslast wird in der Regel in öffentlich-rechtlichen 

Verträgen, wie Städtebaulichen Verträgen (§ 11 BauGB) und sukzessiven Erschlie-

ßungsverträgen (§ 124 BauGB), geregelt. Insbesondere bei größeren Erschließungsvor-

haben ist ein gestaffelter Ablauf der Maßnahmen in Abhängigkeit zu den Erschließungs-

bedürfnissen, ggf. auch unter Ausbildung von Provisorien, erforderlich. Die Folgekosten 

Regelungs-

möglichkeiten  

der Erschlies-

sungslasten 
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für die Kommune aus der Nutzung und Instandhaltung von Erschließungsanlagen sind zu 

berücksichtigen (vgl. Kap. 2.2.1). 

 

 

TIPP:  Vor der Aufnahme von Zwischennutzungen oder langfristigen Nutzungen im 

Gebäudebestand ist zu prüfen, ob die technischen Infrastrukturen, v. a. die Abwas-

serentsorgung, verschiedene Einzelnutzer bzw. eine Parzellierung der Fläche erlau-

ben. Denn oftmals ist die auf die militärische Vornutzung ausgerichtete (häufig ring-

förmige trassierte) Infrastruktur dafür nicht geeignet.  

 

 

 

Ober- und unterirdische Anlagen 

 

Bauliche Anlagen sind ebenfalls hinsichtlich ihrer weiteren Notwendigkeit und Funktions-

tüchtigkeit sowie der Vereinbarkeit mit der geplanten Nutzung zu überprüfen. Dabei sind 

insbesondere auch die Denkmaleigenschaften von Einzelobjekten oder eines Ensembles 

zu berücksichtigen; gerade in Kasernenanlagen sind schutzwürdige Anlagen häufig vor-

zufinden. Folgende Fragestellungen sind zu klären: 

 

 Können die Gebäude in die geplante Nutzung sinnvoll integriert bzw. umgenutzt 

werden? 

 Können nicht genutzte Anlagen ohne Rückbau verbleiben bzw. sind nicht zurück-

gebaute Anlagen mit der geplanten Nutzung vereinbar? Ist dies ggf. durch Ände-

rung der Entwicklungskonzeption möglich? 

 Welche Gefahren gehen von den Anlagen bei Umnutzung bzw. beim Verbleib 

aus? 

 Können in Abhängigkeit zum Entwicklungskonzept und der Vermarktung der Flä-

che Rückbauabschnitte gebildet werden? 

 Werden Belange des Denkmalschutzes oder des Artenschutzes (z.B. Vorkom-

men von streng geschützten Fledermausarten) berührt, wie sind diese zu berück-

sichtigen? 

 Liegen unterirdische Anlagen vor? Wie sind diese dauerhaft zu sichern und wel-

che Auswirkungen haben diese auf die geplanten Nutzungen? 

 

In Abhängigkeit der Prüfung erfolgt die Sanierung bzw. Instandhaltung, ein Teilabbruch 

oder der vollständige Rückbau der Anlagen. Im Vorfeld von Sanierungs-, Instandhal-

tungs- oder Abbruchmaßnahmen ist eine technische Erkundung der Bausubstanzen 

durchzuführen. Maschinen- und haustechnische Anlagen sowie nutzungstypische „Hin-

terlassenschaften“ und Kontaminationen verdienen dabei besondere Berücksichtigung. 

Weiterhin ist im Falle einer Umnutzung von Gebäuden abzuschätzen, mit welchem Auf-

wand die Anpassung der baulichen Anlagen an geltende Vorschriften, wie z. B. beim 

Brandschutz oder bei den energetischen Standards, verbunden ist. 

 

 

Anpassung  

des Gebäude-

bestandes an 

geltende  

Vorschriften 
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Kostenplanung der Baureifmachung 

 

Nicht selten macht die technische Baureifmachung einen wesentlichen Teil der Investiti-

onskosten im Rahmen einer Projektentwicklung aus. Daher ist die vollständige Erfassung 

aller Investitionskosten der Baureifmachung von elementarer Bedeutung zur Beurteilung 

der Gesamtwirtschaftlichkeit, auf welcher sich die weitere Projektentwicklung gründet. Die 

Zusammenstellung der Gesamtkosten muss sich dabei aufgrund der unterschiedlichen 

Handlungsfelder mehrerer Fachdisziplinen bedienen.  

 

Nachfolgende kostenrelevante Fragestellungen, die sich insbesondere auf die Sanierung 

von Altlasten nach BBodSchG beziehen, sind zu klären: 

 

 Können die Sanierungsmaßnahmen durch Änderungen der Entwicklungskonzep-

tion minimiert werden? 

 Welche Sanierungszielwerte sind zur Sicherstellung des jeweiligen Schutzbe-

dürfnisses einer geplanten Nutzung zu erreichen? Sollen aus anderen Gründen 

(Vertriebsdruck, Imagewandel) diese Zielwerte erhöht werden? 

 Können sinnvolle Sanierungsabschnitte gebildet werden? 

 Können die Sanierungsmaßnahmen mit den Erschließungsmaßnahmen, Bau-

grundverbesserungsmaßnahmen oder den Hochbaurealisierungen kombiniert 

werden? 

 

 

TIPP:  Neben einer konsequenten und sorgfältigen Erfassung bzw. Abschätzung al-

ler voraussichtlichen Kosten für die technische Baureifmachung sind Varianten (Nut-

zungsvarianten) zu prüfen, um gezielt einzelne Kostenblöcke zu optimieren. 

 

 

Die Spielräume einer technischen Baureifmachung sind insbesondere auch von den ge-

gebenen Rahmenbedingungen (A-, B-, C-Standorte
26

) abhängig. Wenn sich bei markt-

gängigen A-Standorten noch mehrere Möglichkeiten der Variierung der Standards im 

Rahmen der Baureifmachung ergeben, bieten sich v.a. bei C-Standorten – Flächen mit 

niedrigem Inwertsetzungspotenzial – in der Regel aus Kostengründen kaum mehr ver-

schiedene Optionen. 

 

 

Risiken der Baureifmachung 

 

Die wesentlichen Kostenrisiken oder Kostenunsicherheiten der Baureifmachung beste-

hen in jenen Disziplinen, in welchen nach Durchlauf der Planungsphase keine abschlie-

ßende Kostenprognose erstellt werden kann oder dies nur mit einem unverhältnismäßi-

gen Aufwand möglich wäre. Insbesondere sind das: 

  

                                                      

26 Siehe Fußnote Nr. 20, Seite 57 
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 Altlastenrisiko im Boden: aufgrund unbekannter Menge, Verteilung und Konzent-

ration von Schadstoffen durch punktuelle Schadstoffaufschlüsse 

 Kontaminationsrisiko in der Bausubstanz: aufgrund unbekannter Menge, Vertei-

lung und Konzentration von Schadstoffen durch punktuelle Schadstoffaufschlüs-

se 

 Baugrundrisiko (Tragfähigkeit und Versickerungsfähigkeit des Bodens): aufgrund 

inhomogener Verteilung und Zusammensetzung der Bodeneigenschaften bei 

punktuellen Bodenaufschlüssen 

 Kampfmittelrisiko: bei bestehenden Kampfmittelverdacht fallen Kosten für die 

Kampfmittelsuche an (die Kosten für die Kampfmittelräumung selbst sind Länder-

sache) 

 Risiko unbekannter unterirdischer Anlagen, Leitungen und Fundamente 

 Risiko durch geschützte bzw. schützenswerte Flora und Fauna sowie zeitliche 

Verzögerungen beispielsweise aufgrund eines jahreszeitlich erhöhten Schutzbe-

dürfnisses von bestimmten Tierarten (z. B. Brut- oder Wanderungszeiten) oder 

erforderliche Bestandsaufnahmen zu bestimmten Jahreszeiten 

 Risiko einer nicht erkannten denkmalwürdigen Anlage 

 

 

 

3.1.4 Informationen zu den Umweltbelangen 

 

Im Rahmen der Grundlagenermittlung sind die natürlichen Gegebenheiten der Konversi-

onsfläche und Vorgaben (Gebietsschutz, Artenschutz, Funktionsschutz), welche die Nut-

zungsfindung sowie die weiteren Planungs- und Umsetzungsprozesse beeinflussen kön-

nen, sorgfältig zu ermitteln, zu bewerten und als Basis für die verschiedenen in einem 

Bauleitplanverfahren durchzuführenden Prüfungen aufzubereiten. Zu den Prüfungen 

zählen in diesem Zusammenhang die Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB), die Natur-

schutzrechtliche Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB, siehe auch Kapitel 4.6), die arten- 

und biotopschutzrechtliche Prüfung (§ 44 BNatSchG) und ggf. eine FFH-

Verträglichkeitsprüfung (§§ 34 und 36 BNatSchG).  

 

Umweltbezogene Prüfungen in der Bauleitplanung bauen insbesondere auf den Be-

standsanalysen und Zielvorstellungen der Landschaftsplanung auf. Da für militärische 

Areale in der Regel keine landschaftsplanerischen Grundlagen vorliegen, müssen diese 

erst als Basis für die Umweltprüfungen geschaffen werden. Eine erste grobe Bestands-

aufnahme der Umweltsituation in der militärischen Liegenschaft wird in der Regel bereits 

durch die BImA durchgeführt (In Schleswig-Holstein enthält darüber hinaus auch die vom 

Konversionsbüro im Wirtschaftsministerium zusammengestellte tabellarische Bewertung 

der Liegenschaften eine umweltschutz- und naturschutzfachliche Einschätzung).  

 

Auf dieser Basis kann – häufig bereits vor dem Beschluss zur Aufstellung eines Be-

bauungsplans – eine vorgezogene Erörterung und Festlegung des Untersuchungsrah-

mens für die Umweltprüfung, das sog. Scoping, in einer ersten Stufe durchgeführt wer-

den. Besondere Untersuchungsschwerpunkte bei Konversionsflächen sind häufig Boden-

kontaminationen (Altlasten), schutzwürdige Arten und Lebensräume sowie Potenziale für 

eine nachhaltige Natur- und Landschaftsentwicklung. 

Informations-

grundlagen für 

umweltbezogene 

Prüfungen 
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TIPP:  Der Prozess der Nutzungsfindung kann durch einen vorgezogenen Scoping-

Termin zur Klärung der Erheblichkeit der Umweltbelange maßgeblich unterstützt und 

beschleunigt werden. 

 

 

TIPP:  Mit der Einbindung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in kleinräumige 

und / oder überörtliche fachliche Konzeptionen kann ein wertvoller Beitrag zur Natur- 

und Landschaftsentwicklung geleistet werden. 

 

 

Bei der Erstellung des Umweltberichts gemäß Anlage 1 des BauGB sollte im Zusammen-

hang mit der Beschreibung der Umweltentwicklung ohne Durchführung der Planung (Sta-

tus-quo-Prognose) und der anderweitigen Planungsmöglichkeiten (Alternativenprüfung) 

nicht zuletzt auch besonderen Wert auf die Darstellung der mit dem Konversionsprojekt 

verbundenen positiven Auswirkungen hinsichtlich der Umsetzung des Flächensparziels 

bzw. der Ziele des Freiraum- und Bodenschutzes gelegt werden.  

 

 

TIPP:  Es wird empfohlen, in der planerischen Gesamtabwägung nach BauGB die 

möglichen erheblichen negativen Auswirkungen einer zivilen Nachnutzung der Kon-

versionsflächen den positiven Umweltauswirkungen im Sinne eines nachhaltigen 

Flächenmanagements gegenüberzustellen. Die ermittelten positiven Umweltauswir-

kungen (z. B. Beseitigung von Altlasten, Rückbau nicht mehr nutzbarer Anlagen, 

Entsiegelungen) können dann in der Abwägung bezüglich des Kompensationsflä-

chenbedarfs berücksichtigt werden.  

 

 

TIPP:  Bei der Wiedernutzung von Konversionsflächen treten häufig besondere 

Problemstellungen im Zusammenhang mit Wald auf – etwa die Frage nach der Zu-

ordnung eines vorhandenen Baumbestandes als Wald gemäß Landeswaldgesetz 

(LWaldG), die Umsetzung der gesetzlichen Regelungen zur Wandlung von Wald in 

eine andere Nutzungsart oder zur Einhaltung des Waldabstands – die eine frühzeiti-

ge Klärung mit der zuständigen Forstbehörde erfordern. Siehe auch Kapitel 4.7.  

 

 

 

3.2 Entwicklungskonzeption 

 

Die Erarbeitung der Nutzungsziele auf Grundlage von fundierten Daten, Analysen und 

Prognosen ist im Rahmen der Planungshoheit eine kommunale Aufgabe, die zur Vermei-

dung zeitlicher Verzögerungen immer in Abstimmung mit der BImA erfolgen sollte. Die 

Konversionskommune kann bei der Nutzungsfindung auch aktiv durch die BImA unter-

stützt werden oder die Konzeptentwicklung zusammen mit Investoren bzw. Projektent-

wicklern vorantreiben. Eine bilaterale Abstimmung lediglich zwischen BImA und mögli-

chem Käufer ohne kontinuierliche Einbindung der Kommune ist ebenso zu vermeiden wie 

eine Konzeptentwicklung seitens der Kommune ohne Beteiligung des Grundstückseigen-

tümers. Weiterhin können – sinnvollerweise in Abstimmung mit der BImA – externe Büros 

mit der Steuerung und Moderation der Prozesse und der Erstellung des Konzeptes be-

auftragt werden. Auch in Koordinierung mit den Fachplanungsstellen muss entschieden 

Würdigung der 

 positiven 

Umwelt-

auswirkungen 

Breite Abstim-

mung bei der 

Zielfindung 
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werden, welche Untersuchungen und Gutachten an private Fachplanungsbüros zu ver-

geben sind. 

 

Im wechselseitigen Prozess aus städtebaulicher Überlegung sowie nutzungs- und be-

darfsbezogener Diskussion (siehe Abb. 5) müssen Nutzungsalternativen erarbeitet wer-

den. Zur Überprüfung der Machbarkeit / Wirtschaftlichkeit möglicher Nutzungen sollte 

eine einfache Kosten-Nutzen-Betrachtung begleitend herangezogen werden und ggf. 

anhand von Entwicklungsszenarien die örtlichen Entwicklungspotenziale der Kommune 

einbezogen werden, damit nicht verwirklichbare Nutzungsideen frühzeitig ausgeschieden 

werden können. Für favorisierte Lösungen sind ggf. umfassende Machbarkeitsstudien 

(Projektstudie) durchzuführen.  

 

Da sich die Umsetzbarkeit des Entwicklungskonzeptes erst im Rahmen der Investoren-

akquisition herausstellt, sollten sich die konzeptionellen Überlegungen nicht auf einen 

potenziellen Anbieter fokussieren und auch später erforderliche nutzerbezogene Anpas-

sungen an das Konzept möglich bleiben. Zu nachfolgenden Zielsetzungen sollten u. a. 

Aussagen getroffen werden (vgl. Anhang IV.): 

 

 Definition der baulichen und nicht baulichen Nutzungen ggf. als Nutzungskorrido-

re mit alternativen Nutzungsbausteinen und insbesondere der Ausschluss nicht 

weiter zu verfolgender Nutzungsarten (keine Detailplanung) 

 Darstellung der beabsichtigten Flächengliederung entsprechend den Nutzungsar-

ten der BauNVO mit Flächengrößen sowie Aussagen zu bereits feststehenden 

und zu optionalen Flächenteilen (Alternativen) 

 Aussagen zur externen Erschließung und Anbindung des Konversionsareals und 

ggf. Aussagen zu wesentlichen internen Erschließungsmerkmalen (z. B. Haupt-

erschließung, Knotenpunkte) 

 Aussagen zur Verwendbarkeit der vorhandenen Anlagen der internen Erschlie-

ßung und zu Erfordernissen der Neukonzeption sowie der Widmung als öffentli-

che Verkehrsanlagen 

 Einschätzung zu flächenbezogenen Anforderungen und Einschränkungen aus 

bestehenden Restriktionen und übergeordneten Planungen 

 Einschätzung im Hinblick auf den zu erhaltenden Baubestand bzw. erforderliche 

Rückbaumaßnahmen 

 Entwicklungsprioritäten von Teilflächen auf der Liegenschaft sowie im gesamtört-

lichen bzw. regionalen Zusammenhang 

 

Auf diesen Vorgaben aufbauend sind Kostenschätzungen abzuleiten und mögliche Fi-

nanzierungsmodelle für die Gesamtmaßnahme zu überprüfen. 

  

Begleitende 

Überprüfung der 

Nutzungs- 
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Offenhalten von 

Entwicklungs-

spielräumen 
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TIPP:  Um im Verlauf des Konversionsprozesses auf Änderungen der Rahmenbe-

dingungen und der Flächennachfrage flexibel reagieren zu können, sollten möglichst 

lange Zeit Entwicklungsspielräume erhalten bleiben, ohne dabei die gefassten orts-

planerischen Ziele aufgeben müssen. Dies kann u. a. durch nachfolgende Instru-

mente bzw. Vorgehensweisen unterstützt werden: 
 

-  Entwicklungskonzept mit alternativen Nutzungsbausteinen 

-  Erarbeiten eines Rahmenplans als Zwischenstufe zu Bebauungsplänen (vgl. Kap. 

4.4.1) 

-  Sukzessives Aufstellen von Bebauungsplänen für Teilflächen 

(vgl. Kap. 4.4.2) 

-  Festsetzen von (Teil-) Flächen im Bebauungsplan als Mischgebiet 

 

 

 

Abb. 5: Modell des Nutzungsfindungsprozesses 

Quelle: Eigene Darstellung
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Erfordernis eines Gesamtkonzeptes 

 

Vor einer überstürzten Entwicklung und einer schnellen Abwicklung der Liegenschaft 

zugunsten eines schnellen Verwertungserfolges ist zu warnen. Stattdessen sollten immer 

eine umfassende Problemdurchdringung und die Erarbeitung eines Gesamtkonzeptes für 

eine nachhaltige Entwicklung der Liegenschaft voran gestellt werden. Im Einzelfall kann 

es für die BImA jedoch sinnvoll sein, ohne bestehendes Entwicklungskonzept mit der 

Liegenschaft an den Markt zu gehen, um von Interessenten Nutzungsvorstellungen „ab-

zufragen“. In der Regel wird die BImA aber mit Vermarktungstätigkeiten oder Auslo-

bungsverfahren erst nach einem vorliegenden Entwicklungskonzept beginnen, dessen 

Inhalte als gemeinsamer Grundkonsens dienen und in der Folge begründet vertreten 

werden können. Das Entwicklungskonzept ist weiterhin auch im Sinne einer Aufgaben-

stellung für die nachfolgenden konkreten Ortsplanungen zu verstehen. Die diesbezügli-

chen Überlegungen sind schon frühzeitig nach Ankündigung der Aufgabe der militäri-

schen Nutzung und vor dem eigentlichen Freizug der Liegenschaft aufzunehmen, um der 

Gefahr langer Leerstandzeiten und ein Brachfallen der Areale entgegenzuwirken.  

 

 

TIPP:  Im Regelfall sollten erst auf Grundlage eines standortspezifischen Entwick-

lungs- bzw. Gesamtkonzeptes Vermarktungstätigkeiten eingeleitet werden. 

 

 

 

TIPP:  Im Hinblick auf die Sicherung ortsentwicklungspolitischer Ziele kann mit ei-

nem abgestimmten Entwicklungskonzept der Kreis der Kaufinteressenten im Rah-

men einer allgemeinen Marktanfrage der BImA eingegrenzt werden. Die Gemeinde 

sollte deshalb bei der Erstellung des Entwicklungskonzeptes mit der gebotenen Fle-

xibilität für verschiedene Nutzungsoptionen darauf achten, dass das Konzept in Ab-

hängigkeit der Nachfragesituation hinreichend konkret ist, damit alle darauf abstel-

lenden Angebote von Investoren den ortsentwicklungspolitischen Zielen gerecht 

werden (siehe Abb. 6). Denn nach der Marktansprache ist die BImA verpflichtet, 

dem wirtschaftlichsten Angebot den Zuschlag zu erteilen; im Regelfall wird sie dazu 

keine Abstimmung mit der Gemeinde durchführen.  

Für Projektentwickler und Investoren ergibt sich durch eine hinreichende Konkreti-

sierung des Konzeptes der Vorteil einer erhöhten Planungs- und Investitionssicher-

heit, was u. a. auch die oftmals schwierige Finanzierung des Konversionsprojektes 

durch Banken positiv beeinflussen kann. 

 

 

Eine Gefahr für die nachhaltige Flächenentwicklung kann vor allem auch in solchen Fäl-

len entstehen, in denen vor den erforderlichen Überlegungen zur Gesamtfläche einzelne 

Flächenteile herausgelöst und zur Bebauung frei gegeben werden, ohne die Langfrist-

perspektive der gesamten Liegenschaft zu berücksichtigen. Dies kann später für die 

Restflächen sinnvolle Lösungen verhindern oder den Entwicklungserfolg einschränken. 

Auch das Auffüllen der Fläche – „Klein-Klein“ – mit verschiedensten Nutzungen, für die in 

der Kommune ein Defizit ausgemacht werden kann, sollte zugunsten eines übergeordne-

ten Entwicklungsansatzes vermieden werden, um die vorhandenen Flächenpotenziale 

vollständig ausschöpfen zu können. 

 

Ausnutzung der 

Flächen-

potenziale 
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Abb. 6: Ausgewogene Erstellung des Entwicklungskonzeptes – zwischen gebotener Flexibilität und hin-

reichender Steuerungsintensität 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

 

 

Zusammenarbeit bei der Entwicklungskonzeption 

 

Grundsätzlich liegt die Erarbeitung der Entwicklungsziele im Verantwortungsbereich der 

betroffenen Kommune. Die Suche nach Nutzungsalternativen sollte aber allein schon 

aufgrund der wechselseitigen Abhängigkeiten – Grundeigentum und Verwertungsziele 

versus kommunale Planungshoheit und städtebauliche Entwicklungsziele – in Zusam-

menarbeit mit der BImA erfolgen.  

 

 

TIPP:  Sollten die Ressourcen und das Know-how für den umfangreichen Zielfin-

dungsprozess in einer Liegenschaftsgemeinde nicht verfügbar sein, ist ein Hinzuzie-

hen externer Berater oder Steuerer zu empfehlen. Im Bedarfsfall beteiligt sich die 

BImA auch finanziell an entsprechenden Beratungsleistungen. 

 

 

Weiterhin werden Nutzungsvorschläge auch von privaten Investoren eingebracht, die 

dann sowohl einer Abstimmung mit der Kommune als auch mit dem Flächenverkäufer 

bedürfen. Einen Sonderfall stellt in diesem Zusammenhang die Möglichkeit einer schritt-

weisen Konzeptentwicklung gemeinsam mit Privaten im Rahmen eines „Wettbewerbli-

chen Dialogs“ nach § 101 Abs. 4 GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen) 

dar. 

 

Dialog mit  

privaten  

Investoren 
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Des Weiteren ist für viele Konversionsfälle eine frühzeitige Abstimmung hinsichtlich (Nut-

zungs-) Prioritäten und Restriktionen auf verschiedenen Planungsebenen – kommunale 

Ebene, regionale Ebene und Landesebene –  erforderlich. Denn viele ehemalige militäri-

sche Areale liegen nicht im Bereich von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen oder 

gehören nicht zu einer Gemeinde, die einem Siedlungsschwerpunkt (Zentralörtli-

ches System, Landesentwicklungsachsen) der Raumordnung zugeordnet ist, und werfen 

somit raumordnungspolitische Fragestellungen auf (vgl. Kapitel 2.1.2). 

 

Ein Abstimmungserfordernis ergibt sich auch mit den Nachbargemeinden, wenn insbe-

sondere im ländlichen Raum oder in schrumpfenden Regionen die sozioökonomischen 

Folgen einer Konversion über die Grenzen der betroffenen Gemeinde ausstrahlen oder 

die Entwicklung der umgebenden Kommunen durch das Konversionsvorhaben beein-

flusst wird.  

 

 

TIPP:  Für Konversionsliegenschaften, die auf zwei oder mehreren Gemarkungen 

liegen, ist eine interkommunale Zusammenarbeit notwendig, um nicht durch isolier-

tes und konkurrierendes Handeln nachhaltige Lösungen und eine effiziente Entwick-

lung zu gefährden. 

 

 

Insbesondere wenn sich die Nachnutzung nicht aus dem endogenen Bedarf der jeweili-

gen Konversionsgemeinde ableiten lässt, müssen Nutzungen zumeist aktiv gesucht wer-

den, in dem weitere Akteure in den Prozess eingebunden werden. Erschwerend kommt 

hinzu, dass infolge geringer Nachfrage oftmals nur wenig Interesse an der jeweiligen 

Liegenschaft besteht, gleichzeitig gerade für diese Standorte aber eine Ideenvielfalt für 

Entwicklungsperspektiven benötigt wird. In diesen Fällen sind alle verfügbaren relevanten 

Informationen auszuschöpfen. Über Ideenaufrufe, Investorenbörsen und Workshops oder 

mit Präsentationen in den Medien der Immobilienwirtschaft muss dann versucht werden, 

das Ideenspektrum zu erweitern und neue Vorschläge zu generieren. Auch das Einbin-

den der Öffentlichkeit kann durch ihre spezielle Kenntnis der örtlichen Rahmenbedingun-

gen Ideen generieren und konkurrierende Flächenentwicklungen frühzeitig erkennen 

lassen. 

 

 

TIPP:  Es empfiehlt sich, zu Beginn der Konversion die relevanten Akteure und Insti-

tutionen zu klären und ihre Bedeutung für das Vorhaben bzw. ihre Betroffenheit zu 

ermitteln, um daraus die Intensität ihrer Einbindung und den Grad der Zusammenar-

beit in den Prozessen abzuleiten. 

 

Abstimmung mit 
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4. Planung und Genehmigung 

 

 

Die Schaffung der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben ist für die Konver-

sion von bisher militärisch genutzten Liegenschaften eine wesentliche Aufgabenstellung, 

sie bildet in der Folge die Voraussetzung für Erlaubnisse und Genehmigungen nach dem 

Bauordnungsrecht.  

 

Für die bauliche Folgenutzung der Konversionsgelände muss regelmäßig mithilfe von 

formellen Instrumenten, die im Baugesetzbuch (BauGB) geregelt sind, Baurecht geschaf-

fen werden. Die erforderliche Berücksichtigung vieler planerischer Belange sowie die 

notwendige Einbindung verschiedener Akteure erfordern häufig ergänzend informelle, 

nicht gesetzlich geregelte Instrumente, um vor diesem Hintergrund Planungsvorstellun-

gen vorzubereiten und zwischen den Akteuren abzustimmen, die in formellen Bauleit-

planverfahren dann konkretisiert werden.  

 

 

TIPP:  Informelle Konzepte und Pläne geben Orientierung für die weitere Planung, 

haben aber keine direkte eigene Rechtswirksamkeit. Sie können frühzeitig einen 

Ausgleich widerstreitender Belange und Interessenlagen konzeptionell vorbereiten 

und damit die Schaffung neuen Baurechts deutlich beschleunigen. Bei Beschluss 

durch die Gemeinde sind sie aber nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der formellen 

Bauleitplanung zu berücksichtigen. 

 

 

Im Rahmen der planerischen Vorbereitungen ist von den Kommunen somit zu entschei-

den, mit welchen Instrumenten die Zielvorstellungen für die Konversion effizient umge-

setzt werden können. Dabei ist neben dem beabsichtigten zeitlichen Entwicklungsrahmen 

für die Instrumentenwahl auch entscheidend, ob die ortsentwicklungspolitischen Ziele 

durch vorwiegend privates Engagement erreicht werden können, oder gemeindliches 

Handeln im Vordergrund stehen soll. Grundsätzlich stehen für die Konversion eine Viel-

zahl von informellen Instrumenten sowie formelle Instrumente des allgemeinen und be-

sonderen Städtebaurechts zur Verfügung, von denen die Wichtigsten nachfolgend darge-

stellt werden. Die Auswahl der Instrumente erfolgt einzelfallbezogen u. a. in Abhängigkeit 

von: 

 

 Siedlungsstruktureller Lage der Liegenschaftskommune (z. B. Ländlicher Raum, 

Ordnungsraum) 

 Größe der Liegenschaftskommune 

 Bedeutung der Konversionsfläche für die kommunale Entwicklung 

 Lage der Liegenschaft zum Siedlungsgebiet 

 Baulicher oder nicht baulicher Entwicklung 

 Flächennachfrage 

 Planungskomplexität 

 Betroffenheit der Öffentlichkeit 

 Leistungsfähigkeit der Liegenschaftsgemeinde 

 

Kriterien für die 

Wahl der  

Instrumente 
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TIPP:  Die Kommunen können sich hinsichtlich der geeigneten Instrumentenwahl bei 

den zuständigen Baubehörden (Schleswig-Holstein: Kreis bzw. kreisfreie Stadt und 

Innenministerium) beraten lassen. In der Regel wird ein Mix aus informellen und 

formellen Instrumenten sinnvoll sein. 

 

 

 

4.1 Instrumente der interkommunalen Zusammenarbeit 

 

Großflächige Liegenschaftsfreigaben in einer oder mehreren Kommunen einer Region 

rufen insbesondere in stagnierenden oder schrumpfenden Regionen eine regionale Be-

troffenheit hervor, die nicht mit einer Einzelfallbetrachtung der Liegenschaftsflächen zu 

lösen ist, sondern im Sinne einer gemeinsamen Strategie ein abgestimmtes Vorgehen 

und eine Kooperation der Kommunen erfordert.  

 

Verschiedene Instrumente für eine interkommunale Zusammenarbeit stehen zur Verfü-

gung, die bei der Instrumentenwahl in die Überlegungen der Kommunen einbezogen 

werden sollten. Diese können dazu beitragen, dass die zusätzlichen Flächenpotenziale 

durch die Konversionsareale die innerregionale Konkurrenz nicht vergrößern, sondern zu 

einer regionalen Profilbildung genutzt werden. 

 

Flexible und nicht an Vorgaben gebundene informelle Arbeitsstrukturen, wie beispiels-

weise regelmäßige Koordinierungsrunden, können einen kontinuierlichen Informations-

austausch und organisierte Abstimmungsprozesse zwischen den Gemeinden ermögli-

chen. Weiterhin sind vertragliche Kooperationsvereinbarungen zwischen den Kommunen 

(z. B. Stadt-Umland-Kooperationen), die insbesondere auch einen Vorteil-Lasten-

Ausgleich beinhalten können, zu nennen. Ziel sind hierbei in der Regel gemeinsame 

Entwicklungsleitlinien oder Konzepte (z. B. Stadt-Umland-Konzept) und gemeinsame 

Leitprojekte der beteiligten Kommunen. 

 

 

TIPP:  Insbesondere wenn sich die Liegenschaft in enger Grenzlage zur Nachbar-

kommune befindet oder auf verschiedenen Gemeindegemarkungen liegt oder wenn 

sich deutliche Flächenkonkurrenzen abzeichnen, sind die Instrumente der inter-

kommunalen Zusammenarbeit zu berücksichtigen.  

 

 

Nachfolgend sollen wichtige Instrumente der interkommunalen Kooperation, die im Rah-

men einer Konversion angewendet werden können, kurz skizziert werden: 

 

 Der informelle Gebietsentwicklungsplan bzw. das Stadt-Umland-Konzept, zwi-

schen Regionalplanung und kommunaler Bauleitplanung angesiedelt, ist ein fort-

zuschreibendes konzeptionelles Planungsinstrument zur gemeindeübergreifen-

den Steuerung der siedlungsstrukturellen Entwicklungsmöglichkeiten u. a. mit 

nach Kommunen gegliederten Mengengerüsten (Wohneinheiten / ha-Zahlen) und 

Prioritätensetzungen für Flächenentwicklungen. Es wird oftmals im Rahmen einer 

Stadt-Umland-Kooperation angewendet und dialogorientiert von den beteiligten 

Kommunen erarbeitet. Detaillierte Informationen zu Stadt-Umland-Konzepten 

Regionale  

Betroffenheit 

Stadt-Umland- 

Kooperation 
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sind in der Veröffentlichung „Stadt-Umland-Konzepte in Schleswig-Holstein. Emp-

fehlungen für die kommunale Praxis“ des Innenministeriums Schleswig-Holstein 

von 2004 zu finden. 

 

 Mit einem gemeinsamen bzw. Regionalen Entwicklungskonzept (REK) sollen 

Entwicklungsstrategien für eine Region oder mehrere Kommunen erarbeitet und 

Maßnahmen und Projekte für ihre Umsetzung formuliert werden. Es beinhaltet 

die relevanten entwicklungspolitischen Handlungsfelder und umfasst ein größe-

res Themenspektrum als das Stadt-Umland-Konzept. Anlass für die Aufstellung 

eines gemeinsamen Entwicklungskonzeptes kann eine strukturelle Veränderung 

in einer Region wie beispielsweise der Freizug militärischer Liegenschaften sein. 

Siehe hierzu auch Kapitel 4.2. 

 

 Mit einem gemeinsamen Flächennutzungsplan soll die Raumentwicklung und 

Flächennutzungsplanung mehrerer benachbarter Gemeinden koordiniert gesteu-

ert werden. Insbesondere bei Liegenschaften, die auf den Gemarkungen mehre-

rer Gemeinden liegen, kann der gemeinsame Flächennutzungsplan geeignet 

sein. Er wird von den beteiligten Kommunen gemeinsam aufgestellt. Dabei ist – 

wie auch beim Aufheben, bei Änderungen und bei Ergänzungen – die Zustim-

mung aller beteiligten Kommunen notwendig. Die gemeinsame Planung kann 

auch auf bestimmte räumliche oder sachliche Teilbereiche begrenzt sein. Der 

sehr hohe Abstimmungsaufwand bei der Erstellung eines Planes für den Gesamt-

raum macht allerdings langwierige Planungsprozesse wahrscheinlich.  

 

Der Gemeinsame Flächennutzungsplan kann nach § 204 BauGB in freiwilliger 

Kooperation der beteiligten Gemeinden aufgestellt werden, in einigen Bundes-

ländern (Baden-Württemberg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz) ist er aufgrund 

gesetzlicher Aufgabenübertragung nach § 203 Abs. 2 BauGB für Verwaltungs-

gemeinschaften und Verbandsgemeinden verpflichtend. 

 

 Eine bewährte Kooperationsform zwischen benachbarten Kommunen ist die Pla-

nung, Realisierung und Vermarktung von „Interkommunalen Gewerbegebieten“, 

die bei entsprechender Eignung und Lage auch auf militärischen Liegenschafts-

flächen angesiedelt werden können. Durch die Entwicklung attraktiver interkom-

munaler Gewerbegebiete lassen sich oftmals Kostenrisiken senken und die Kon-

kurrenzsituation zwischen den Gemeinden reduzieren. Weiterhin ermöglicht die 

Bündelung der gewerblichen Entwicklung auf ein Gebiet einen schonenden Um-

gang mit der Fläche. Verschiedene Organisationsformen, wie z. B. öffentlich-

rechtliche Vereinbarung, Zweckverband, Anstalt des öffentlichen Rechts, 

GmbHG, stehen hierfür zur Verfügung. 

 

 Ein Flächenpool umfasst mehrere Flächen innerhalb einer Kommune oder Regi-

on, die – standortübergreifend im Zusammenhang betrachtet – gemeinsam ver-

marktet werden sollen. Nachfolgende Flächenpoolarten sind möglich:  

 

- Gewerbeflächenpool: Verschiedene Gewerbeflächen, die auch auf Konversions-

flächen liegen können, werden gemeinsam vermarktet. Dabei können die ein-

zelnen Gemeinden ihre Gewerbeflächen in den Pool einspeisen oder sich durch 

Regionales  

Entwicklungs-

konzept 

Gemeinsame 

Flächennutzungs- 

planung 

Regionale /  

Interkommunale 

Flächenpools 
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eine finanzielle Einlage daran beteiligen. Erlöse aus Verkaufserträgen oder 

Gewerbesteuereinnahmen werden anteilig auf die Gemeinden verteilt. Ziel ei-

nes Gewerbeflächenpools kann der Abbau der Konkurrenzsituation und die 

Umsetzung von kooperativen Flächenstrategien zur Verhinderung von überdi-

mensionierten Flächenausweisungen sein.  

 

- Erneuerbare-Energien-Flächenpool: Diese Flächenpoolart ist vergleichbar mit 

einem Gewerbeflächenpool, jedoch werden die Flächen für die Nutzung erneu-

erbarer Energien herangezogen. 

 

- Kompensationsflächenpool: Für naturnahe Liegenschaften oder Konversionsge-

lände mit naturnahen Teilgebieten, die ein ökologisches Aufwertungspotenzial 

besitzen, ergibt sich auch die Verwertungsmöglichkeit als Ersatzflächen- und 

Maßnahmenpool für Eingriffe in die Natur und Landschaft an anderer Stelle 

(siehe auch "Hinweise und Empfehlungen zur naturschutzrechtlichen Kompen-

sation, Berücksichtigung der agrarstrukturellen Belange", Erlass des MLUR vom 

30.03.2011). In diesem Zusammenhang hat es sich bewährt, wenn mehrere 

Gemeinden Flächen in einen gemeinsamen Ausgleichsflächenpool einspeisen 

und für verschiedene Arten von Ausgleichserfordernissen geeignete Flächen 

vorhalten. Es ist ebenfalls denkbar, dass die BImA Ersatzflächenpools mit eige-

nen Flächen gemeindeübergreifend entwickelt und vermarktet. 

 

 

Interkommunal abgestimmte Flächenentwicklung im Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg 

 

Rendsburg, Büdelsdorf und weitere 11 Umlandkommunen arbeiten seit 2002 im Rahmen einer abgestimmten Gebiets-

entwicklungsplanung zusammen. Als im Jahr 2004 der Beschluss zur Schließung aller drei Bundeswehrstandorte in 

Rendsburg fiel, verständigten sich die Kommunen im Rahmen ihrer abgestimmten Entwicklungsplanung darauf, zwei der 

drei Konversionsflächen eine hohe Priorität zuzuweisen und andere Bauflächenpotenziale der Region in der Zeitachse 

hintenan zu stellen. Die Konversionsflächen der Stadt Rendsburg befinden sich in integrierter Lage. Eine zivile Nachnut-

zung ist von entscheidender Bedeutung für das Mittelzentrum und dadurch letztlich auch für die Region.  
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4.2 Kommunale Gesamtplanung 

 

 

Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK) 

 

Die Freigabe großer militärischer Liegenschaften eröffnet den Kommunen oftmals in ei-

nem erheblichen Umfang neue Flächenpotenziale, die auch im Hinblick auf die sich ab-

zeichnenden demografischen Veränderungen eine grundsätzliche Beschäftigung mit den 

Zielvorstellungen der künftigen kommunalen Entwicklung erfordern. Aus gesamtörtlicher 

Perspektive kann sich vor dem Hintergrund der Konversion die Möglichkeit ergeben, 

neue Entwicklungsrichtungen für die Kommune zu erkennen, bestehende Strukturen zu 

überdenken oder räumliche Handlungsschwerpunkte im Gemeindegebiet neu zu be-

stimmen. Viele Fragestellungen lassen sich zudem häufig nicht isoliert für die Konversi-

onsfläche beantworten, sondern nur im Rahmen einer integrierten Gesamtbetrachtung. 

Eine Entwicklungsplanung ermöglicht es der Kommune, Synergien, Auswirkungen und 

wechselseitige Abhängigkeiten der teilräumlichen Konversionsfläche mit der gesamt-

räumlichen Entwicklung der Gemeinde herauszuarbeiten und zu berücksichtigen. 

 

Das informelle Instrument des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) – in klei-

neren Kommunen entsprechend das Integrierte Ortsentwicklungskonzept – ist insbeson-

dere bei umfangreichen Flächenpotenzialen im Verhältnis zur Gemeindegröße geeignet, 

Nachnutzungsmöglichkeiten für das Konversionsareal im Kontext mit den Rahmenbedin-

gungen und der gemeindlichen Gesamtentwicklung zu betrachten und Ziele und Maß-

nahmen im Sinne einer Gesamtstrategie zu entwickeln. Durch die Einbeziehung unter-

schiedlicher Handlungsfelder – z. B. Städtebau, Wohnen, Wirtschaft, Tourismus, Verkehr, 

Umwelt, Kultur, Bildung, Finanzen – soll dabei ein ganzheitliches Konzept für die städte-

bauliche Entwicklung ermöglicht werden. In Abhängigkeit vom speziellen Anwendungsfall 

werden unter Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange in der 

Regel folgende Arbeitsschritte prozess- und dialogorientiert durchlaufen (siehe Abb. 7): 

 

 

 Situationsanalyse mit Prognose der künftigen Entwicklung 

 Städtebauliche Leitbild- und Zielentwicklung 

 Erstellung des Integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzeptes Gesamtstadt 

 Zusammenfassung von Maßnahmen mit Kosten- und Finanzierungsübersicht 

 

  

Erfordernis einer 

gesamtörtlichen 
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planung 

Aufgaben und  

Ablauf des ISEK 
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Abb. 7: Ablaufstruktur Integriertes Stadtentwicklungskonzept 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Drees & Sommer 2006: 6 

 

 

Mit der Situationsanalyse wird ein breiter Analyseansatz hinsichtlich der Entwicklungspo-

tenziale der Kommune auf Basis kommunaler bzw. regionaler Entwicklungstrends – z. B. 

Bevölkerung, Siedlungsfläche, Klimawandel, Wirtschaft, Wohnungsmarkt – verfolgt. Auch 

die Konkurrenz der Konversionsfläche zu bereits ausgewiesenen Bauflächen und ande-

ren Entwicklungsflächen der Gemeinde bzw. Region muss in diesem Rahmen untersucht 

werden. Aufbauend auf der Situationsanalyse werden dann entwicklungspolitische Hand-

lungsfelder definiert und ein städtebauliches Leitbild mit dem Ziel erarbeitet, die Proble-

me, Defizite und Potenziale schwerpunktmäßig bearbeiten und künftige Investitionen und 

Ressourcen effektiv einsetzen und effizient koordinieren zu können. In der Ausarbeitung 

des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes werden schließlich die Aufgabenstellungen, 

Projekte und Maßnahmen mit ihrer jeweiligen Priorität zusammengefasst, welche eine 

Fortentwicklung und Umsetzung der Handlungsfelder insbesondere in räumlichen 

Schwerpunktgebieten ermöglichen sollen.
27

 

 

Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept kann von der Kommune angestoßen und ent-

weder von ihr selbst bearbeitet oder an ein Planungs- oder Projektsteuerungsbüro in 

Auftrag gegeben werden.  

 

  

                                                      

27 Vgl. Drees & Sommer 2006: 5 ff. 
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TIPP:  Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept empfiehlt sich vor allem für Städte 

und Gemeinden mit stagnierenden oder rückläufigen Entwicklungen, um auf dieser 

Grundlage u. a. Stadtumbaumaßnahmen zur Herstellung nachhaltiger städtebauli-

cher Strukturen zu definieren. 

 

 

Ein von den politischen Gremien beschlossenes Integriertes Stadtentwicklungskonzept 

ist Grundlage und Voraussetzung, um Stadtumbaugebiete festzulegen und den rechtli-

chen Rahmen für die Durchführung von Stadtumbaumaßnahmen sicherzustellen sowie 

Finanzmittel aus dem Städtebauförderungsprogramm „Stadtumbau West“ bzw. „Stadt-

umbau Ost“ und ggf. aus weiteren landesspezifischen Förderprogrammen, wie z. B. in 

Schleswig-Holstein aus dem Zukunftsprogramm Wirtschaft, Handlungsfeld Nachhaltige 

Stadtentwicklung, zu beantragen.
28

  

 

 

Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplans (FNP)  

 

Konversionsflächen sind in bestehenden Flächennutzungsplänen (FNP) zumeist als 

Sondergebiet (Bund) ohne weitere Konkretisierung dargestellt, Anlagen geringer Aus-

dehnung oftmals auch gar nicht. Erst mit der Einbeziehung der Liegenschaft in den Flä-

chennutzungsplan als zivil genutzte Fläche wird die planungsrechtliche Voraussetzung 

geschaffen, Bebauungspläne aufzustellen.  

 

Wenn die Grundzüge der bisherigen Planung berührt sind, wie es sich durch die Wieder-

nutzung von militärischen Liegenschaften regelmäßig darstellt, muss der Flächen-

nutzungsplan geändert oder ergänzt werden. In diesem Rahmen muss die Gemeinde 

auch das Erfordernis einer Aufstellung oder Änderung des Landschaftsplans prüfen. Das 

formelle Verfahren zur Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplans, dessen 

Ergebnis einer Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde (Schleswig-Holstein: 

Innenministerium des Landes) bedarf, ist in den §§ 1 bis 7 BauGB geregelt.  

 

Ist ein Bebauungsplan nicht aus dem bestehenden Flächennutzungsplan zu entwickeln 

oder widerspricht er dem Flächennutzungsplan, kann gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB 

gleichzeitig mit der Aufstellung des Bebauungsplans und in inhaltlicher Abstimmung der 

Flächennutzungsplan im sogenannten Parallelverfahren geändert oder ergänzt werden. 

Für den Fall der Überplanung von Flächen innerhalb des Siedlungszusammenhanges 

wird bei Anwendung des § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) der Flä-

chennutzungsplan ohne Verfahren im Wege der Berichtigung angepasst. 

 

 

 

                                                      

28 Vgl. Spangenberger 2007: 211 
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4.3 Bauplanungsrechtliche Beurteilung 

 

Die Konversionsgemeinde sollte frühzeitig von den dafür zuständigen unteren Bauauf-

sichtsämtern der Kreise bzw. kreisfreien Städte klären lassen, ob die bisher militärisch 

genutzte Fläche oder Teilbereiche dem unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB oder 

dem Außenbereich nach § 35 BauGB zuzuordnen sind. „Außenbereich“ ist ein rechtlicher 

Begriff und bedeutet in diesem Zusammenhang nicht zwangsläufig das Vorliegen einer 

siedlungsfernen Außenbereichslage, denn auch ein „Außenbereich im Innenbereich“ ist 

aufgrund der Größe der militärischen Liegenschaften häufig anzutreffen. Die baupla-

nungsrechtliche Beurteilung der Liegenschaft ist im Einzelfall nach den Gegebenheiten 

vor Ort vorzunehmen und ist oftmals – obwohl bundesgesetzlich geregelt – Ausgang für 

Dissens zwischen den Akteuren. 

 

Eine Beurteilung der Konversionsfläche nach § 34 BauGB stellt eine Ausnahme dar. Le-

diglich untergeordnete integrierte Flächen und Rand- bzw. Teilbereiche von größeren 

militärischen Arealen, die von ihrem zivilen städtebaulichen Umfeld geprägt werden, kön-

nen dem unbeplanten Innenbereich zugeordnet werden. Daneben sind noch die Fälle zu 

nennen, bei denen Gebäude auch nach der Aufgabe ihrer militärischen Nutzung eine 

prägende Kraft entfalten (siehe nachfolgend: Beurteilung der Gebietsprägung durch vor-

handene Gebäude), wie beispielsweise Wohnanlagen von Soldatenfamilien, Sportanla-

gen oder gastronomische Einrichtungen (z. B. Offizierskasino). Die Masse der Konversi-

onsflächen wird aufgrund der Flächengröße aber als Außenbereichslage nach § 35 

BauGB zu bewerten sein. Dies hat zur Folge, dass dort lediglich die für den Außenbe-

reich privilegierten Nutzungen nach § 35 Abs. 1 BauGB zulässig sind. Nach § 35 Abs. 2 

BauGB können im Einzelfall auch sonstige Vorhaben zugelassen werden, die öffentliche 

Belange nicht beeinträchtigen. Eine Beeinträchtigung wird aber zumeist gegeben sein, so 

dass in Außenbereichslagen die Zulässigkeit von Vorhaben regelmäßig erst durch ein 

formelles Bauleitplanverfahren geschaffen werden muss.  

 

 

TIPP:  Zur Klärung einer komplexen bauplanungsrechtlichen Situation der Liegen-

schaftsfläche kann über die Untere Bauaufsichtsbehörde hinaus der Kontakt mit der 

zuständigen übergeordneten Behörde (Schleswig-Holstein: Innenministerium) ge-

sucht werden. 

 

 

Die Klärung sollte bis zum Zeitpunkt der Freigabe der militärischen Liegenschaft vorlie-

gen, denn sie ist u. a. unter nachfolgenden Gesichtspunkten von erheblicher Bedeutung: 

 

 Beeinflussung des Verkehrswertes der Konversionsfläche (§ 194 BauGB) 

 Planungserfordernis bei einer baulichen Folgenutzung 

 Zulässigkeit von Um- und Zwischennutzungen von baulichen Anlagen 

 Notwendigkeit von Ausgleich- bzw. Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen 

bestimmter Arten und Eingriffe in die Natur und Landschaft 

 

Die Einordnung soll klären, ob eine Bebaubarkeit sowie Möglichkeiten für Um- und Zwi-

schennutzungen der Liegenschaftsfläche bauplanungsrechtlich mit der Freigabe der Lie-

genschaft bereits gegeben sind oder ein zeit- und kostenaufwendigeres Verfahren zur 

Zulässigkeit von 

Vorhaben im  

Innen- und  

Außenbereich 
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Baurechtsschaffung durchgeführt werden muss. Ist eine Bauleitplanung grundsätzlich 

erforderlich, sind – je nach Größe, Lage und Freiflächenstruktur der Liegenschaft – ne-

ben einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB auch die Anwendung der naturschutz-

rechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB, die FFH-Verträglichkeitsprüfung 

nach § 1a Abs. 4 BauGB sowie die arten- und biotopschutzrechtlichen Fragestellungen 

nach §§ 39 und 44 BNatSchG bzw. § 30 BNatSchG / § 21 LNatSchG sowie die wald-

rechtlichen Bestimmungen (siehe Kapitel 3.1.4, 4.6, 4.7) im Rahmen des formellen Ver-

fahrens verpflichtend zu beachten. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammen-

hang das frühzeitige Erreichen des Verfahrensstandes gem. § 33 BauGB, der im Fall 

einer weitgehend konfliktfreien Planung die vorgezogene Anwendung des Bebauungs-

planes ermöglicht. Das Ergebnis der Zuordnung nach Innen- oder Außenbereich wirkt 

sich auf den Verkehrswert der Liegenschaft aus.  

 

 

 

Abb. 8: Bauplanungsrechtliche Beurteilung von Konversionsflächen 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Die bauplanungsrechtliche Beurteilung erfolgt in mehreren Schritten (siehe Abb. 8):
29

  

 

 Beurteilung der Gebietsprägung durch vorhandene Gebäude in der näheren Um-

gebung: 

 

Die Anwendbarkeit des § 34 BauGB ist wesentlich von der Gebietsprägung durch 

zivil genutzte Gebäude im Nahbereich abhängig, in die im Einzelfall auch Gebäu-

de auf der Liegenschaftsfläche selbst einbezogen werden können, wenn sie am 

Bebauungszusammenhang teilhaben. Der zivile Gebäudebestand im Nahbereich 

muss demnach für die Fortentwicklung einer Bebauung nach § 34 BauGB eine 

maßstabsbildende Kraft haben. Hierfür kommen grundsätzlich nur bauliche Anla-

gen in Frage, die einem dauerhaften Aufenthalt von Menschen dienen. Nicht prä-

gend in diesem Sinne sind z. B. untergeordnete Nebenanlagen, Ställe, Ferien-

häuser sowie endgültig aufgegebene, verfallene oder für den Abriss vorgesehene 

Bauwerke, sie können keinen Bebauungszusammenhang ausbilden. 

 

Damit auch Gebäude bzw. Anlagen auf bisher militärisch genutzten Flächen eine 

maßstabsbildende Kraft entfalten können, müssen sie darüber hinaus einer zivi-

len Nutzung vergleichbaren Zwecken gedient haben (z. B. Wohnen, Verwaltung, 

Sportplätze) und auch nach der Freigabe der Liegenschaft hierfür wiedergenutzt 

werden können – ihre ursprüngliche Prägung bleibt mit der zivilen Nachnutzung 

dann in der Regel erhalten. Sonstige militärische Gebäude (z. B. Funktionsbau-

ten, Mannschaftsunterkünfte, Unterstellhallen) hingegen können durch die end-

gültige Beendigung ihrer bisherigen Nutzung nicht mehr prägend wirken.
30

 

 

Mögliche unterschiedliche Sichtweisen hinsichtlich der „vergleichbaren Zwecken 

dienenden Nutzungen“ und des Bestandsschutzes für die zivile Nachnutzung mi-

litärischer Gebäude müssen zwischen den Akteuren abgestimmt werden.
31

 

 

 Bewertung des Vorliegens einer tragfähigen Siedlungsstruktur: 

 

Die Anwendbarkeit des § 34 BauGB setzt voraus, dass die baulichen Anlagen im 

Umfeld der Konversionsliegenschaft schon einen Ortsteil ergeben, der nach der 

Zahl der vorhandenen Bauten ein gewisses Gewicht besitzt und Ausdruck einer 

organischen Siedlungsstruktur ist. Die Ausweitung von Splittersiedlungen soll 

vermieden werden. 

 

 Bewertung des Vorliegens einer zusammenhängenden Bebauung: 

 

Weiterhin muss eine aufeinander folgende Bebauung trotzt eventuell vorhande-

ner „Baulücken“ eine Zusammengehörigkeit vermitteln. Ausschlaggebend ist 

hierbei, inwieweit die zur Bebauung vorgesehene freie Fläche aufgrund ihrer La-

ge und Größe dem Zusammenhang einer Bebauung angehört oder aber den 

                                                      

29 Vgl. Manssen 2008: 32 ff. 

30 Vgl. BMRBS 1997: 105 

31 Bei einer Neuaufstellung der Arbeitshilfe Konversion durch die ARGEBAU sollte dieser Regelungsbe-

reich in der Bund-Länder-Abstimmung behandelt werden. 
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Eindruck der Geschlossenheit unterbricht. In diesem Zusammenhang ist auch die 

Abgrenzung entscheidend, welche Flächen noch zu den im Zusammenhang be-

bauten Ortsteilen gerechnet und welche bereits dem Außenbereich zugeordnet 

werden. Lässt sich keine Geschlossenheit bei der zu betrachtenden Bebauung 

feststellen, ist nach den Vorschriften des § 35 BauGB zu verfahren. 

 

Umnutzung zur Arbeitsagentur Glückstadt – genehmigt nach § 34 BauGB  

 

Ein von der Standortverwaltung für Verwaltungszwecke über viele Jahre genutztes Gebäude war als eines der ersten 

Gebäude der Marine-Kaserne in Glückstadt für militärische Zwecke nicht mehr erforderlich. Etwa zeitgleich suchte die 

Agentur für Arbeit in Glückstadt ein geeignetes Gebäude für ein Servicecenter. Die bauplanungsrechtliche Genehmigung 

für die Nutzungsänderung basiert auf § 34 BauGB. Das Gebäude wird dem Innenbereich zugeordnet, da eine Prägung 

durch die (zivile) Nachbarbebauung vorhanden ist. Durch diese bauplanungsrechtliche Zuordnung war es möglich, die 

Umnutzung des Gebäudes innerhalb weniger Monate vorzunehmen. 

 

 

 Beurteilungsmaßstab der Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 BauGB:  

 

Werden die Bedingungen für einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil festge-

stellt, gilt der Regelungsbereich des § 34 BauGB. Vorhaben sind dann zulässig, 

wenn sie sich nach der Eigenart der näheren Umgebung einfügen, die Erschlie-

ßung gesichert ist und die weiteren Anforderungen des § 34 Abs. 1 BauGB erfüllt 

sind. Zur Klärung der Zulässigkeit von Vorhaben werden folgende Kriterien her-

angezogen: 
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- Art und Maß der baulichen Nutzung 

- Bauweise (offen / geschlossen) 

- Grundstücksfläche, die überbaut werden soll 

- gesicherte Erschließung 

- Anforderung an gesunde Arbeits- und Wohnverhältnisse 

- Beeinträchtigung des Ortsbildes 

 

 

TIPP:  Sollte bei einer Einstufung nach § 34 BauGB und starkem Nutzungsdruck ei-

ne konsensuale Lösung mit der BImA nicht möglich sein, kann bei Bedarf von der 

Gemeinde zur Sicherung ihrer städtebaulichen Ziele vor der tatsächlichen Freigabe 

der Fläche und vor dem Übergang der Planungshoheit ein Bebauungsplanverfahren 

eingeleitet werden, um die Sicherungsinstrumente gemäß §§ 14 ff. BauGB (Verän-

derungssperre und Zurückstellung von Baugesuchen) einsetzen zu können. 

 

 

 

4.4 Gebietsbezogene Planung 

 

 

4.4.1 Informelle Instrumente der gebietsbezogenen Planung  

 

 

Konkurrierende Verfahren 

 

Komplexe ortsplanerische Aufgaben erfordern Planungsalternativen, um den möglichen 

Lösungsraum abstecken und grundlegende Planungsmöglichkeiten sowie kosteneffizien-

te Lösungsansätze gewinnen zu können. Insbesondere Ideenwettbewerbe als freiwillige 

quasiformelle Verfahren ohne Beauftragungszusage an den Preisträger
32

 eignen sich zur 

Generierung alternativer Lösungsvorschläge für städtebauliche und landschaftsplaneri-

sche Entwurfsaufgaben. Allerdings ist eine immobilienwirtschaftliche Akzeptanz für diese 

Verfahren häufig nur bei hochwertigen Liegenschaften mit guten Entwicklungschancen 

gegeben. Trotzdem sollte das konkurrierende Prinzip ggf. durch Mehrfachbeauftragung 

(Plangutachten), Testplanungen unterschiedlicher Planer, Planungsworkshops oder stu-

dentische Wettbewerbe auch für Planungs- und Entwurfsaufgaben in strukturschwachen 

Regionen verfolgt werden. Die Ergebnisse können das Potenzial einer Konversionslie-

genschaft für die Öffentlichkeit gut veranschaulichen und ggf. auch als überzeugendes 

Akquisitionsmaterial wiederholt Anwendung finden. 

 

Konkurrierende Teilnehmer, vorteilhaft als interdisziplinäre Teams oder in Arbeitsgruppen 

organisiert, erkunden in Wettbewerbsverfahren Lösungen für die Verwirklichung fachli-

cher Zielvorgaben bei gleichzeitiger städtebaulicher Qualität. Die Auswahlmöglichkeit aus 

mehreren Lösungsvorschlägen sowie die mit diesen Verfahren angestrebte Objektivie-

rung der Entscheidungskriterien können das inhaltliche Ergebnis wie auch den Fortgang 

des Planungsprozesses befördern helfen
33

. Die Ergebnisse eines Ideenwettbewerbs 

                                                      

32 Realisierungswettbewerbe sind im Gegensatz zu Ideenwettbewerben in der Regel mit einer Absichts-

erklärung bzw. Zusage zur Beauftragung an einen oder mehrere Preisträger verbunden. 

33 Taft; Wallraven-Lindl 2003: 35 

Erfordernis von 

Planungs- 

alternativen 



88 

können die Grundlage für die örtlichen Planungen schaffen und eine spätere Bauleitpla-

nung vorbereiten. Auch die Öffentlichkeit lässt sich – beispielsweise im Rahmen von 

Planwerkstätten – im Vorlauf und zur Vorbereitung der Auslobung sowie durch Diskussi-

onsrunden zu den Wettbewerbsresultaten einbinden.  

 
TIPP:  Für komplexe Aufgabenstellungen empfiehlt sich ein prozessorientiertes Ar-

beiten in wechselnder Abfolge von Entwurf und Dialog im Rahmen von kooperativen 

städtebaulichen und landschaftsplanerischen Wettbewerbsverfahren. 

 
TIPP:  Entscheidende programmatische Auslobungsvorgaben, z. B. auf objektiv be-

stehenden Planungsprämissen wie äußere, ggf. innere Erschließung, Altlastensitua-

tion, geschützte Biotopausstattung oder auch Marktsituationen sollten im Vorfeld mit 

der BImA geklärt sein, um nicht falsche Erwartungshaltungen durch „verführerische 

Bilder“ zu wecken. Ist eine solche Abstimmung erfolgt, kann im Bedarfsfall und im 

Einvernehmen mit der BImA eine Kofinanzierung erreicht werden. 

 

 

Wettbewerbe generieren Ideen und führen zu besserer städtebaulicher Qualität 

 

Städtebauliche oder architektonische Wettbewerbe können den Konversionsprozess unterstützen, wenn es darum geht, 

an einem wichtigen Standort im Stadt- oder Ortsbild eine überdurchschnittliche gestalterische und funktionale Qualität zu 

erzielen. Wettbewerbe können durch die eingereichten Beiträge zudem vielfältige Ideen liefern, die durch Investoren spä-

ter aufgegriffen und umgesetzt werden. In Schleswig wurde im Jahr 2006 in Absprache zwischen dem neuen Eigentümer 

Team vivendi und der Stadt ein Städtebaulicher Realisierungswettbewerb für das geplante Wohngebiet zwischen Schlei 

und Holmer Noor ausgelobt. Plan und Ansicht zeigen den Entwurf des Wettbewerbssiegers BKSP Architekten, Hannover, 

mit Freiraumplaner Irene Lohaus und Peter Carl, Hannover. 

 

© BKSP Architekten 
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TIPP:  Die Länderarchitektenkammern (Schleswig-Holstein: Architekten- und Ingeni-

eurkammer Schleswig-Holstein) beraten und unterstützen die Auftraggeber bei der 

Vorbereitung und Auslobung von Wettbewerben.  

 

 

Seit April 2009 werden für Vorhaben der Länder und des Bundes Wettbewerbe nach den 

Richtlinien für Planungswettbewerbe (RPW 2008) ausgeschrieben, für Kommunen und 

andere Akteure wird dies empfohlen. 

 

Die Durchführung eines öffentlich auszuschreibenden Wettbewerbsverfahrens wie auch 

die Entscheidung zur Weiterbearbeitung eines Wettbewerbsentwurfs werden im Rahmen 

der kommunalen Planungshoheit durch den Gemeinderat beschlossen. 

 

 

TIPP:  Die BImA sollte im Rahmen von verbindlich geregelten Beteiligungsformen in 

die Programmfindung / Auslobung, in das Preisgericht wie auch in die Mitfanzierung 

des Wettbewerbsverfahrens eingebunden werden, um die Umsetzbarkeit der Wett-

bewerbsergebnisse zu erhöhen. Denn Wettbewerbsergebnisse ohne Beteiligung des 

Eigentümers können falsche Erwartungen in der (Fach-) Öffentlichkeit wecken, de-

ren unrentierlichen Umsetzungsteile dann durch öffentliche Finanzierungen der 

Kommune und ggf. aus Fördermitteln zu finanzieren wären. Ist die Kommune über 

einen kommunalen Zwischenerwerb bereits in die Eigentümerrolle gegangen, ist sie 

selbstverständlich frei von Abstimmungserfordernissen mit der BImA, trägt dann 

aber auch alle Umsetzungsrisiken aus dem Wettbewerbsergebnis allein. 

 

 

 

Städtebaulicher Rahmenplan 

 

Konversionsgelände sind häufig – absolut oder im Vergleich zur Siedlungsfläche der 

Liegenschaftsgemeinde – großflächige Areale, deren Entwicklung viele Jahre benötigt. In 

dieser Zeitspanne können sich die Rahmenbedingungen für eine bauliche Entwicklung 

wesentlich verändern und Korrekturen einzelner Zielvorstellungen erforderlich werden. 

Vor diesem Hintergrund fällt dem informellen Planungsinstrument Städtebaulicher Rah-

menplan – vor allem für größere Siedlungsprojekte – eine besondere Bedeutung zu. Der 

Plan kann als Leitlinie die grundsätzlichen planerischen Ziele über einen langen Zeitraum 

sichern, zum anderen hält er Spielräume für nachfolgende Planungen offen. Im Gegen-

satz zu formellen Plänen bietet er den Vorteil, flexibel und schnell an eine veränderte 

Ausgangs- oder Nachfragesituation anpassbar zu sein. Die frühzeitige Identifizierung von 

Konfliktfeldern und Lösungsansätzen im Rahmen der Planerarbeitung kann die Erstellung 

von Bauleitplänen wesentlich beschleunigen. Insbesondere bei größeren städtebaulichen 

Projekten lassen sich auf dieser Grundlage für die Konversionsfläche Einzelmaßnahmen 

und sukzessive kleinflächige Bebauungspläne koordinieren und in den beabsichtigten 

städtebaulichen Rahmen einfügen.  

 

Der Städtebauliche Rahmenplan, der eine zusätzliche Planungsstufe zwischen dem 

strukturellem Entwicklungskonzept und dem Bebauungsplan darstellt, behandelt räumlich 
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und sachlich begrenzte stadtplanerische Aufgaben detaillierter und bildet die Grundlage 

für die Festsetzungen in Bauleitplänen. Zumeist werden mehrere thematische Pläne er-

stellt, in denen einzelne Aspekte wie z. B. Nutzung, Verkehr, Freiflächen, Stadtgestaltung 

gesondert behandelt werden. Sie können durch handlungsbezogene Zeit- und Finanzie-

rungskonzepte und Angaben zur Prioritätenfolge ergänzt werden. Da es für die Darstel-

lung keine Vorgaben gibt, ist der Städtebauliche Rahmenplan ein anschauliches Hilfsmit-

tel bei der Einbindung und Beteiligung kommunaler Gremien, von Behörden und der Öf-

fentlichkeit.  

 

 

TIPP:  Beschließt die Gemeinde den Städtebaulichen Rahmenplan, sind die Ergeb-

nisse nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu be-

rücksichtigen.  

 

 

TIPP:  Werden die Träger öffentlicher Belange bei der Rahmenplanung beteiligt, 

lassen sich die nachfolgenden Bauleitplanverfahren regelmäßig beschleunigen.
34

 

 

 

Der Städtebauliche Rahmenplan wird von der Kommune angestoßen und entweder von 

ihr selbst bearbeitet oder an ein Planungsbüro zur Ausarbeitung vergeben. 

 

 

 

4.4.2 Formelle Instrumente der gebietsbezogenen Planung  

 

 

Bebauungsplan (B-Plan) 

 

Mit der Freigabe militärischer Liegenschaften sind regelmäßig Fragestellungen von gro-

ßer Bedeutung für die stadt- bzw. ortsplanerische Entwicklung und Ordnung der Gemein-

den verbunden, so dass das Planungserfordernis gemäß § 1 Abs.3 Nr.1 BauGB von den 

Kommunen zu beachten ist. Die Überprüfung einer planerischen Beschäftigung mit der 

Militärliegenschaft ergibt sich auch hinsichtlich des Entwicklungsbelanges einer zivilen 

Anschlussnutzung nach § 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB.  

 

Für Konversionsflächen schafft regelmäßig erst die Aufstellung von Bebauungsplänen die 

planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben. Mit Bebauungsplänen – den verbindlichen 

Bauleitplänen – wird das entsprechende Baurecht gemäß den §§ 1 bis 6 sowie 8 bis 10 

BauGB geschaffen. Als gemeindliche Satzung regeln sie die Nutzung und enthalten die 

gegenüber allen rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung. Mit 

dem Bebauungsplanverfahren sind jeweils natur- und umweltschutzfachliche Prüfverfah-

ren im Rahmen der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und die entsprechende An-

wendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB), der arten- 

und biotopschutzrechtlichen Prüfung und der FFH-Verträglichkeitsprüfung verbunden.  

 

                                                      

34 Vgl. OBB 2011: 11 f. 
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Bebauungspläne sind grundsätzlich nach § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungs-

plan zu entwickeln bzw. im Parallelverfahren mit diesem nach § 8 Abs. 3 BauGB aufzu-

stellen. Alle Bauleitpläne sind an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 

 

 

TIPP:  Bei größeren und langfristig angelegten städtebaulichen Entwicklungsvorha-

ben ist es nicht sinnvoll und zielführend, einen einzigen Bebauungsplan für die ge-

samte Liegenschaftsfläche aufzustellen. In diesen Fällen sollte auf Grundlage einer 

Rahmenplanung eine Aufteilung in räumliche Abschnitte erfolgen und in Abhängig-

keit von der Nachfrage und den jeweiligen Nutzeranforderungen mit mehreren klein-

flächigen Bebauungsplänen, deren Reihenfolge in der Rahmenplanung vorgeklärt 

ist, gearbeitet werden. 

 

 

Bebauungsplan nach § 8 ff. BauGB schafft Baurecht für das Dänische Gymnasium in Schleswig 

 

Auf einer Teilfläche der ehem. Kaserne „Auf der Freiheit“ in Schleswig ist das Dänische Gymnasium A. P. Möller Skolen 

entstanden. Für die Flächen rings um das Holmer Noor wurde durch die Stadt im Jahr 2007 zunächst eine Ange-

botsplanung bis zum B-Plan-Vorentwurf vorangetrieben. Mit der Investitionsabsicht durch den dänischen A. P. Möller 

Fonds wurde der B-Plan-Geltungsbereich geteilt und das Verfahren für das geplante Schulareal nach § 8 ff. BauGB zügig 

und rechtssicher durchgeführt. Das Gymnasium wurde im Sommer 2009 im Beisein der dänischen Königin feierlich eröff-

net. 
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Im Rahmen der Bauleitplanung besteht nach § 4b BauGB die Möglichkeit, Teilbereiche 

der Verfahrenssteuerung und der städtebaulichen Planung an Dritte zu übertragen. Die 

hoheitlichen Verfahrensschritte, insbesondere die planerische Abwägung, muss die 

Kommune selbstverantwortlich durchführen. 

 

 

LITERATURHINWEIS:  Der Erlass des Innenministeriums Schleswig-Holstein „Ver-

fahren bei der Aufstellung von Bauleitplänen und Satzungen nach dem Baugesetz-

buch (BauGB)“ von 2008 gibt praxisnahe Hinweise für die Ausarbeitung und Aufstel-

lung von Bauleitplänen und Satzungen. In anderen Bundesländern stehen ähnliche 

Verwaltungsvorschriften bzw. Arbeitshilfen / Leitfäden zur Verfügung. 

 

 

Bebauungsplan der Innenentwicklung 

 

Bebauungspläne der Innenentwicklung nach § 13a BauGB sind an Maßnahmen der In-

nenentwicklung, wie z. B. die Wiedernutzbarmachung von Flächen, gebunden und kön-

nen unter bestimmten Voraussetzungen im „beschleunigten Verfahren“ nach § 13a 

Abs. 2 BauGB durchgeführt werden. Hierbei wird die Behörden- und Öffentlichkeitsbetei-

ligung gestrafft und die förmliche Umweltprüfung entfällt; bei Erfüllung der Bedingungen 

des § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB müssen auch die Regelungen der Naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung nicht berücksichtigt werden. 

 

Die Anwendbarkeit des § 13a BauGB erfordert, dass die überplante Fläche grundsätzlich 

dem Siedlungsbereich zuzurechnen ist. Vor allem im Zusammenhang bebaute Ortsteile 

nach § 34 Abs. 1 BauGB oder Abrundungsflächen, welche die Voraussetzungen für den 

Erlass einer Innenbereichsatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB (sogenannte Einbezie-

hungssatzung) erfüllen, ermöglichen die Anwendung des § 13a BauGB. Ein nicht mehr 

baulich geprägter Außenbereich im Innenbereich ist in der Regel nicht mit dem Be-

bauungsplan der Innenentwicklung überplanbar.
35

  

 

Weiterhin ist das mit der Anwendung des § 13a BauGB verbundene „beschleunigte Ver-

fahren“ für militärische Liegenschaften häufig nicht nutzbar
36

, weil die Areale in der Regel 

sehr groß sind und somit eine ressourcenschonende und wirtschaftliche bauliche Nut-

zung die Schwellenwerte von 70.000 m² bzw. 20.000 m² der im Bebauungsplan festge-

setzten zulässigen Grundflächenzahl, Größe der Grundfläche oder versiegelbaren Fläche 

übersteigen. Maßgeblich ist hierbei die gesamte versiegelte Fläche aus zu erhaltendem 

Bestand und Neubebauung. 

 

Ein Aufteilen der überplanten Fläche auf mehrere Bebauungspläne der Innenentwicklung 

zur Umgehung der Schwellenwerte ist nicht zulässig. Die „Kumulationsregelung“ des 

§ 13a Abs. 1 BauGB erfordert, dass „[…] die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, 

                                                      

35 Vgl. Bienek; Krautzberger 2008: 83 

36 Bei einer Neuaufstellung der Arbeitshilfe Konversion durch die ARGEBAU sollte dieser Regelungsbe-

reich in der Bund-Länder-Abstimmung behandelt werden. 
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die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt 

werden, mitzurechnen […]“ sind. 

 

 

TIPP:  Im speziellen Fall sollte mit den zuständigen Baubehörden (Schleswig-

Holstein: Kreis und Innenministerium) die Anwendbarkeit des Bebauungsplans der 

Innenentwicklung geklärt werden. 

 

 

 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB eignet sich für bauliche 

Konversionsprojekte, die federführend und initiativ von einem Investor oder Bauherren – 

im Folgenden als Vorhabenträger bezeichnet – vorangetrieben werden. Dieses Instru-

ment ist eine Sonderform des verbindlichen Bauleitplans, die Elemente eines Be-

bauungsplans mit einem Erschließungsvertrag und einem städtebaulichen Vertrag ver-

bindet. Es ist – im Gegensatz zur Angebotsplanung – auf ein konkretes Vorhaben ausge-

richtet, zu dessen fristgerechten Umsetzung und gänzlichen oder teilweisen Kostenüber-

nahme der Planung und Erschließung sich der Vorhabenträger vertraglich gegenüber der 

Kommune verpflichtet. 

 

Bestandteile dieses Instruments sind nachfolgende inhaltlich und formell aufeinander 

abgestimmte Elemente: 

 

 Vorhaben- und Erschließungsplan (V+E- Plan) 

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan 

 Durchführungsvertrag 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, der bei der militärischen Flächenkonversion auf 

Kooperation zwischen der Kommune und dem Vorhabenträger sowie der Eigentümerin 

BImA aufbaut, ist ein flexibles Steuerungsinstrument und kann insbesondere für kleinere 

Vorhaben viele Vorteile bieten. Der Vorhabenträger übernimmt Planungs-, Entwicklungs- 

und Erschließungskosten und entlastet die kommunalen Planungsträger. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass insbesondere bei großen Vorhaben hohe finanzielle Vorleistungen 

entstehen, die ein potentieller Vorhabenträger oftmals nicht leisten kann. Die Interessen 

des Vorhabenträgers können bei diesem Instrument im gesetzlichen Rahmen eingehend 

behandelt und die Nutzungen konkret geregelt werden, was auch gegenüber der Öffent-

lichkeit eine transparente Darstellung ermöglicht. Die Durchführungspflichten des Inves-

tors werden im Durchführungsvertrag verbindlich geregelt und eine Umsetzung des Vor-

habens festgeschrieben, so dass ein Hinausschieben und Verzögern von (Investiti-

ons-) Entscheidungen auch im gemeindlichen Interesse vermieden werden können. 

Kommt es nach Vertragsabschluss nicht zur Durchführung, kann der vorhabenbezogene 

Bebauungsplan ohne Entschädigungskosten für die Gemeinde aufgehoben werden. Wei-

terhin ermöglicht der § 12 Abs. 3a BauGB eine Änderung oder einen Neuabschluss des 

Durchführungsvertrages, ohne den in diesem Anwendungsfall allgemein festgesetzten 

Bebauungsplan ändern zu müssen.  
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Der Durchführungsvertrag wird oftmals im Zusammenhang mit dem Verkauf der Liegen-

schaft, spätestens zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan, 

geschlossen. In Verbindung mit Grundstücksgeschäften der öffentlichen Hand müssen 

bei den zu vereinbarenden vertraglichen Regelungen – soweit damit vergabepflichtige 

Beschaffungsvorgänge bestimmt werden – auch die Vorgaben des Vergaberechts be-

rücksichtigt und auf eine mögliche europaweite Ausschreibungspflicht geachtet werden 

(siehe Kapitel 5.3). 

 

 

Städtebaulicher Vertrag 

 

Städtebauliche Verträge werden als kooperatives und konsensuales Instrument zwischen 

der Kommune und einem Privaten oder der BImA als Eigentümerin und ggf. weiteren 

Parteien geschlossen, um Fragen zur Sicherung, Unterstützung und Erfüllung städtebau-

licher Aufgaben zu vereinbaren. Die Verträge ergänzen das hoheitliche Instrumentarium 

des Städtebaurechts und regeln die Zusammenarbeit sowie die jeweiligen Leistungen der 

Akteure. Zu nachfolgenden Aspekten
37

 werden vertragliche Vereinbarungen im Konversi-

onszusammenhang u. a. getroffen: 

 

 Städtebauliche und genehmigungsrechtliche Rahmenbedingungen 

 Verbindliche städtebauliche Ziele, Nutzungen, Standards, energetische Versor-

gung 

 Kostentragung und Finanzierung, insbesondere der Planung, der Baureifma-

chung, der Erschließung und sonstiger Infrastrukturmaßnahmen, sowie Sanktio-

nen 

 Altlasten 

 Management- und Steuerungsaufgaben 

 Zeitliche Abläufe 

 Prozessuale und organisatorische Elemente 

 Verknüpfung zu parallelen (Kauf-) Verträgen 

 Vorkaufsrecht der Kommune bei Weiterveräußerung 

 Gemeinsame Aktivitäten (z. B. Vermarktung) 

 Rechtsnachfolgeregelungen (z.B. für die kaufvertraglich geregelten Übernahme- / 

Haftungsvereinbarungen bei der Durchführung von Sanierungsmaßnahmen nach 

BBodSchG) 

 

Die Rechtsnatur der Verträge kann öffentlich-rechtlich, privat-rechtlich oder eine Misch-

form sein. Unter dem Begriff der Städtebaulichen Verträge lässt sich eine Vielzahl von 

möglichen Vertragsregelungen des Städtebaurechts gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 BauGB 

zusammenfassen, u. a. Maßnahmenverträge, Planungsverwirklichungsverträge, Folge-

lastenverträge und sonstige Verträge. Daneben werden im BauGB weitere Sonderformen 

des Städtebaulichen Vertrags aufgeführt, wie etwa der Durchführungsvertrag zum vorha-

benbezogenen Bebauungsplan (§ 12 BauGB), der Erschließungsvertrag (§ 124 BauGB) 

oder der Stadtumbauvertrag (§ 171c BauGB).  

  

                                                      

37 Vgl. ARGEBAU 2002: 20 f. 
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Bei der Gestaltung der Verträge ist auf die Einhaltung der Rechtmäßigkeitsanforderungen 

von Städtebaulichen Verträgen wie z. B. das Angemessenheitsgebot (§ 11 Abs. 2 Satz 1 

BauGB), das Koppelungsverbot (§ 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB) und die Kausalität 

(§ 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) zu achten. Ein bestimmtes Ergebnis der Bauleitplanung kann 

im Hinblick auf § 1 Abs. 3 BauGB nicht festgeschrieben werden. Städtebauliche Verträge 

werden häufig im Zusammenhang mit dem Grundstücksverkauf von der BImA an einen 

Investor bzw. Projektentwickler geschlossen, spätestens müssen sie aber vor der Planrei-

fe des Bebauungsplans nach § 33 BauGB – bevor ein Rechtsanspruch auf Bebauung 

durch den Bauleitplan entstanden ist – vereinbart werden. 

 

Bei Grundstücksgeschäften der öffentlichen Hand in Verbindung mit Städtebaulichen 

Verträgen sind – soweit dabei vergabepflichtige Beschaffungsvorgänge geregelt werden 

– die Vorgaben des Vergaberechts zu berücksichtigen und auf eine mögliche europawei-

te Ausschreibungspflicht zu achten (siehe Kapitel 5.3). 

 

 

 

4.5 Besonderes Städtebaurecht 

 

In Ergänzung zu den Vorschriften des allgemeinen Städtebaurechts eignen sich bei Vor-

liegen der entsprechenden Anwendungsvoraussetzungen auch die Instrumente des be-

sonderen Städtebaurechts, welche die Beseitigung besonderer städtebaulicher Probleme 

zum Ziel haben. Für bauliche Konversionsaufgaben kommen insbesondere die Gesamt-

maßnahmen Städtebauliche Sanierungsmaßnahme nach §§ 136 ff. BauGB, Städtebauli-

che Entwicklungsmaßnahme nach §§ 165 ff. BauGB und Stadtumbaumaßnahme nach 

§§ 171 a bis d BauGB in Frage. 

 

Die mit diesen städtebaulichen Gesamtmaßnahmen verbundenen grundlegenden Ziele 

stimmen mit dem Anwendungsfall einer baulichen Wiedernutzung einer militärischen 

Liegenschaft überein, die Voraussetzungen müssen jedoch im Einzelnen für jedes Kon-

versionsvorhaben detailliert überprüft werden: 

 

 Städtebauliche Sanierungsmaßnahme:  Behebung städtebaulicher Missstände 

 Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme:  Erstmalige Entwicklung bzw.  

  Neuordnung von Gebieten 

 Stadtumbaumaßnahme:  Herstellung nachhaltiger  

  städtebaulicher Strukturen 

 

Die städtebaulichen Gesamtmaßnahmen sind darauf ausgerichtet, in einem abgegrenz-

ten Gebiet verschiedene Einzelmaßnahmen (Planungen, bauliche Projekte, Projektsteue-

rung) über einen längeren Zeitraum koordiniert und aufeinander abgestimmt vorzuberei-

ten und durchzuführen. In diesem Rahmen stehen den Gemeinden erweiterte Steue-

rungs- und Lenkungsmöglichkeiten zur Verfügung. 

 

Mit der Vorbereitung und Durchführung der Gesamtmaßnahmen ist grundsätzlich auch 

die Möglichkeit der Förderung aus vom Bund und den Ländern auf Grundlage der jährli-

chen Verwaltungsvereinbarung-Städtebauförderung bereitgestellten Finanzhilfen gege-

Anwendungs-

voraussetzungen 

von städtebauli-

chen Verträgen 
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ben. Die Förderung zur Finanzierung von unrentierlichen Kosten ist wiederum an Vo-

raussetzungen gebunden. 

 

 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahme 

 

Die Sanierungsmaßnahme (§§ 136 ff. BauGB) eignet sich zur wesentlichen Verbesse-

rung oder Umgestaltung von Teilen eines Gemeindegebietes mit städtebaulichen Miss-

ständen, wie sie – auf ihre städtebauliche Lage bezogen – fehl- bzw. mindergenutzte 

Liegenschaftsflächen darstellen können. Es muss ein öffentliches Interesse an einer ein-

heitlichen Vorbereitung und zügigen Durchführung der Gesamtmaßnahme nachgewiesen 

werden. 

 

Nach Abschluss von vorbereitenden Untersuchungen, in denen u. a. die Voraussetzun-

gen einer Sanierungsmaßnahme überprüft werden, beschließt die Gemeinde die förmli-

che Festsetzung eines Sanierungsgebietes nach § 142 Abs. 3 BauGB. Aufbauend auf 

einer qualifizierten städtebaulichen Planung werden die erforderlichen Ordnungs- und 

Baumaßnahmen im Sanierungsgebiet dann durchgeführt. 

 

Die Gemeinde ist bei der Anwendung des umfassenden Sanierungsverfahrens (§§ 152 - 

156a BauGB) – im Gegensatz zum vereinfachten Verfahren nach § 142 Abs. 4 BauGB – 

grundsätzlich verpflichtet, zur Refinanzierung der entstandenen Sanierungskosten Aus-

gleichsbeträge in Höhe der sanierungsbedingten Bodenwertsteigerung von der Eigentü-

merin BImA bzw. dem Erwerber der Liegenschaft zu erheben. Die Gemeinde hat zwar 

bei der Klärung der erforderlichen Art des anzuwendenden Sanierungsverfahrens „einen 

weitreichenden Beurteilungsspielraum“
38

. Sie sollte jedoch dabei berücksichtigen, dass 

das für die Städtebauförderung zuständige Land vor dem Hintergrund der zu beachten-

den haushalts- und förderrechtlichen Grundsätze Fördermittel für die Finanzierung der 

unrentierlichen Kosten der Sanierungsmaßnahme aufgrund der mit einer Konversion 

ehemals militärisch genutzter Flächen verbundenen Neuordnung nur bereitstellen wird, 

wenn die Gemeinde durch den Beschluss des umfassenden Sanierungsverfahrens die 

Abschöpfung der sanierungsbedingten Bodenwertsteigerungen gewährleistet.  

 

Bei dem umfassenden Sanierungsverfahren steht das hoheitliche Handeln der Gemeinde 

(§ 144 BauGB – Genehmigungspflicht; §§ 153 ff. BauGB – Ausgleichsbeiträge) gegen-

über einem partnerschaftlichen Miteinander von Kommune und BImA stärker im Vorder-

grund. Deshalb hat die BImA bei dieser Verfahrensart in der Regel weniger Interesse, 

ihre personellen Ressourcen für die Mitwirkung im Sanierungsverfahren einzusetzen oder 

mit eigenen investiven Maßnahmen zur Entwicklung der Konversionsfläche beizutragen, 

wenn sie ihre Ausgaben nicht bei den Ausgleichsbeträgen bzw. bei der Bodenwertsteige-

rung in Anrechnung bringen kann. 

  

                                                      

38 Bardenhagen 2007: 56 

Ausgleich von 

Sanierungs-

kosten 



97 

 

TIPP:  Jeder planerische Schritt kann zu einer Verkehrswertsteigerung der Liegen-

schaft führen. Mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Beschlusses über den Be-

ginn der vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 BauGB (betrifft nur Städtebau-

liche Sanierungsmaßnahme und Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme) wird der 

zu diesem Zeitpunkt geltende Grundstückswert eingefroren.  

 

 

 

Beispiele von Konversionsfällen unter schwierigen Voraussetzungen zeigen, dass die 

Städtebauliche Sanierungsmaßnahme in Verbindung mit anderen Instrumenten des 

Städtebaurechts (z. B. Städtebaulicher Vertrag) im Rahmen einer abgestimmten Strate-

gie zwischen den Akteuren zu tragfähigen Finanzierungslösungen und somit zum Anstoß 

der Konversion führen kann. Jedoch ist wie bei den anderen Instrumenten des besonde-

ren Städtebaurechts auf den erhöhten Steuerungs- und Verwaltungsaufwand und auf das 

Erfordernis von speziellem Know-how gegenüber den Verfahren des allgemeinen Städ-

tebaurechts hinzuweisen. 

 

 

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 

 

Die Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme (§§ 165 ff. BauGB) gilt als „schärfstes 

Schwert des Bodenrechts“
39

, da mit ihrer Durchführung der Gemeinde weitreichende 

Vollzugsbefugnisse zur Verfügung stehen, wie z. B. die Enteignungsmöglichkeit auch 

ohne Bebauungsplan. Auch wenn die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind und die 

Kommune den Kauf der Liegenschaft in Erwägung zieht, kommt das Instrument nur für 

die Konversionsfälle in Betracht, in denen der Grundstückseigentümer eine Mitwirkungs-

bereitschaft vermissen lässt und die städtebaulichen Vorstellungen der Kommune kon-

terkariert. Der Beschluss von vorbereitenden Untersuchungen nach § 165 Abs. 4 BauGB 

kann jedoch gegebenenfalls helfen, die Bereitschaft für Kooperation und vertragliche 

Vereinbarungen zu erhöhen. 

 

Für die Anwendung der Entwicklungsmaßnahme sind nach § 166 Abs. 3 BauGB hohe 

Voraussetzungen zu erfüllen; so muss die Gemeinde beispielsweise den Nachweis lie-

fern, dass die Entwicklung der Liegenschaftsfläche von örtlicher oder regionaler Bedeu-

tung ist, das Wohl der Allgemeinheit die Maßnahme erfordert und die Ziele nicht auf ver-

traglicher Basis erreicht werden können.  

 

Das Verfahren entspricht weitgehend dem Sanierungsverfahren. Die Kommune be-

schließt nach Abschluss vorbereitender Untersuchungen die förmliche Festlegung des 

Entwicklungsbereichs. Hierauf muss die Kommune bzw. ein eingeschalteter Entwick-

lungsträger – abgesehen von wenigen Ausnahmen gemäß § 166 Abs. 3 BauGB – die 

Liegenschaftsfläche kaufen und eine zügige Durchführung der Maßnahme innerhalb ei-

nes absehbaren Zeitraums, insbesondere auch die unverzügliche Aufstellung eines Be-

bauungsplans im Entwicklungsgebiet, gewährleisten. Durch einen anschließenden Ver-

kauf der entwickelten Grundstücke und aus der Differenz der Kosten des Grunderwerbs 

muss die Gemeinde die Maßnahme refinanzieren. 

                                                      

39 Schmidt-Eichstaedt 2005: 460 
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Mit der Anwendung der Entwicklungsmaßnahme sind hohe formelle und rechtliche An-

forderungen und insbesondere in schrumpfenden Regionen ein großes wirtschaftliches 

Risiko verbunden. Die Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme wird zudem aufgrund der 

demographischen Entwicklung nur noch in wenigen wachsenden Regionen zur Anwen-

dung kommen können.  

 

Mehr noch als bei der umfassenden Sanierungsmaßnahme ist die BImA bei der Städte-

baulichen Entwicklungsmaßnahme ihrer aktiven Rolle im Rahmen der Entwicklung der 

Konversionsfläche enthoben. Bei der Anwendung dieses Instrumentes wird sie deshalb 

regelmäßig u. a. aus Wirtschaftlichkeitsgründen ihre Ressourcen und ihr Know-how nicht 

für die Entwicklung des Areals einsetzen.  

 

Die mit diesem Instrument für die Kommune verbundenen Möglichkeiten hoheitlichen 

Handelns – insbesondere die Enteignung – stehen einem partnerschaftlichen Miteinander 

entgegen, sofern nicht Abwendungsvereinbarungen gemäß § 166 Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

zustande kommen. Hierbei verpflichtet sich der Eigentümer, das Grundstück entspre-

chend den Zielen und Zwecken der Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme zu entwi-

ckeln und zu nutzen. 

 

 

Stadtumbaumaßnahme 

 

Vertragliche Lösungen, konsensuales Zusammenwirken und konzeptionelles Vorgehen 

sollen bei der Anwendung der Stadtumbaumaßnahme (§§ 171 a bis d BauGB) im Vor-

dergrund stehen. Die Vorschriften schaffen den rechtlichen Rahmen für die Städtebau-

förderung im Programm Stadtumbau und die Regelungsgegenstände von städtebauli-

chen Verträgen. Die Regelungen der Stadtumbaumaßnahme ermöglichen gegenüber 

den weiteren, vergleichsweise „harten“ Instrumenten des besonderen Städtebaurechts, 

insbesondere gegenüber der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme mit ihren weitrei-

chenden eigentumsrechtlichen Eingriffsmöglichkeiten, erweiterte konsensorientierte Mög-

lichkeiten der Herangehensweise an Projekte des Stadtumbaus. 

 

Stadtumbaumaßnahmen können zur Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen 

in von Funktionsverlusten betroffenen Gebieten eingesetzt werden, insbesondere auch 

zur Konversion militärischer Liegenschaften, um nicht mehr bedarfsgerechte bauliche 

Anlagen einer neuen Nutzung zuzuführen. Die Kommunen sollen hierbei nach dem Leit-

bild des aktivierenden Staates im Rahmen eines umfassenden Ansatzes die Akteure 

aktiv in den Konversionsprozess einbinden und durch Beteiligungsverfahren Bürger, pri-

vate Investoren und die örtliche Wirtschaft motivieren mitzuwirken. Das dabei geforderte 

Prinzip der Einvernehmlichkeit kann allerdings bei divergierenden Vorstellungen oder 

nicht konsensfähigen Akteuren auch die Gefahr von langwierigen Verhandlungen bergen 

und in Konfliktfällen eine Einigung erschweren bzw. verhindern. 

 

Das in seinen Grundzügen auf Kooperation basierende Instrument der Stadtumbaumaß-

nahme ist ein zwar neues, aber bereits mehrfach in Zusammenarbeit mit der BImA er-

probtes Instrument und ermöglicht in Abhängigkeit länderspezifischer Regelungen den 

Einsatz von Städtebauförderungsmitteln auch ohne die Anwendung von den Eigentümer 

einengenden Instrumenten (siehe weiter oben: Städtebauliche Sanierungsmaßnahme, 
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Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme). In unterschiedlichen Formen und Graden der 

Verbindlichkeit (Absichtserklärung bis Städtebaulicher Vertrag) können dabei ggf. zusätz-

lich Kofinanzierungen des mitwirkungsbereiten Eigentümers BImA erreicht werden.  

 

In Schleswig-Holstein ist aber beispielsweise zur Beantragung von Städtebaufördermit-

teln für die Konversion ehemals militärisch genutzter Flächen aufgrund der umfassenden 

rechtlichen und tatsächlichen Neuordnung der Flächen und der damit zwangsläufig ver-

bundenen Bodenwertsteigerung das Sanierungsrecht nach §§ 136 ff. BauGB erforderlich. 

 

Voraussetzung für den Beschluss eines Stadtumbaugebietes und die Städtebauförde-

rung ist die Erstellung eines städtebaulichen Entwicklungskonzeptes nach § 171b 

BauGB. In Schleswig-Holstein ist die konzeptionelle planerische Vorbereitung in zwei 

Stufen zu erfüllen. Zunächst ist ein gesamtstädtisches Integriertes Stadtentwicklungskon-

zept zu erarbeiten (vgl. Kapitel 4.2), in dem die geplanten Ziele und Maßnahmen im 

Rahmen einer Gesamtstrategie, räumliche und thematische Schwerpunkte sowie zeitli-

che Prioritäten dargestellt werden. Darauf aufbauend ist ein städtebauliches Entwick-

lungskonzept nach § 171b Abs. 2 BauGB zu erstellen, in dem die geplanten Ziele und 

Maßnahmen für das Stadtumbaugebiet schriftlich darzustellen sind. Insbesondere das 

städtebauliche Entwicklungskonzept ist unter Mitwirkung bzw. Beteiligung der Betroffe-

nen und der öffentlichen Aufgabenträger sowie nach Abwägung der verschiedenen öf-

fentlichen und privaten Belange zu erstellen.  

 

Mit der Festlegung des Stadtumbaugebietes ist kein bestimmter Instrumenteneinsatz 

verbunden, weder ein förmliches Verfahren noch hoheitliche Eingriffe. Die Möglichkeiten, 

durch ergänzende Satzungen (§ 171d BauGB) innerhalb von Stadtumbaugebieten die 

Durchführung des Stadtumbaus zu sichern (Genehmigungspflicht im Sinne des § 15 

Abs. 1 BauGB), sind vom Gesetzgeber begrenzt worden. Stadtumbaumaßnahmen kön-

nen aber gemäß § 171a Abs. 1 BauGB auch ergänzend zu sonstigen Maßnahmen des 

BauGB durchgeführt werden. 

 

 

 

4.6 Naturschutz 

 

 

4.6.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung nach BauGB  

 

Fragen des Naturschutzes spielen bei der zivilen Folgenutzung von Militärflächen sehr 

häufig eine zentrale Rolle. Dies gilt umso mehr, als ein Großteil der Areale im Außenbe-

reich lokalisiert ist und ggf. in einem Schutzgebiet (z. B. Natura 2000, Naturschutzgebiet 

oder Landschaftsschutzgebiet) oder in einem Biotopverbundbereich liegt. Aber selbst 

Militärflächen im Siedlungsbestand weisen oft zumindest punktuell bzw. auf Teilflächen 

wertvolle Biotopstrukturen und geschützte Artenvorkommen auf. 
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TIPP:  Bereits im Stadium erster planerischer Überlegungen zur zivilen Nachnutzung 

sollten die vorhandenen Biotope und naturbezogenen Freiraumstrukturen berück-

sichtigt und zur Vermeidung von Eingriffen in Natur und Landschaft in ein auf diese 

Bestandssituation abgestelltes Entwicklungskonzept einbezogen werden. 

 

 

Von „Eingriffen in Natur und Landschaft“ ist gemäß § 14 BNatSchG (Bundesnaturschutz-

gesetz) dann auszugehen, wenn „… Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 

Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung 

stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-

haushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können“. Mit der Eingriffs-

regelung wird das Ziel verfolgt, in einer mehrstufigen Prüfkaskade den Eingriff zu vermei-

den oder zu mindern, bzw. falls unvermeidbar, diesen zu kompensieren.  

 

 

LITERATURHINWEIS:  Weitergehende Erläuterungen zu der Vorgehensweise im 

Land Schleswig-Holstein enthält der Gemeinsame Runderlass des Innenministeri-

ums und des Umweltministeriums „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-

gelung zum Baurecht“ vom 3. Juli 1998. In anderen Bundesländern stehen ähnliche 

Verwaltungsvorschriften bzw. Arbeitshilfen / Leitfäden zur Verfügung. 

 

 

Zunächst ist hinsichtlich eventueller Ausgleichspflichten im Zusammenhang mit Eingriffen 

in Natur und Landschaft zu unterscheiden
40

, ob es sich um  

 

 ein Vorhaben innerhalb bebauter Ortsteile (§ 34 BauGB) oder sonstige Fälle oh-

ne Ausgleichsverpflichtung, 

 ein Vorhaben im Außenbereich (§ 35 BauGB) oder um 

 ein Vorhaben im Rahmen der Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplans 

handelt. 

 

Gemäß § 18 BNatSchG gelten Vorhaben im Innenbereich (§ 34 BauGB) nicht als Eingriff; 

eine Ausgleichspflicht besteht insoweit nicht. Die Kommune hat sich aber mit der Unteren 

Naturschutzbehörde ins Benehmen zu setzen, ob ggf. ein geschütztes Biotop durch das 

Vorhaben betroffen ist. 

 

Darüber hinaus besteht eine gesetzliche Freistellung von der Ausgleichspflicht (§ 1a Abs. 

3 Satz 5 BauGB), wenn die Eingriffe schon vor der planerischen Entscheidung erfolgten 

oder zulässig waren und in einen aufzustellenden Bebauungsplan übernommen werden 

sollen. Der bauliche Bestand kann in der abwägenden Bewertung des Eingriffs – insbe-

sondere auf die Bodenversiegelung – als nicht ausgleichspflichtige, weil bestehende, 

Vorbelastung eingehen. Somit ist bei Konversionsstandorten „[…] ein Ausgleich dann 

nicht erforderlich, wenn anstelle der alten, nicht mehr genutzten Bebauung eine neue 

Bebauung ohne zusätzlichen Beeinträchtigung von Natur und Landschaft treten soll. Das 

allgemeine naturschutzrechtliche Abwägungsprogramm bleibt allerdings auch bei solchen 

                                                      

40 Vgl. Bunzel 2011 
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Bauleitplänen erhalten. Naturschützende Belange sind daher auch in diesen Fällen Ge-

genstand der Abwägung.“
41

 

 

 

TIPP:  Sollen vorhandene bauliche Anlagen auf Konversionsflächen genutzt werden 

und ist diese Nutzung auf Basis einer neuen Rechtsgrundlage zulässig, so ist ein 

Ausgleich für die vorhandenen baulichen Anlagen gemäß § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB 

nicht erforderlich. 

 

 

Weiterhin liegt eine Freistellung auch im Rahmen von Bebauungsplänen der Innenent-

wicklung (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB) vor, wenn die überbaubare Grundfläche 20.000 m² 

nicht übersteigt. 

 

Bei Vorhaben im Außenbereich (§ 35 BauGB) bleibt gemäß § 35 BNatSchG die Geltung 

der §§ 14 bis 17 BNatSchG zur Eingriffsregelung unberührt. Beeinträchtigungen von Na-

tur und Landschaft sind möglichst zu vermeiden oder zu minimieren. Unvermeidbare 

Eingriffe sind durch Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu kompensieren, ggf. ist eine 

Ersatzgeldzahlung zu leisten. Eingriffe im Außenbereich bedürfen der Genehmigung der 

Unteren Naturschutzbehörde. Wenn für das Vorhaben eine Baugenehmigung erforderlich 

ist, entscheidet die Bauaufsichtsbehörde, je nach Fallgruppe im Benehmen oder im Ein-

vernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde. Um den Eingriff zu kompensieren, sind 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und / oder Ersatzzahlungen zu leisten. 

 

Für den Fall der planerischen Vorbereitung von Baumaßnahmen im Rahmen eines Be-

bauungsplanverfahrens werden Eingriffe in Naturhaushalt oder Landschaftsbild durch 

den § 1a BauGB geregelt. Den Gemeinden als Trägern der Planungshoheit kommt im 

Bebauungsplanverfahren die Aufgabe zu, die Belange von Naturschutz und Landschafts-

pflege angemessen zu berücksichtigen. Die gebotene Vermeidung und Minimierung sind 

sorgfältig abzuprüfen. Sofern Eingriffe unvermeidbar sind, sind diese dergestalt auszu-

gleichen oder zu ersetzen, dass keine nachhaltigen Beeinträchtigungen für Naturhaushalt 

und Landschaftsbild zurückbleiben. 

 

Den Gemeinden ist im Rahmen der Abwägung der unterschiedlichen Fachbelange ein 

gewisser Handlungsspielraum gegeben. Kompensationsmaßnahmen können jedoch nur 

dann zurückgestellt werden, wenn andere gewichtige Belange dem entgegenstehen und 

im Range vorgehen. Letztlich ist diesbezüglich im Einzelfall eine ordnungsgemäße Ab-

wägung aller Belange im Bebauungsplanverfahren die Voraussetzung, um Rechtssicher-

heit für das Vorhaben zu erreichen. 

 

TIPP:  Die Gemeinden sind im Rahmen ihrer Planungshoheit aufgefordert, in den 

Bauleitplänen über Vermeidung und Ausgleich von Eingriffen abwägend zu ent-

scheiden. Eine gesamthafte Betrachtung über alle Schutzgüter hinweg ist gerade bei 

der Reaktivierung von städtebaulich sinnvoll zu entwickelnden Brachflächen auch 

aus ökologischen Gründen sinnvoll. Eine Zurückstellung der abwägbaren Belange 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege kommt jedoch nur zugunsten gewich-

tiger anderer Belange in Betracht. 

                                                      

41 Stüer 2008: 294, Randnummer 842 
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Zur konkreten Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen, insbesondere zu Darstel-

lungs- und Festsetzungsmöglichkeiten, zur räumlichen Anordnung, zur zeitlichen Abfolge 

von Eingriff und Ausgleich, etc. enthält der o. g. Gemeinsame Runderlass zahlreiche 

Hinweise. Von besonderem Interesse für die Kommunen ist die Möglichkeit, ein 

Ökokonto (analog der ÖkokontoVO S-H vom 23.05.2008) einzurichten. Die Gemeinde 

kann geeignete Grundstücke aufkaufen, auf denen vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 

durchgeführt werden können bzw. es stehen bereits gemeindeeigene Flächen für solche 

Maßnahmen zur Verfügung. Bereits durchgeführte Maßnahmen mit Ausgleichsfunktion 

können nachträglich bestimmten Eingriffen durch Festsetzungen zugeordnet und mit dem 

Vorhabenträger abgerechnet werden. Maßgeblich ist die ökologische Aufwertung der 

Flächen. 

 

Sofern die Eingriffsregelung zur Anwendung kommt, kann entsprechend gängiger Praxis 

in Schleswig-Holstein bislang davon ausgegangen werden, dass die Beseitigung von 

militärischen Objekten oder von Versiegelungen als Kompensationsleistung berücksich-

tigt werden dürfen. Mit der Entsiegelung und Freilegung von Flächen wird das Schutzgut 

Boden in seinen Funktionen deutlich aufgewertet, was dem Naturhaushalt zugutekommt.  

 

 

TIPP:  Den Kommunen wird empfohlen, im Hinblick auf das weitere naturschutzfach-

liche Flächenmanagement der Liegenschaften (z. B. Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen, Ökokonten) neben den Naturschutz- und Forstbehörden auch mit den Ver-

tretern vor Ort in den Bundesforstbetrieben der BImA frühzeitig in Kontakt zu treten. 

 

 

 

LITERATURHINWEIS:  Eine praxisnahe Unterstützung zur konkreten Anwendung 

der Eingriffsregelung im Rahmen von Bauleitplanverfahren bietet der interaktive Leit-

faden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ des Bayerischen Staatsministe-

riums für Landesentwicklung und Umweltfragen (StMLU), überarbeitete Fassung 

2003, an.
42

 

 

 

 

Ergänzend zu der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sind generell bei der Bauleit-

planung und allen Vorhaben die Bestimmungen des Artenschutzes gemäß § 44 

BNatSchG zu beachten. 

 

Darüber hinaus können bei einer Betroffenheit von Natura 2000-Flächen Verträglich-

keitsprüfungen nach § 34 BNatSchG erforderlich werden. 

 

  

                                                      

42 Im Auftrag der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben erstellt das difu in 2011 durch Herrn Dr. Bunzel 

eine Forschungsstudie zum Umgang mit Ausgleichserfordernissen bei der Nachnutzung ehemals mili-

tärisch genutzter Liegenschaften.  

Kompensation 

über Ökokonto 

Artenschutz nach 

§ 44 BNatSchG 

Natura 2000 nach 

§ 34 BNatSchG 
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Das FFH-Gebiet „Binnendüne Nordoe“ auf dem ehemaligen Standortübungsplatz Breitenburg-Nordoe 

 

Unmittelbar südlich der Kreisstadt Itzehoe befindet sich der ca. 390 ha große, ehemalige Standortübungsplatz Nordoe. 

Während das benachbarte Kasernengelände baulich nachgenutzt werden soll, wurde der Standortübungsplatz im Rah-

men von „NATURA 2000“ als FFH-Gebiet gemäß der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie gemeldet. Ziel ist der Erhalt einer 

großräumigen Offenlandschaft mit ihren seltenen Lebensraumtypen wie z.B. Binnendünenarealen, Feucht- bzw. 

Trockenheiden, bodensauren Eichenwäldern und Tierarten wie Kammmolch und Große Moosjungfer. Zum Erhalt und zur 

Pflege hat die Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein rd. 190 ha Fläche angepachtet und hier eine halboffene Weide-

landschaft mit Robustrindern etabliert. Seit Mai 2011 liegt ein FFH-Managementplan vor, der wesentliche Vorgaben zur 

Pflege und Entwicklung sowie Maßnahmen beinhaltet. Das Land Schleswig-Holstein hat das Gebiet zwischenzeitlich als 

Naturschutzgebiet einstweilig sicher gestellt. 

 

 

 

 

4.6.2 „Naturschutz auf Zeit“ im Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein 

 

Nach der Novellierung des Landesnaturschutzgesetzes Schleswig-Holstein (LNSchG) 

besteht seit dem Jahr 2010 mit der Regelung in § 21 Abs. 4 LNatSchG die Möglichkeit, 

„Naturschutz auf Zeit“ zu praktizieren.
43

 Demzufolge unterliegen jene geschützten Bioto-

pe, die erst während der Laufzeit einer vertraglichen Vereinbarung oder der Teilnahme 

an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaftungseinschränkung entstanden sind, bei der 

Wiederaufnahme einer Nutzung nicht den sonst üblichen Eingriffsverboten bzw. Kom-

pensationserfordernissen. Hintergrund dieser Regelung ist, eine naturschutzbezogene 

                                                      

43 Vgl. Stellet 2010 
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Zwischennutzung zu ermöglichen und zugleich aber die Hürden für eine spätere bauliche 

Nutzung für den Fall einer natürlichen Sukzession nicht zu hoch anzusetzen. 

 

Im Bereich der Militärflächenkonversion sind für einzelne Anwendungsfälle auch vertrag-

liche Vereinbarungen vorstellbar, wenn eine bauliche Inanspruchnahme erst zu einem 

späteren Zeitpunkt realisiert werden soll. Eine solche Vorgehensweise setzt aber zu-

gleich voraus, dass zu Beginn eine qualitätsvolle naturschutzfachliche Bestandsaufnah-

me auf den Flächen vorgenommen und die naturschutzfachliche Wertigkeit „ex ante“ 

dokumentiert und mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt wird. 

 

 

TIPP:  Die Gemeinden sollten mit dem Zeitpunkt der Freigabe der militärischen Lie-

genschaften mit den Unteren Naturschutzbehörden die Dokumentation der natur-

schutzfachlichen Wertigkeit des Bestandes und die naturschutzrechtlichen Konse-

quenzen klären. 

 

 

 

 

4.7 Waldrecht  

 

Ein großer Teil der militärisch genutzten Flächen befindet sich im Außenbereich. Teile 

von militärischen Übungsplätzen sind regelmäßig mit Wald bestanden. Mitunter sind aus 

Gründen der militärischen Tarnung bebaute Bereiche und Objekte (Depots, Feuerstellun-

gen) stark eingegrünt und in Waldbestände integriert worden oder aus ehemaligen 

Schutz- bzw. Eingrünungspflanzungen haben sich im Laufe der Zeit Waldflächen entwi-

ckelt. Mit dem Zeitpunkt, da die militärische Nutzung aufgegeben wird, greifen die bun-

des- und landesgesetzlichen Regelwerke in vollem Umfang – so auch das Landeswald-

gesetz für das Land Schleswig-Holstein vom 5.12.2004, zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 29.06.2011. 

 

Bei einer zivilen Anschlussnutzung können folgende waldrechtlichen Regelungen im Vor-

dergrund stehen: 

 

 die Definition, ob es sich um Wald handelt, 

 die Fragen der Waldumwandlung und 

 Aspekte zur Einhaltung des Waldabstands. 

 

In einem bebauten Gebiet gelten „kleinere Flächen, die nur mit einzelnen Baumgruppen, 

Baumreihen oder Hecken bestockt sind“ nicht als Wald gemäß Landeswaldgesetz. Aus 

dem Urteil des Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgerichts in Schleswig vom 

13.10.1999 (1 A 20/98) lässt sich dafür die Obergrenze für eine Fläche von weniger als 

700 qm annehmen, wenn die Bäume auf dieser Fläche eine nicht mit anderen Bäumen 

verbundene einzelne Baumgruppe bilden. Mehrere Baumgruppen bilden Wald, wenn ihre 

Kronen sich als geschlossene Einheit darstellen („Kronenschluss“). 

 

Sofern mit dem Vorhaben der zivilen Folgenutzung das Abholzen, Roden oder eine ande-

re Art der Umwandlung von Wald verbunden ist, ist § 9 LWaldG zu beachten. Diese sog. 

Waldrechtliche 

Regelungen 

Begriff „Wald“ 
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Waldumwandlung bedarf der Genehmigung der Forstbehörde. Dabei wird die zuständige 

Naturschutzbehörde im Genehmigungsverfahren automatisch eingebunden. Auf diese 

Weise wird eine multifunktionale Kompensation aus forstrechtlichem und naturschutz-

rechtlichem Ausgleich gewährleistet. 

 

Sofern eine Genehmigung zur Waldumwandlung erteilt werden kann, wird die waldbesit-

zende Person verpflichtet, eine Ersatzaufforstung in derselben Raumeinheit (Räume sind 

in der ÖkokontoVO S-H vom 23.5.2008, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 

06.03.2011 festgelegt) vorzunehmen. Nur wenn eine solche Ersatzaufforstung nicht mög-

lich ist, legt die Forstbehörde eine Ausgleichszahlung fest, die sich an den Kosten für 

eine Ersatzaufforstung bemisst. 

 

Der Umfang der Ersatzaufforstung wird dabei abhängig vom Wert (hinsichtlich der Wald-

funktionen) des in Anspruch zu nehmenden Waldes festgelegt. Je nach Alter des Waldes 

ist Ersatz in einem Verhältnis zwischen 1:1 und 1:3 zu leisten; das heißt, die Ersatzauf-

forstungen können gegenüber der Waldrodung eine bis zu dreifache Fläche in Anspruch 

nehmen. 

 

Bei einigen Militärflächenkonversionen der vergangenen Jahre in Schleswig-Holstein hat 

die dargestellte Regelung im Zusammenhang mit der Waldumwandlung zu erheblichen 

finanziellen Belastungen der Konversionsakteure geführt. Ermessensspielräume etwa 

dergestalt, dass bei Brachflächenreaktivierungen auch ein geringerer Flächenschlüssel 

der Ersatzaufforstung herangezogen werden kann, sind im Gesetz bislang nicht vorgese-

hen. Nach gegenwärtiger Rechtslage bietet sich zur Entlastung des Waldeigentümers 

lediglich der Härteausgleich gemäß § 31 LWaldG an. 

 

Die Bestimmungen zum Waldabstand im § 24 LWaldG dienen insbesondere der Verhü-

tung von Waldbränden, aber auch der Sicherung von baulichen Anlagen vor Gefahren 

durch Windbruch und Waldbrand. Demzufolge ist es verboten, Bauvorhaben in einem 

Abstand von weniger als 30 m vom Wald durchzuführen.  

 

Aus dem Urteil des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts vom 16.03.2006 

(1 LB 3/05) ergibt sich ein Spielraum für Abwägungen wegen der Gefahr vor Windwurf für 

ein Gebäude und für Bewohner bzw. Nutzer des Gebäudes sowie aus den Anforderun-

gen zur Abwehr von Brandgefahren. Dabei sollen sowohl Gebäude vor den Gefahren 

eines Waldbrandes als auch der Wald vor den Gefahren geschützt werden, die mit dem 

Betrieb und der Nutzung eines Gebäudes einhergehen.  

 

Für bestehende Gebäude lässt sich, soweit ein baurechtlicher Bestandsschutz gegeben 

ist (vgl. § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB), ein Recht auf weitere Nutzung ableiten.  

 

Unterschreitungen des gesetzlichen Waldabstands kann die zuständige Bauaufsichtsbe-

hörde im Einvernehmen mit der Forstbehörde nur dann zulassen, wenn keine Gefähr-

dungen für den Wald oder für die Bebauung zu befürchten sind.  

 

Gerade bei ehemals militärisch genutzten Bestandsgebäuden, die im Rahmen eines 

Baugenehmigungsverfahrens (Nutzungsänderung) von einer militärischen Nutzung auf 

eine sinnvolle zivile Folgenutzung umgestellt werden sollen, wäre es hilfreich, den in § 24 

LWaldG aufgezeigten Ermessensspielraum auszunutzen.  

Erfordernis einer 

Ersatzaufforstung 

Konflikte mit dem 

Waldabstand 
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TIPP:  Die Kommunen und Investoren sollten zur Klärung der Sachlage frühzeitig 

das Gespräch mit der Forstbehörde und der Naturschutzbehörde sowie auch mit 

den Vertretern vor Ort in den Bundesforstbetrieben der BImA suchen.  

 

 

 

 

4.8 Baugenehmigungspflicht  

 

Der Bestandsschutz einer bisher militärisch genutzten baulichen Anlage geht mit der 

endgültigen Aufgabe ihrer Nutzung verloren
44

. Die zivile Folgenutzung einer militärischen 

Liegenschaft ist demnach eine baugenehmigungspflichtige Nutzungsänderung. Bei der 

Unteren Bauaufsichtsbehörde (Schleswig-Holstein: Kreis bzw. kreisfreie Stadt) muss eine 

Baugenehmigung für die neue Nutzung beantragt werden. Für Vorhaben im unbeplanten 

Innenbereich und im Außenbereich ist das Einvernehmen der Gemeinde erforderlich. 

Insoweit kann die Kommune im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder durch Auf-

nahme eines Bauleitplanverfahrens Einfluss auf die Nutzungsänderung bzw. das Bau-

vorhaben nehmen. 

 

Voraussetzung für die bauordnungsrechtliche Genehmigung ist in jedem Fall, dass das 

Vorhaben entsprechend § 30 ff. BauGB bauplanungsrechtlich zulässig ist (s.o.). 

 

 

 

4.9 Zwischennutzungen und zivile Mitbenutzung von Militärflächen  

 

Militärflächen werden mitunter schrittweise bzw. in Teilflächen aufgegeben. Es bestehen 

zum Teil über mehrere Jahre hinweg beispielsweise Kasernenbereiche, in denen keine 

militärische Nutzung mehr stattfindet. Andererseits gelingt es selbst bei vollständig vom 

Militär freigezogenen Liegenschaften eher selten, diese meist großen Flächen vollständig 

und in einem Zug einer nachhaltigen zivilen Folgenutzung zuzuführen. Dadurch ergibt 

sich sowohl in der Phase einer „ausgedünnten“ militärischen Nutzung als auch nach dem 

vollständigen Freizug auf einzelnen Teilflächen und für einzelne Objekte der Wunsch, 

sinnvolle Übergangslösungen zu finden. Eine möglichst unmittelbare Nachnutzung von 

Gebäuden und Anlagen kann den zumeist guten Erhaltungszustand bewahren helfen und 

zur Vermeidung bzw. Reduzierung von Stillstandskosten beitragen. Ein mehrjähriger 

Leerstand führt dagegen vielfach zu Verlusten an der Bausubstanz und kann bei Ver-

wahrlosungserscheinungen sogar das Image des gesamten Standortes schädigen. 

 

                                                      

44 Mögliche Ausnahme, die im Einzelfall überprüft und abgestimmt werden muss: Bauliche Anlagen, die 

einer zivilen Nutzung vergleichbaren Zwecken gedient haben und auch nach der Freigabe der Liegen-

schaft hierfür wiedergenutzt werden können (vgl. Kapitel 4.3).  

In diesem Zusammenhang können unterschiedliche Sichtweisen bestehen, wie z. B. hinsichtlich des 

Bestandsschutzes für die zivile Nachnutzung militärischer Wohnanlagen der NATO-Streitkräfte, die in 

der Vergangenheit oftmals ohne Genehmigung nach deutschem Recht errichtet wurden; Vgl. Nickel; 

Eiding 2010. 
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Im Falle der vorgezogenen zivilen Mitbenutzung von Teilflächen bzw. von Einzelgebäu-

den parallel zur auslaufenden militärischen Nutzung ist im Regelfall bauplanungsrechtlich 

von Vorhaben auszugehen, die nicht mehr der Landesverteidigung dienen (§ 37 Abs. 2 

BauGB) und für die die Freigabe durch das BMVg vorliegt. Insofern handelt es sich um 

zivile Vorhaben, die der Baugenehmigungspflicht unterliegen.
45

 Auch für diese ersten 

Schritte eines längerfristigen Konversionsprozesses müssen die bauplanungsrechtlichen 

und bauordnungsrechtlichen Voraussetzungen gegeben sein, um nicht zuletzt auch den 

Nutzern hinreichende Rechts- und Investitionssicherheit zu bieten.  

 

Grundlage für eine zivile Mitbenutzung von militärischen Liegenschaften sollte eine vor-

geklärte Nutzungsperspektive zumindest für große Teilbereiche der Liegenschaft – ein-

schließlich der Vorklärung des künftigen Erschließungserfordernisses – sein, in die sich 

ein erster Baustein – gegebenenfalls als Übergangslösung – konfliktfrei einordnen kann. 

Als ein Instrument für Bebauungspläne steht z.B. das Baurecht auf Zeit (§ 9 Abs. 2 

BauGB) zur Verfügung. 

 

Auch die Eigentümerin BImA kann Mietverträge mit zivilen Nutzern nur abschließen, 

wenn die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen gegeben sind und der Planungsträ-

ger dies zulässt. Städtebauliche Verträge und sonstige vertragliche Vereinbarungen kön-

nen die erforderlichen Baurechte dabei nicht ersetzen. Diese setzen immer eine Bauleit-

planung voraus. 

 

Nach vollständiger Aufgabe der militärischen Nutzung können u. U. einige Jahre verge-

hen, bis durch eine Flächennutzungsplanänderung und ein Bebauungsplanverfahren 

neues Baurecht für den Gesamtbereich geschaffen wird. Im Vorgriff auf den Abschluss 

der Bauleitplanung können die zuständigen Baugenehmigungsbehörden in einem engen 

Rahmen auf der Grundlage des § 33 BauGB frühzeitig Zwischennutzungen ermöglichen. 

Wenn die Zwischennutzungen einer bereits hinreichenden konzeptionellen Vorklärung 

entsprechen, können sie wichtige Impulse für den Konversionsprozess und für die An-

siedlung weiterer Nutzer liefern. Gleiches gilt für sog. Starternutzungen, für die in der 

Folge Baurecht geschaffen wird und die, soweit sie sich etablieren können, dauerhaft auf 

der Fläche verbleiben. 

 

 

TIPP:  Bevor entsprechende Zusagen an potenzielle Nutzer für Zwischennutzungen 

erteilt werden, sollte die Gemeinde in formaler Hinsicht die bauplanungs- und 

bauordnungsrechtlichen Bedingungen genau abklären. Die Untere Bauaufsichtsbe-

hörde sollte deshalb bereits vor der Vorbereitung und der Einreichung eines Ge-

nehmigungsantrags frühzeitig kontaktiert werden, um abzustimmen, welche Zwi-

schennutzungen unter welchen Bedingungen genehmigungspflichtig sind und 

schließlich genehmigungsfähig sein könnten. 

 

 

Andererseits bergen Zwischennutzungen aber auch die Gefahr, dass selbst im Falle be-

fristeter Mietverträge die Umsetzung der angestrebten Dauernutzung verzögert oder so-

gar unmöglich gemacht wird. So ist es mitunter schon zu Blockaden für den weiteren 

Entwicklungsprozess (Erschließung, Unzugänglichkeit von Teilflächen) gekommen. 

                                                      

45 Vgl. Bardenhagen 2010: 64 f. 
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Vor dem Hintergrund des beabsichtigten späteren Verkaufs der gesamten Liegenschaft 

ist grundsätzlich auch der Eigentümer daran interessiert, keine Verfestigung von Zwi-

schennutzungen zuzulassen. Deshalb werden häufig Lösungen mit separater Erschlie-

ßung favorisiert; die Einhaltung von Verkehrssicherungspflichten muss dabei stets ge-

währleistet sein.  

 

Die Erfahrung zeigt, dass Interventionen zu Gunsten der Erhaltung der Zwischennutzung 

(weil Arbeitsplätze gefährdet sind, weil Existenzgründer oder Vereine in ihrer Existenz 

bedroht sind) und gerichtliche Auseinandersetzungen (Entschädigungen für Einbauten 

der Mieter, Räumungsklagen) nicht auszuschließen sind. Weiterhin können unbefristete 

Zwischennutzungen größeren Umfangs unter Umständen zu einer neuen, planungsrecht-

lich zu beachtenden Prägung der Flächen führen. Das kann – ungewollt - die Planungs-

ziele erheblich beeinflussen und führt auch zu einer Erhöhung des Verkehrswertes. 

 

 

TIPP:  Zwischennutzungen sind oftmals sinnvoll, wenn eine kurzfristige Entwicklung 

von (Teil-) Flächen nicht umsetzbar ist. Sie dienen insbesondere dazu, den vorhan-

denen Gebäudebestand einzusetzen; hierbei ist zu prüfen, ob temporäre Nutzungen 

eine sinnvolle Brücke für eine städtebaulich erstrebenswerte Langfristperspektive 

bilden oder ob sie eine mittel- und langfristige Lösung u. U. behindern können. 

 

 

TIPP:  Zwischennutzungen können nur im Rahmen von abgestimmten Entwick-

lungsstrategien konfliktfrei eingesetzt werden. Deshalb sollten sie auf einer hinrei-

chenden konzeptionellen Vorklärung (z. B. Klarheit über grundlegende Nutzungs-

perspektiven, Ausschluss nicht gewünschter Nutzungen, Berücksichtigung beste-

hender Restriktionen, Erschließung) basieren und ausschließlich in enger Abstim-

mung mit der BImA und den zuständigen Behörden (Schleswig-Holstein: Kreis bzw. 

kreisfreie Städte; Innenministerium) in Erwägung gezogen werden.  

 

 

 

Zivile Zwischen- oder Starternutzungen sind in aller Regel baugenehmigungspflichtige 

Nutzungsänderungen, die unter bestimmten Voraussetzungen frühzeitig im Laufe eines 

im Verfahren befindlichen Bebauungsplans genehmigt werden können (§ 33 BauGB). 

Verschiedentlich werden im Ausnahmefall temporäre Nutzungen bereits auch vor Aufstel-

lungsbeschluss eines Bebauungsplans zugelassen, was aber neben einer konzeptionel-

len Vorklärung eine intensive Behördenabstimmung erfordert. 

 

Soweit nicht Anspruch auf Erteilung einer unbefristeten Baugenehmigung besteht, kön-

nen Zwischen- oder Starternutzungen im Einzelfall dann zugelassen werden, wenn auf 

Grundlage einer gefestigten Nutzungsperspektive für geeignete Bebauungsbestände 
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 bauplanungsrechtliche Hürden im Einzelfall z.B. auf Grund einer Befreiung oder 

durch eine Befristung der beantragten Nutzung ausgeräumt werden können, 

 eine Nutzung ohne wesentliche Umbauerfordernisse im Hinblick auf die Wahrung 

der Verhältnismäßigkeit von Aufwand und nur zeitlich begrenzter Nutzung umge-

setzt werden kann, 

 andere öffentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegen stehen, 

 die Erschließung gesichert ist und  

 das Einvernehmen der Kommune besteht. 

 

Sollten Zwischennutzungen die Verwirklichung des künftigen B-Plans absehbar erschwe-

ren, wird von einer Genehmigung der Zwischennutzung dringend abgeraten. Zwischen-

nutzungen sollten grundsätzlich nur befristet und höchstens für 3 Jahre zugelassen wer-

den. Die Kommunen sollten im Rahmen ihrer Einvernehmenserklärung nach § 36 BauGB 

auf eine Befristung hinwirken.  
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5. Vermarktung 

 

Das Marketing und die Veräußerung der für Bundeszwecke nicht mehr benötigten Lie-

genschaften und Objekte obliegen der BImA. Diese übernimmt seit 2011 bis 2013 suk-

zessive zudem das Immobilienmanagement der von der Bundeswehr noch militärisch 

genutzten Objekte. 

 

Die BImA koordiniert alle Schritte von der Übergabe aus der militärischen Nutzung bis 

zum Verkauf der Liegenschaft an einen Investor. Die Sparte Verkauf beginnt mit den 

vorbereitenden Maßnahmen, sobald die Bundeswehr die Entscheidung zur Schließung 

eines Standorts getroffen hat.  

 

 

 

5.1 Verwertungsmodelle für die Entwicklung von Liegenschaften 

 

Die BImA ist bestrebt, frei werdende Liegenschaften in enger Zusammenarbeit mit den 

Kommunen zügig einer zivilen Anschlussnutzung zuzuführen. In Bezug auf die Verwer-

tung werden nach derzeitigem Stand (August 2011) zwei Modelle
46

 unterschieden: 

 

Modell 1: Der Bund veräußert nach Marktanbietung an einen Investor. 

Modell 2:  Der Bund bleibt zunächst Eigentümer und entwickelt die Konversionsflä-

che gemeinsam mit der Kommune (Anentwicklung), bis ein Käufer ge-

funden wird 

 

Neben diesen beiden Verwertungsmodellen ist der Direktverkauf an Gebietskörperschaf-

ten zu nennen. Dieser kommt zur Anwendung, wenn eine Kommune oder das Land für 

den Eigenbedarf bzw. zur Erfüllung von Pflicht- oder Selbstverwaltungsaufgaben größere 

Anteile oder Objekte der Liegenschaft selbst nutzen will. Diese Konstellationen sind ins-

besondere in strukturschwachen Regionen selten geworden und spielen daher nur mehr 

eine untergeordnete Rolle. 

 

Wie in Schleswig-Holstein erkennbar
47

, wird das Modell 1 sehr häufig angewandt. Das 

Modell 2 präferiert die BImA u. a. dann, wenn durch Finanzierung von ersten Schritten 

der Anentwicklung überhaupt erst ein Kaufinteresse bei potenziellen Interessenten her-

vorgerufen werden kann und zugleich eine gute Prognose für den dann zu erzielenden 

höheren Kaufpreis vorliegt.  

 

  

                                                      

46 In der Arbeitshilfe Konversion der ARGEBAU von 2002 wurden noch vier Verwertungsmodelle unter-

schieden. 

47 Vgl. FIRU mbH 2010 
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Die Kommune Glückstadt erwirbt Teilflächen für ihren Eigenbedarf: Sporthalle und Sportplatz 

 

Sowohl für den Schulsport als auch für den Vereinssport bestanden in Glückstadt Engpässe, nachdem zwei Schulen zu-

sammen gelegt wurden. Die Marine-Kaserne am westlichen Siedlungsrand war im Jahr 2004 aufgegeben worden. Inso-

fern lag es nahe, die gut erhaltenen Sportanlagen der Kaserne für städtische Zwecke zu nutzen. Die Kommune hat den 

nördlichen Teil der Marine-Kaserne von der BImA erworben, einen Bebauungsplan aufgestellt und eine separate Er-

schließung geschaffen. Seit 2007 nutzen zwei Schulen und zwei Sportvereine die Sporthalle, den Sportplatz mit Laufbahn 

und die zwei Trainingsplätze. Die Sportanlagen wurden auf die beiden Sportvereine übertragen, um Unterhaltungskosten 

zu sparen.  

 

 

Modell 1 

 

Generell arbeitet die BImA partnerschaftlich mit der jeweiligen Gemeinde zusammen. 

Dies gilt insbesondere bei Liegenschaften, bei denen eine Eignung für eine bauliche Nut-

zung unterstellt wird. Eine Veräußerung der Immobilie ohne vorherige grundsätzliche 

Klärung der rechtlichen Nutzungsmöglichkeiten und ohne Abstimmung mit den Vorstel-

lungen der Gemeinde liegt in der Regel nicht im Interesse eines potenziellen Käufers; die 

BImA behält sich jedoch im Einzelfall vor, zur Erkundung von Nutzungsideen auch ohne 

ein konkretes mit der Gemeinde abgestimmtes Entwicklungskonzept mit der Liegenschaft 

an den Markt zu gehen.  

 

In der Regel sind sowohl die Kommune als auch die BImA daran interessiert, einen Käu-

fer für die gesamte Liegenschaft zu finden, da die mit der Konversion einer größeren 

Fläche verbundenen Fragestellungen (Schaffung von Baurecht, Erschließung) möglichst 

eine einheitliche Lösung finden sollten. Teilfächenverkäufe sind jedoch grundsätzlich 

nicht ausgeschlossen. Der private Investor wird in Abstimmung mit der Kommune die 
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weiteren planerischen sowie Erschließungs- und sonstigen Maßnahmen vorantreiben. 

Die Kommune wird ihre Planungshoheit durch das ihr zur Verfügung stehende Instrumen-

tarium von Bauplanungs- und Bauordnungsrecht ausüben. Sofern Fördermittel für das 

Vorhaben in Anspruch genommen werden sollen, besteht zusätzlich über etwaige mit der 

Zuschussgewährung verbundene Auflagen eine Einflussmöglichkeit zugunsten öffentli-

cher Interessen. 

 

 

TIPP:  Teilflächenverkäufe sollten nur nach sinnvollen planerischen Einheiten auf 

Grundlage eines abgestimmten Entwicklungskonzeptes erfolgen, um städtebaulich 

unbefriedigende und schlecht vermarktbare Restgrundstücke zu vermeiden. 

 

 

 

Modell 2 

 

Es gibt Konstellationen, bei denen ein Kaufinteresse nur für weitgehend entwickelte bzw. 

erschlossene Flächen geweckt werden kann. Die Kommune ist aus unterschiedlichen 

Gründen nicht bereit oder in der Lage, diese Vorleistungen auf sich zu nehmen. Zugleich 

besteht aus Sicht der BImA aber eine gute Prognose, dass nach dieser sog. 

Anentwicklung eine wirtschaftliche Vermarktung gelingen wird und der Grundstückswert 

zu erhöhen ist. In solchen Fällen ist die BImA zur Beschleunigung der Konversion bereit, 

sich an den Entwicklungskosten zu beteiligen, sofern sie die Wirtschaftlichkeit der Maß-

nahmen festgestellt hat.  

 

So ist es denkbar, dass sich die BImA bei der Baureifmachung, bei notwendigen Vorun-

tersuchungen, bei der Bauleitplanung oder bei übergeordneten Standortentwicklungs-

maßnahmen finanziell beteiligt. Hierzu kann die BImA mit der zuständigen Kommune 

einen Städtebaulichen Vertrag schließen. Die Kostenbeteiligung an o. g. Maßnahmen 

erfolgt auf der Grundlage einer mit der Kommune abgestimmten Planung sowie einer 

entsprechenden Wirtschaftlichkeitsberechnung. Die BImA erwartet in solchen Fällen eine 

Refinanzierung ihres Kostenanteils durch entsprechende Verwertungserlöse. 

 

Sollte ein übergeordnetes öffentliches Interesse an diesem Vorhaben bestehen, ist die 

Einbeziehung von Fördermitteln aus unterschiedlichen Programmen als zusätzlicher Fi-

nanzierungsbaustein zu prüfen. 

 

Abhängig von den konkreten örtlichen Bedingungen können gerade bei größeren Liegen-

schaften beide Modelle auch parallel zur Anwendung kommen. 

 

 

Direktverkauf an Gebietskörperschaften 

 

Besteht Bedarf des Landes, der Kommune oder einer sonstigen Gebietskörperschaft 

oder von diesen getragenen Gesellschaften zur Erfüllung der ihnen durch gesetzliche 

Übertragung oder aufgrund verfassungsrechtlich garantierter Selbstverwaltungsrechte 

obliegenden Aufgaben, kann die BImA grundsätzlich auf Basis einer Wertermittlung direkt 

an diese Gebietskörperschaften verkaufen, ohne vorher die Liegenschaft auf dem offe-

nen Immobilienmarkt anzubieten. 

BImA beteiligt 

sich an Entwick-

lungskosten 
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Dies ist nach aktuellem Regelungsstand (August 2011) jedoch nicht für marktgängige 

Liegenschaften (z. B. für Wohngebäude, Wohnbauflächen) vorgesehen, auf denen auch 

Private die von der Gebietskörperschaft angestrebte Nutzung erfüllen können. Hier soll 

sich die Gebietskörperschaft bei Interesse im Rahmen des Verkaufsangebotes der BImA 

in Konkurrenz zu privaten Kaufinteressenten auf dem Immobilienmarkt beteiligen. 

 

Letztgenannte Regelung der BImA für die Vermarktung dürfte Konfliktpotenzial in sich 

bergen und muss sich in der Praxis erst noch bewähren. 

 

 

 

5.2 Grundsätze der Wertermittlung und Preisbildung  

 

Die BImA verkauft die Grundstücke nur zum vollen Wert (= Verkehrswert) gemäß § 63 

Abs. 3 BHO (Bundeshaushaltsordnung). 

 

Die BImA bietet ihre Grundstücke in der Regel offen am Immobilienmarkt an. Durch In-

sertion in Printmedien und dem Internetportal der BImA sowie durch Präsentation der 

Immobilien auf Messen und in Auktionen wird die zur Erzielung des Verkehrswertes er-

forderliche Markt- und Preistransparenz hergestellt. Diese Marktanbietung ist kein formel-

les Ausschreibungsverfahren und nicht mit den Verfahren nach der Vergabe- und Ver-

tragsordnung für Bauleistungen (VOB) oder der Vergabe- und Vertragsordnung für Leis-

tungen – ausgenommen Bauleistungen – (VOL) vergleichbar. Insofern besteht für die 

BImA auch keine Verpflichtung, die Immobilie nach Insertion zu veräußern. Die BImA 

behält sich die Entscheidung darüber vor, ob, wann, an wen und zu welchen Bedingun-

gen veräußert wird.  

 

 

TIPP:  Kommune und BImA sollten vereinbaren, dass die BImA rechtzeitig bzw. 

zeitnah die Gemeinde über die geplanten und getätigten Verkaufsaktivitäten infor-

miert.  

 

 

Im Falle eines Direktverkaufs an eine Gebietskörperschaft findet in der Regel ein sog. 

kooperierendes Gutachterverfahren auf Basis einer förmlichen Wertermittlung nach den 

Vorschriften der Wertermittlungsverordnung (Wertgutachten) und entsprechender Richtli-

nien statt, bei dem sich die beiden Parteien Käufer und Verkäufer über verschiedene 

Eckwerte verständigen. 

 

Der Verkehrswert ist u.a. abhängig vom bestehenden Baurecht. Sofern ein Verkauf vor 

Planungsreife erfolgt, können planungsbedingte Wertsteigerungen durch Nachzahlungs-

verpflichtungen ausgeglichen werden. Darüber hinaus räumt die BImA in Einzelfällen 

Zahlungserleichterungen, wie z. B. eine zinspflichtige Stundung des Kaufpreises oder 

Ratenzahlung, ein.  

 

 

 

Veräußerung zum 

Verkehrswert 

Zeitpunkt der 

Veräußerung 
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5.3 Förmliche Ausschreibungspflichten bei Veräußerung durch die öffent-

liche Hand 

 

Die Notwendigkeit einer EU-weiten Ausschreibung von Grundstücksgeschäften ist im 

Zuge eines Urteils des EuGH vom 25.3.2010 einer Klärung zugeführt worden.  

 

Grundstücksgeschäfte der öffentlichen Hand unterliegen demzufolge nicht den Vorschrif-

ten des Vergaberechts, wenn damit keinerlei bauliche Festlegungen verbunden sind. 

Werden zusätzlich Vereinbarungen getroffen, die sich auf Bauleistungen beziehen, so ist 

zu prüfen, ob ein Bauauftrag nach § 99 GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkung) 

vorliegt und somit vergaberechtlich relevant ist.
48

 

 

Ein Bauauftrag im Sinne des GWB liegt dann vor, wenn (gilt kumulativ) 

 

 ein Vertrag über die Erbringung einer Bauleistung durch den Auftragnehmer (AN) 

mit einer Gegenleistung des Auftraggebers (AG) vorliegt, es sich demnach um 

eine einklagbare Verpflichtung des AN handelt; 

 die Bauleistung des AN nach dem vom AG genannten Erfordernissen auszufüh-

ren ist, wobei die Einflussnahme im Rahmen der bauplanungsrechtlichen und 

bauordnungsrechtlichen Zuständigkeit hierunter nicht zuzuordnen sind; 

 die Bauleistung dem AG unmittelbar wirtschaftlich zugutekommt. 

 

Das bedeutet in der Konsequenz, dass reine Grundstücksgeschäfte, die keine einklagba-

re Bauverpflichtung enthalten, grundsätzlich nicht dem Vergaberecht unterliegen. 

 

Wenn für Bauleistungen im Zuge von Grundstücksverkäufen keinerlei Entgelt vereinbart 

wird, kommt das Vergaberecht ebenso nicht zur Anwendung. Selbst wenn aus Förder-

programmen Zuschüsse für die Finanzierung herangezogen werden, so sind diese nicht 

als Entgeltleistungen anzusehen, weil sie auf der Grundlage von allgemein verbindlichen 

Regelungen gewährt werden. 

 

Wird hingegen ein Entgelt als Gegenleistung für eine Bauleistung an den Investor verein-

bart, muss das Vergaberecht unter Beachtung der EU-Schwellenwerte zur Anwendung 

kommen. Diese Entgeltleistung ist auch anzunehmen, wenn das Grundstück unter Ver-

kehrswert verkauft wird. 

 

Das unmittelbare wirtschaftliche Interesse der Kommune kann immer dann angenommen 

werden, wenn durch die Vereinbarung mit dem Privaten ein kommunaler Beschaffungs-

bedarf gedeckt werden soll. Dazu zählt, wenn die Kommune nach Erstellung Eigentümer 

des Bauwerks wird oder wenn sie rechtssicher die Verfügbarkeit für öffentliche Zwecke 

an dem Bauwerk erhält. Ein unmittelbares wirtschaftliches Interesse liegt auch vor, wenn 

die Kommune sich finanziell an der Baufertigstellung beteiligt bzw. wenn sie Risiken für 

den Fall eines wirtschaftlichen Fehlschlags trägt.  

  

                                                      

48 Vgl. Bayerisches Staatsministerium des Innern 2010 

Bauauftrag 

Aktuelle EU-

Schwellenwerte 

beachten 
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In diesem Zusammenhang ist auch die Rechtsfigur der Baukonzession zu bedenken. 

Nach § 99 Abs. 6 GWB ist eine Baukonzession ein Bauauftrag, bei dem als Gegenleis-

tung für die Bauleistungen anstelle eines Entgeltes ein befristetes Recht auf Nutzung der 

baulichen Anlage eingeräumt wird.  

 

Allerdings fällt ein Grundstücksverkauf damit grundsätzlich nicht in den Anwendungsbe-

reich der Baukonzession. Ein Käufer erwirbt Eigentum und damit im Rahmen der Geset-

ze unbefristete eigene Verfügungsgewalt. Vorliegen kann eine Baukonzession demnach 

nur bei anderweitiger befristeter Grundstücksüberlassung.  

 

Wenn die Voraussetzungen für eine Anwendung des Vergaberechts gegeben sind, so ist 

eine EU-weite Ausschreibung nach VOB/A allerdings nur dann notwendig, wenn der Ge-

samtwert der Baumaßnahme den jeweils aktuellen Schwellenwert übersteigt. Dabei ist 

bislang noch nicht abschließend geklärt, welche Kosten einzurechnen sind. Man darf 

davon ausgehen, dass der eigentliche Grundstückswert nicht einzubeziehen ist, weil er 

kein Entgelt für eine Leistung des Auftragnehmers darstellt. 

 

Im Übrigen sollte zur Risikominimierung stets der Wert der gesamten Bauleistung – un-

abhängig davon, ob nur eine Teilsumme dem Auftraggeber zugutekommt -  zu Grunde 

gelegt werden. 

 

 

 

5.4 Unterstützung der BImA bei der Vermarktung  

 

Die von Konversion betroffenen Kommunen haben in der Regel ein hohes Interesse da-

ran, dass nach Wegfall der militärischen Nutzung möglichst schnell ein Investor für die 

Liegenschaft gewonnen werden kann, um dadurch eine Kompensation insbesondere in 

wirtschaftlicher Hinsicht zu erreichen. Vor diesem Hintergrund sind viele Kommunen be-

reit, sich in Abstimmung mit der BImA aktiv am Vermarktungsprozess zu beteiligen. 

 

In diesem Zusammenhang sollten folgende Punkte Berücksichtigung finden: 

 

 Der Planungsprozess der Erstellung von Machbarkeitsstudien bzw. Entwick-

lungskonzepten ist eine gute Gelegenheit, um den Standort über die lokale Pres-

se ins Gespräch zu bringen. Die Eignung und die besonderen Merkmale der Are-

ale sollten in der Öffentlichkeit breit kommuniziert werden. Dazu können auch 

Begehungen, Feste oder ähnliche Events auf dem Areal beitragen. Durch die 

Präsenz in der regionalen Öffentlichkeit werden in der Regel Personenkreise an-

gesprochen und für die Fläche interessiert, die im Rahmen der Ausschreibungs- 

und Informationskanäle der BImA eventuell nicht erreicht worden wären. 

 Im Ergebnis der Machbarkeitsstudien und Entwicklungskonzepte verdichten und 

verengen sich die möglichen und wünschenswerten Entwicklungspfade für das 

Areal. Das versetzt die Kommune oder die in der Region tätigen Wirtschaftsförde-

rungsinstitutionen in die Lage, gezielt bestimmte Branchenvertreter als potenziel-

le Investoren anzusprechen bzw. auf entsprechenden Fachmessen aufzutreten, 

die von solchen Branchenvertretern besucht werden. Parallel können die in der 

Baukonzession 

Kommunen hel-

fen bei der Ver-

marktung 
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Region ansässigen, vermeintlichen Interessenten kontaktiert werden und auf ein 

Investitionsinteresse angesprochen werden. 

 Die spezifischen Eigenschaften des Standortes und der Liegenschaft sollten 

Grundlage für die Wahl der Vermarktungsstrategie sein. Ein Großteil der auf Mili-

tärflächen in Schleswig-Holstein aktiv gewordenen Investoren stammt aus den 

jeweiligen Kreisen oder der Region. Gerade bei kleineren, dezentral liegenden 

Liegenschaften sollte der räumliche Fokus bei der Investorensuche eher auf der 

Region liegen. Die Teilnahme an Immobilienmessen mit europaweiter Ausstrah-

lung ist nur für einzelne Standorte mit herausgehobenen Eigenschaften eine ziel-

führende Vorgehensweise. Die Kommunen können die BImA auch insoweit un-

terstützen als zwischen BImA und Kommune vereinbart wird, dass ein Vertreter 

der Kommune vor Ort zur Verfügung steht, sofern Interessenten sich einen Ein-

druck von den Gegebenheiten im Rahmen einer Besichtigung verschaffen wollen.  
 

 

Port Olpenitz – das touristische Großprojekt nimmt durch vielfältige Vermarktungsaktivitäten Fahrt auf 

 

Port Olpenitz ist das ambitionierteste Konversionsprojekt des Landes Schleswig-Holstein. Aus dem ehemaligen Marine-

stützpunkt bei Kappeln entsteht nach den Plänen des Architekten Herbert Harm eine touristische Hafenstadt. Die Port 

Olpenitz GmbH konnte auf der EXPO REAL 2006 in München als neue Eigentümerin präsentiert werden. Parallel zu den 

komplexen Planungs- und Bauarbeiten werden vielfältige Vermarktungsaktivitäten durchgeführt, um den Standort zu ei-

nem neuen touristischen Highlight an der Ostseeküste auszubauen. Neben der Präsenz auf der Leitmesse der Immobi-

lienwirtschaft, der EXPO REAL in München, waren und sind die Entwickler regelmäßig auf den Fachmessen der bootDüs-

seldorf oder der Hanseboot in Hamburg vertreten. Im Jahr 2011 wurden zum zweiten Mal die Tage des offenen Hafens – 

die sail&harbour – in Olpenitz durchgeführt. Anfang Mai 2011 konnten sich so über 15.000 Besucher davon überzeugen, 

dass aus der Vision ‚Port Olpenitz‘ schrittweise Wirklichkeit wird: Die Nordmole mit 6 ha Neulandgewinnung ist fertig ge-

stellt. Die ersten Dauerliegeplätze für Segelfreunde wurden verkauft und auch die ersten Ferienhäuser konnten bereits 

von ihren Besitzern bezogen werden. 
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 Wenn in einer Region mehrere Liegenschaften zur Konversion anstehen, hat sich 

der Einsatz von Regionalen Konversionsmanagern bewährt, die sowohl im Pla-

nungs- als auch im Vermarktungsprozess wertvolle Unterstützung bieten können 

und dabei zwischen den Interessen der einzelnen Standorte vermittelnd eingrei-

fen können. So kann beispielsweise die Vermarktung dieser Areale durch eine 

unterschiedliche Profilierung der Entwicklungskonzepte, die auf den jeweiligen 

Stärken der Liegenschaften aufbauen und aus der Perspektive eines regional tä-

tigen Konversionsmanagers mit erarbeitet werden, gefördert werden (siehe Kapi-

tel 2.1.2 – Abgestimmte Profilbildung der Entwicklungsflächen). 

 Eine zentrale Ansprechstelle für Konversion auf Landesebene kann die Vermark-

tungsbemühungen durch die Veröffentlichung einer regelmäßig aktualisierten Lis-

te unterstützen, in der sämtliche zur Veräußerung anstehenden Liegenschaften 

aufgeführt und mit einer Grobbewertung ihrer Nachnutzungsmöglichkeiten verse-

hen sind (siehe Kapitel 2.1.4: Bewertung der freigegebenen Liegenschaften in 

Schleswig-Holstein des Konversionsbüros im Wirtschaftsministerium). 
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6. Finanzielle Unterstützung durch Förderung in Schleswig-

Holstein 

 

Im Land Schleswig-Holstein wurde im Zuge der Stilllegung von ehemals militärisch ge-

nutzten Immobilien Ende der 90er Jahre ein breit gefächertes Angebot an Unterstüt-

zungsleistungen für die Konversion militärischer Liegenschaften geschaffen. Dies betraf 

sowohl finanzielle Unterstützungsleistungen im Rahmen von unterschiedlichen Förder-

programmen als auch Leistungen der Information, der Beratung und der Managementun-

terstützung. 

 

Bandbreite und Intensität der Unterstützungsleistungen waren im Zeitverlauf der vergan-

genen beiden Jahrzehnte abhängig von der jeweiligen Bedarfssituation bzw. der Betrof-

fenheit der Kommunen einerseits und der finanziellen und personellen Leistungsfähigkeit 

der Landesebene andererseits. Die künftige Konversionsstrategie des Landes wird sich 

im Rahmen der Möglichkeiten der Landesregierung an den neuen Herausforderungen 

der Konversion militärischer Liegenschaften und Objekte orientieren.  

 

 

 

6.1 Förderprogramme im Überblick 

 

Das Land Schleswig-Holstein hat kein eigenständiges Förderprogramm für Konversion 

aufgelegt. Stattdessen wurden im Landeskonversionsprogramm 2004 die bestehenden 

Förderprogramme der Ressorts an einigen Stellen modifiziert, um von Konversion betrof-

fene Kommunen und Investoren auch bevorzugt finanziell unterstützen zu können. 

 

Die folgende Übersicht zu den Fördermöglichkeiten (Tab. 4) wurde auf der Grundlage der 

Aufstellung im Landeskonversionsprogramm 2004 erstellt. Diese Übersicht wurde aktua-

lisiert und stellt den Stand ‚Januar 2011‘ dar. Es ist zu berücksichtigen, dass im Zuge 

neuer Standortschließungen in Schleswig-Holstein auch die Besserstellungsklauseln für 

Konversion in den Förderprogrammen überprüft und ggf. angepasst werden. Zudem 

muss durch die neue EU-Strukturfondsperiode ab 2014 von neuen Rahmenbedingungen 

für Subventionen ausgegangen werden. 

  

Konversionsstra-

tegie des Landes 

stellt sich den 

Heraus-
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Landes-

konversions-

programm 2004 
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Förderprogramm Ressort / Zuständige Stelle 

Zukunftsprogramm Wirtschaft  

(2007-2013) 

Ministerium für Wissenschaft,  

Wirtschaft und Verkehr des Landes 

Schleswig-Holstein / 

Investitionsbank Schleswig-Holstein / 

Wirtschaftsförderung und Technologie-

transfer Schleswig-Holstein GmbH 

(WTSH) 

Wirtschaftsnahe Infrastruktur  

– regionale und innovative Projekte Infrastrukturförderung 

Einzelbetriebliche  

Investitionsförderung Einzelbetriebliche Investitionsförderung  

Einzelbetriebliche  

Innovationsförderung Technologieförderung 

Zuwendungen  

kommunaler Straßenbau 

Ministerium für Wissenschaft,  

Wirtschaft und Verkehr  

Zukunftsprogramm Arbeit  

(2007-2013) 

Ministerium für Arbeit,  

Soziales und Gesundheit 

Förderungsfonds der  

Metropolregion Hamburg 

 

Innenministerium 

Kommunaler Investitionsfonds KIF 

Städtebauförderung 

Soziale Wohnraumförderung 

Zukunftsprogramm Ländliche Räume  

aus ILE-Bereich (2007-2013) 

Ministerium für Landwirtschaft,  

Umwelt und ländliche Räume 

Tab. 4: Übersicht zu Fördermöglichkeiten mit Relevanz für Konversionsvorhaben 

 

 

 

6.2 Zukunftsprogramm Wirtschaft  

 

Das Zukunftsprogramm Wirtschaft (ZPW) ist das wichtigste wirtschaftspolitische Förder-

instrument des Landes. In dieses Programm werden Mittel des Europäischen Fonds für 

Regionale Entwicklung (EFRE), der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-

len Wirtschaftsstruktur“ (GRW) und Mittel des Landes eingespeist. 

  



120 

Das Programm besteht aus vier Prioritätsachsen: 

 

 Wissen und Innovation stärken, 

 Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen erhöhen und die unternehmerische Basis 

stärken, 

 Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur und Maßnahmen zur nachhaltigen 

Entwicklung, 

 Entwicklung der spezifischen regionalen Potentiale. 

 

Zu den förderfähigen Maßnahmen mit direktem Bezug zur Konversionsaufgabe zählen 

zweifelsohne Managementleistungen in den betroffenen Regionen, also die bereits mit 

Erfolg eingerichteten Regionalmanagements Konversion. Daneben sind in der Regel 

Machbarkeitsstudien, Planungskonzepte und vermarktungsunterstützende Maßnahmen 

förderfähig, die der eigentlichen Umnutzung der Objekte und Liegenschaften vorgeschal-

tet sind. 

 

 

Aufeinander zugehen – das Erfolgsrezept in Sehestedt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Denker & Wulf AG in Sehestedt projektiert und errichtet Windenergieanlagen und betreut Windparks. Durch die konti-

nuierliche Expansion am Stammsitz in Sehestedt wurde ab 2008 der Bau eines neuen Firmensitzes geplant. Ein Ausbau 

am Altstandort war jedoch nicht möglich. Die ehem. HAWK-Stellung am Nord-Ostsee-Kanal als favorisierter neuer Stand-

ort wurde von der Landesplanung aber kritisch gesehen, weil Sehestedt nicht als Siedlungsschwerpunkt für Gewerbe im 

Rahmen der Landesplanung vorgesehen ist und der Windmühlenberg zudem im Außenbereich liegt. Im Rahmen von 

intensiven Abstimmungen zwischen allen Beteiligten wurde das Nutzungskonzept um einen touristischen Baustein erwei-

tert: der DWAG-Infopark soll die Problematik des Klimawandels sowie die Notwendigkeit des Einsatzes Erneuerbarer 

Energien veranschaulichen und Energieformen wie Sonne und Wind erlebbar machen. Neben dem Firmensitz der DWAG 

entstand so eine zusätzliche Attraktion für Touristen. Mit Hilfe der teils baulichen Nachnutzung ist die Beseitigung des 

städtebaulichen Missstands der Brache gelungen und durch die Multifunktionalität des Gesamtkonzepts zugleich ein aus-

gewogener Interessenausgleich zwischen den unterschiedlichen Belangen erreicht worden.  

 

 

Prioritätsachsen 

des ZPW 
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Projekte der wirtschaftsnahen Infrastruktur (regionale und innovative Projekte) sowie der 

einzelbetrieblichen Investitions- und Innovationsförderung sind nach den Bestimmungen 

der einzelnen Förderrichtlinien förderfähig. Allgemeingültige Aussagen zu Fördermodali-

täten sind hier wegen der differenzierten Bestimmungen nicht möglich.  

 

 

TIPP:  Das Konversionsbüro sollte als erste Anlaufstelle für eine Fördermittelbera-

tung genutzt werden. Die Fachreferate der zuständigen Ressorts sowie die Investiti-

onsbank und die WTSH können in einem zweiten Schritt die Details der Beantra-

gung von Fördermitteln klären.  

In den Regionen sind die Regionalen Wirtschaftsförderungsgesellschaften gern be-

reit, Informationen über Fördermöglichkeiten im Rahmen des Zukunftsprogramms 

Wirtschaft zu geben.  

 

 

 

6.3 Städtebauförderung  

 

Die Städtebauförderung besteht in Schleswig-Holstein aktuell aus den sechs Bund-

Länder-Programmen: 

 

 Sanierung und Entwicklung, 

 Soziale Stadt, 

 Stadtumbau West, 

 Aktive Stadt- und Ortsteilzentren, 

 Städtebaulicher Denkmalschutz, 

 Kleinere Städte und Gemeinden - überörtliche Zusammenarbeit und Netzwerke. 

 

Die Städtebauförderung eignet sich nur für bestimmte Konversionskommunen und auch 

nur für ausgewählte Problemkonstellationen als Instrument der finanziellen Unterstüt-

zung. Für brachgefallene Militärareale im Innenbereich mit aussichtsreicher Nachnut-

zungsperspektive kann zum Beispiel das Programm Stadtumbau West eingesetzt wer-

den, da dieses Programm explizit auf Fragestellungen des städtebaulichen Umgangs mit 

brachgefallenen Flächen ausgerichtet ist. Weitergehende Informationen sind im Referat 

Städtebauförderung des Innenministeriums erhältlich. 

 

 

TIPP:  Die Städtebauförderung ist nur für wenige Kommunen als Förderinstrument 

überhaupt geeignet, da es hier nicht um Einzelmaßnahmenförderung, sondern um 

die langjährige Förderung von sog. Städtebaulichen Gesamtmaßnahmen nach dem 

besonderen Städtebaurecht (§ 136 ff. BauGB) geht, die dann aber umfassend unter-

stützt werden. Ein Gespräch mit dem Innenministerium sollte Klarheit darüber ver-

schaffen, ob eine Möglichkeit zur Förderung besteht.  

 

 

 

Bund-Länder-

Förderprogram-

me 
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6.4 Soziale Wohnraumförderung  

 

Im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung des Landes Schleswig-Holstein können 

Fördermittel für den Bau oder den Kauf von selbst genutzten Immobilien sowie für den 

Neubau und die Bestandsentwicklung von Mietwohnraum gewährt werden. 

 

Bei der Eigentumsförderung sind Haushalte mit Menschen mit Behinderungen oder Kin-

dern die Zielgruppe. Die Förderung erfolgt durch zinsgünstige Darlehen. Für eine Förde-

rung sind Einkommensgrenzen einzuhalten. 

 

Im Wege der Mietwohnraumförderung werden u.a. der Neubau oder die Modernisierung 

von Mietwohnungen gefördert. Außerdem können z. B. Wohnumfeld- oder Quartiers-

maßnahmen, wie z. B. Jugend- und Altentreffs oder Nachbarschaftshäuser, gefördert 

werden. Die Zielgruppe der Förderung von Mietwohnraum sind insbesondere Familien, 

Alleinerziehende, ältere Menschen sowie Menschen mit Behinderung mit niedrigem Ein-

kommen. Die Förderung erfolgt für die ersten sechs Jahre durch ein zinsloses Darlehen. 

Die geförderten Mietwohnungen dürfen nur an den wohnberechtigten Personenkreis 

vermietet werden (Belegungsbindung). Daneben gilt eine bestimmte Höchstmiete. 

 

 

 

6.5  Zukunftsprogramm Ländlicher Raum 

 

Im Zukunftsprogramm Ländlicher Raum (ZPLR) ist der aus dem LEADER hervorgegan-

gene Bottom-up-Ansatz im Rahmen der AktivRegionen integriert. Diese auf die endoge-

nen Kräfte der Region setzende Strategie kann auch für die Umnutzung freiwerdender 

militärischer Flächen ein erfolgversprechender Ansatz sein. 

 

In der Förderperiode von 2007 bis 2013 sieht das Zukunftsprogramm Ländlicher Raum 

folgende Schwerpunkte vor: 

 

 Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft, 

 Verbesserung der Umwelt und der Landschaft, 

 Lebensqualität im ländlichen Raum und Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft  

sowie als methodischen Schwerpunkt 

 Umsetzung des LEADER-Konzepts (AktivRegion). 

 

Weitergehende Informationen zu den Förderbestimmungen gibt das Referat Ländliche 

Räume im Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume. 

 

 

 

6.6 Kommunaler Straßenbau 

 

Die finanzielle Unterstützung für den kommunalen Straßenbau in Schleswig-Holstein 

richtet sich an die gesetzlichen Baulastträger wie Kreise und Kommunen oder auch 

kommunale Zusammenschlüsse. Abhängig vom konkreten Fördergegenstand und von 

Eigentumsförde-

rung 

Mietwohnraum-

förderung 

AktivRegionen 
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der Finanzsituation des Antragstellers können Aufschläge auf die Förderquote gewährt 

werden.  

 

Weitergehende Informationen sind im zuständigen Referat des Wirtschaftsministeriums 

erhältlich. 

 

 

 

6.7 Zukunftsprogramm Arbeit für Schleswig-Holstein 

 

Das ZP Arbeit ist das Arbeitsmarktförderungsprogramm des Landes. Es läuft entspre-

chend der Strukturfondsförderperiode von 2007 bis 2013 und hat folgende Schwerpunk-

te: 

 

 Schwerpunkt A: Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und Beschäftigten stär-

ken, 

 Schwerpunkt B: Perspektiven für Jugendliche am Arbeitsmarkt verbessern, 

 Schwerpunkt C: Chancen für Benachteiligte am Arbeitsmarkt erhöhen. 

 

Da die Schließung von Konversionsstandorten häufig auch negative Beschäftigungsef-

fekte mit sich bringt, kann dieses Programm einen Beitrag zur Kompensation der negati-

ven Folgen leisten. Die Kommunen haben jedoch keinen direkten Einfluss auf den Ein-

satz dieser Mittel. Die Verteilung richtet sich allein nach der Bedürftigkeit der Personen 

und Betriebe. 

 

 

 

6.8 Sonstige Fördermöglichkeiten 

 

Als weitere Förderquellen, die Konversionsmaßnahmen in den Kommunen unterstützen 

können, sind der Förderfonds der Metropolregion Hamburg und der Kommunale Investiti-

onsfonds zu nennen. Informationen zu den Antragsberechtigten und den Fördertatbe-

ständen können im Innenministerium eingeholt werden. 

 

Schwerpunkte 

des ZP Arbeit 
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7. Beratung und Unterstützung in Schleswig-Holstein 

 

 

7.1 Arbeitsstrukturen auf Landesebene 

 

Auf Landesebene liegt die federführende Verantwortung für die militärische Konversion 

im Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, welches damit zentraler An-

sprechpartner für die betroffenen Kommunen ist (siehe Abb. 9). Hier ist das Konversions-

büro als zentrale Serviceeinheit des Landes eingerichtet. Weitere relevante Landesmini-

sterien sind das Innenministerium mit seiner Zuständigkeit für die Landesplanung, für das 

Baurecht, die Stadtentwicklung und die Städtebauförderung sowie das Ministerium für 

Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume mit den inhaltlichen Bezügen des Natur-

schutzes, des Bodenschutzes, der Nachhaltigkeit und der ländlichen Entwicklung. 

 

 

 

Abb. 9: Konversionsbezogene Arbeitsstruktur auf Landesebene 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Konversionsbüro 

als zentrale Ser-

viceeinheit 
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Im Ergebnis einer Staatssekretärskonferenz des Landes Schleswig-Holstein wurde im 

Januar 2005 die Task Force Konversion gebildet. In der Task Force Konversion waren 

und sind mehrere Abteilungen und Referate des Ministeriums für Wissenschaft, Wirt-

schaft und Verkehr (MWV), das Innenministerium (IM) mit seinen Zuständigkeiten für 

Städtebau und Ortsplanung, Städtebauförderung sowie Landesplanung, das Ministerium 

für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (MLUR) mit den Bereichen für Umwelt- 

und Naturschutz, das Ministerium für Bildung und Kultur (MBK) sowie das Landesamt für 

Denkmalpflege und das Archäologische Landesamt vertreten.  

 

Die Federführung dieser Task Force ist mit dem Konversionsbüro im Wirtschaftsministe-

rium angesiedelt. Die Task Force Konversion und das federführende Konversionsbüro 

bilden das Rückgrat zur Steuerung der militärischen Konversion auf Landesebene. 

 

Die wichtigsten Partner der militärischen Konversion sind in die Arbeitsstrukturen auf 

Landesebene eingebunden: 

 

 Der verantwortliche Partner für die auslaufende militärische Nutzung: war bis Ap-

ril 2011 die Wehrbereichsverwaltung Nord (WBV Nord). Durch eine geänderte 

Zuständigkeitsregelung, die schrittweise auch bundesweit eingeführt wird, ist 

hierfür inzwischen die Sparte Portfoliomanagement der BImA in der Verantwor-

tung. 

 Die mit der Veräußerung des für Bundeszwecke entbehrlichen Bundeseigentums 

betraute BImA mit den drei hierarchischen Ebenen in Bonn, Rostock und Kiel. 

 Die Konversionskommunen selbst als wichtigste Ansprechpartner für die Landes-

regierung. 

 Die Wirtschaftsförderungsgesellschaften der Kreise und bei den aktuell am 

stärksten von Konversion betroffenen Kreisen – Kreis Steinburg, Kreis Dithmar-

schen, Stadt Neumünster, Kreis Schleswig-Flensburg und Kreis Nordfriesland – 

auch die bei den Wirtschaftsförderungsgesellschaften angegliederten Regional-

managements Konversion (RMK). 

 Die Projektentwickler und Investoren, die zivile Folgenutzungen auf den Weg 

bringen wollen. 

 Die einzelnen Referate der Ressorts, die als Zuwendungsgeber für die Förder-

programme zuständig sind sowie nachgeordnete Institutionen wie die Investiti-

onsbank (IB) und die Wirtschaftsförderung und Technologietransfer Schleswig-

Holstein GmbH (WTSH). 

 

 

TIPP:  Als Erstkontakt empfiehlt sich das Konversionsbüro im Wirtschaftsministeri-

um, da dort die Fäden zusammen laufen und Informationen über Zuständigkeiten 

der einzelnen Fachressorts abgefragt werden können. 

 

 

  

Partner der Kon-

version 
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7.1.1  Konversionsbüro im Wirtschaftsministerium 

 

Das Konversionsbüro hat im Jahr 2001 seine Arbeit aufgenommen. Der Leiter des Kon-

versionsbüros ist gleichzeitig Referatsleiter des Referats 21 „EU-Angelegenheiten, EFRE, 

GRW, Konversionsbüro“. Das Konversionsbüro ist die zentrale Servicestelle der Landes-

regierung für die vom Truppenabbau betroffenen Kommunen und hat folgende Aufgaben: 

 

 Gezielte Unterstützung von Konversionsvorhaben (u. a. Moderation von Gesprä-

chen zur Unterstützung von Verwertungsanstrengungen), 

 Zentrale Informationsstelle und Schnittstelle zu weiteren Ansprechpartnern in 

Konversionsfragen, 

 Auskünfte zu Fördermöglichkeiten, 

 Koordinierung zentraler Landesaktivitäten, 

 Teilnahme an der Bund-Länder-Arbeitsgruppe der BImA „Anschlussnutzung der 

Bundeswehr-Liegenschaften in Schleswig-Holstein“, 

 Mitarbeit und künftig Federführung der Interministeriellen Arbeitsgruppe Bundes-

wehrreform, 

 Veranstaltung landesweiter Konversionskongresse. 

 

Sofern investitionswillige Unternehmer ihr Augenmerk auf ehemalige Konversionsflächen 

richten und hier einen Impuls für die Schaffung von Arbeitsplätzen setzen wollen, ist das 

Wirtschaftsministerium mit seinen nachgeordneten Institutionen (z. B. WTSH) selbstver-

ständlich erste Kontaktadresse in der Landesregierung und bietet die erforderliche Unter-

stützung. 

 

 

 

7.1.2 Innenministerium  

 

Wenn militärische Liegenschaften in Innenstadtlagen von zentralen Orten (insbesondere 

Ober- und Mittelzentren) durch ihre Schließung zu einem erheblichen städtebaulichen 

Missstand führen und dadurch die Funktion und die Attraktivität der Stadt deutlich beein-

trächtigt wird, können diese ausgewählten Städte von einer intensiven Beratung und 

Steuerungsunterstützung durch die für Städtebau und Städtebauförderung zuständigen 

Abteilungen des Innenministeriums ausgehen. 

 

Bei den Militärflächen handelt es sich um Sonderfälle, die zuvor der kommunalen Pla-

nungshoheit entzogen waren. Die anstehenden bauplanungsrechtlichen Herausforderun-

gen gehören oft nicht zum Standardrepertoire der kommunalen Verwaltungen. Für alle 

betroffenen Konversionskommunen gilt, dass zu bauplanungsrechtlichen Fragen und zu 

Fragen der Landesplanung die zuständige Fachabteilung des Innenministeriums für Be-

ratungen zur Verfügung stehen. 
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TIPP:  Die betroffenen Kommunen sollten das Beratungsangebot der Fachabteilung 

des Innenministeriums wahrnehmen, zumal sie gerade in der Übergangsphase von 

militärischer Nutzung zu ziviler Nachnutzung in planungsrechtlicher Hinsicht schon 

gewisse Weichenstellungen vornehmen können, die den langfristigen Umnutzungs-

prozess positiv oder negativ beeinflussen. Erste Hinweise zu planungsrechtlichen 

Fragen enthält Kap. 4 dieser Arbeitshilfe. 

 

 

 

7.1.3  Ministerium für Umwelt, Naturschutz und ländliche Räume 

 

Durch die Spezifik der militärischen Vornutzung sind in der Regel Fragen zu ggf. vorhan-

denen Altlasten, zur naturschutzfachlichen Einordnung oder konkret auch zur Anwen-

dung des Waldrechts abzuklären. Auf Landesebene können hierzu erste Einschätzungen 

abgefragt und Empfehlungen zum weiteren Vorgehen eingeholt werden.  

 

Viele der betroffenen Konversionskommunen befinden sich in ländlichen Räumen – die 

entsprechende Fachabteilung kann neben ihrer Fachzuständigkeit für die relevanten 

Förderprogramme auch Beratung im Hinblick auf erfolgversprechende Ansätze für die 

Entwicklung des ländlichen Raums geben.   

 

 

 

7.1.4 Weitere relevante Institutionen auf Landesebene 

 

In vielen Militärarealen spielen Fragen des Denkmalschutzes eine gewichtige Rolle. Zu-

ständig sind hierfür das Landesamt für Denkmalpflege und das Archäologische Lande-

samt, die dem Ministerium für Bildung und Kultur nachgeordnet sind. Die Landesämter 

sehen sich nicht nur in der Rolle von Genehmigungsbehörden, sondern bieten in dem 

Wissen, dass ein ehemaliges Militärobjekt eine ganz besondere Herausforderung für den 

zivilen Folgenutzer bedeutet, ausdrücklich auch Beratungsgespräche mit den Kommunen 

oder interessierten Käufern der Immobilien an.  

 

Als erste Adresse für Investoren, die Projekte mit großem Investitionsvolumen und zu 

erwartenden regionalwirtschaftlichen Effekten auf ehemaligen Militärstandorten platzieren 

wollen, ist die Wirtschaftsförderung und Technologietransfer Schleswig-Holstein GmbH 

(WTSH) und die Investitionsbank (IB) zu nennen.  

 

 

  

Landesamt für 

Denkmalschutz 

WTSH und IB 



128 

7.2 Bewertungen der Liegenschaften auf Landesebene 

 

Für alle militärisch genutzten Liegenschaften und Objekte, für die der Freizug durch die 

Bundeswehr beschlossen ist und für die eine anderweitige Anschlussnutzung des Bun-

des ausscheidet, werden nach der Feinausplanung durch die Bundeswehr die entspre-

chenden Liegenschafts- und Objektdaten sowie konkrete Freizugsdaten bisher von der 

Wehrbereichsverwaltung und künftig vom Portfoliomanagement der BImA an das Kon-

versionsbüro weitergeleitet und dort ca. einmal jährlich aktualisiert. 

 

Unter Federführung des Konversionsbüros im Wirtschaftsministerium wird mit Blick auf 

die denkbaren zivilen Folgenutzungen eine tabellarische Bewertung dieser Standorte und 

Liegenschaften unter verschiedenen Gesichtspunkten durchgeführt. Die einzelnen Fach-

ressorts arbeiten im Umlaufverfahren ihre Einschätzungen ausgehend von der jeweiligen 

Zuständigkeit (Landesplanung, Naturschutz, Denkmalschutz, etc.) zu und geben wichtige 

Hinweise für die betroffenen Kommunen.  

 

 

 

7.3 Regionalmanagements Konversion 

 

Wegen der Fülle der zu berücksichtigenden Aspekte und der vielfältigen Management-

aufgaben in den einzelnen von Konversion betroffenen Kommunen, aber auch wegen der 

zum Teil großen räumlichen Distanz der betroffenen Konversionsstandorte zur Landes-

hauptstadt Kiel, wurden im Land mehrere Regionalmanagements Konversion eingerich-

tet. In den Kreisen, die in besonderem Umfang mit den Folgen der Standortschließungen 

umgehen müssen, wurden bei den regionalen Wirtschaftsförderungsgesellschaften für 

einen befristeten Zeitraum Konversionsmanager eingestellt.   

 

Die wichtigsten Aufgaben der Regionalmanagements Konversion sind: 

 

 Vernetzung aller Verantwortlichen aus Politik und Verwaltung, 

 Begleitung der Erstellung von Nachnutzungskonzepten militärischer Liegenschaf-

ten, insbesondere in Abstimmung mit der BImA, 

 Erstellung von Vermarktungskonzepten und Strategien mit den Partnern, 

 Investorengewinnung und –betreuung, 

 Begleitung der Verkaufsprozesse mit der BImA, dem Land und den Kommunen. 
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Regionalmanagements Konversion – Beratungskompetenz für die Kommunen in der Fläche  

 

Die Umnutzung militärischer Standorte ist für viele Kommunen ein „Erstlingswerk“. Es bestehen in der Regel keinerlei 

Erfahrungen mit dieser komplexen Aufgabe. Im Land Schleswig-Holstein wurden insbesondere mit Blick auf die vielen 

kleineren Kommunen, die von Konversion betroffen sind, Regionalmanager für Konversion bei den regionalen Wirt-

schaftsförderungsgesellschaften eingerichtet. Die Verwaltungen der kleinen Kommunen sind personell auf solche Heraus-

forderungen nicht vorbereitet. Die Konversionsmanager fungieren hier als wichtige Ansprechpartner für alle Verantwortli-

chen aus Politik und Verwaltung und sind zugleich eine wichtige Schnittstelle zur BImA. In der Startphase der Konversion 

begleiten und koordinieren sie die Erstellung von Nachnutzungskonzepten für die militärischen Liegenschaften der Regi-

on. Im weiteren Prozess unterstützen sie im Sinne der Kommunen in Abstimmung mit der BImA die Vermarktung sowie 

die Gewinnung und Betreuung von Investoren. 

 

Stand: August 2010 
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Anhang – Checklisten / Mustergliederungen 

 

 

I. Mögliche Inhalte von Eckwertepapieren bzw. städtebaulichen Verträ-

gen 

 

Als Trägerin der Planungshoheit ist die Kommune ohnehin ein wichtiger Akteur, wenn 

stillgelegte Militärflächen zivil nachgenutzt werden sollen. In den meisten Fällen ziehen 

sich die Gemeinden aber nicht auf jene Aufgaben zurück, die mit der Baurechtschaffung 

im Zusammenhang stehen. Wenn die Projektentwicklung kein Selbstläufer ist, weil die 

wirtschaftlichen und sonstigen Rahmenbedingungen eher ungünstig sind, müssen sich 

die Gemeinden entscheiden, ob sie sich stärker in den Entwicklungsprozess einbringen 

wollen. Bei bestimmten Fallkonstellationen engagieren sich die Kommunen und begleiten 

das Investment eines Privaten durch eigene Anstrengungen und Beiträge. In solchen 

Fällen ist es wichtig, dass die öffentlichen und privaten Partner die Ziele der Entwicklung, 

die Aufgaben sowie ihre jeweiligen Rechte und Pflichten abstecken. Als erster Schritt für 

solche Vereinbarungen empfiehlt sich ein Eckwertepapier, das schließlich in einen Städ-

tebaulichen Vertrag münden kann. 

 

Das nachfolgende Muster soll helfen, die Inhalte eines solchen Eckwertepapiers zu be-

stimmen: 

 

 

1. Festlegung der Partner der Kooperation mit den jeweils bevollmächtigten Ver-

tretern Partner können sein 

 

a. Kommune mit Bürgermeister 

b. Flächeneigentümer / Flächenverwerter mit Vertreter 

c. Weitere Gebietskörperschaften, wie benachbarte Kommune, Land (als Fördermit-

telgeber), Kreis 

d. Privater Investor 

 

 

2. Ziel der Liegenschaftsentwicklung 

 

Das grundsätzliche Ziel der Liegenschaftsentwicklung sollte aus einer Machbarkeits-

studie bzw. einem Entwicklungskonzept abgeleitet werden, das durch die städti-

schen Gremien beschlossen und mit den Behörden (TÖB) und den Partnern der 

Vereinbarung abgestimmt wurde. Es geht hier zunächst um eine allgemeine Definiti-

on der Ziele der Projektentwicklung. 
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3. Entwicklungskonzept 

 

a. Angaben zu der beabsichtigten Flächengliederung mit den Nutzungsarten gemäß 

BauNVO mit Flächengrößen 

b. Angaben zum Umweltschutz, einschließlich des Natur- und Landschaftsschutzes 

c. Aussagen zu bereits feststehenden und zu optionalen Flächenteilen 

d. Aussagen zu den prioritär zu entwickelnden Flächen 

e. Prioritätensetzung der Militärbrache zu anderen Flächenpotenzialen  

der Kommune 

 

 

4. Erschließung 

 

a. Bestimmung der notwendigen Maßnahmen zur Anpassung bzw. Ergänzung der 

äußeren Verkehrsanbindung 

b. Klärung der Zuständigkeit und der Trägerschaft für die äußere Verkehrsanbin-

dung 

c. Aussagen zu Lage und Umfang der internen Verkehrserschließung mit der Opti-

on der Anpassung im weiteren Planungsprozess 

d. Definition dieser (neuen) internen Erschließungsanlagen im Sinne des 

§ 127 Abs. 2 BauGB und Klärung zur Übertragung dieser Flächen vom Bund auf 

die Kommune 

e. Unterhaltungslasten nach Übertragung gehen an Stadt über 

f. Klärung zur Anpassung der technischen Infrastruktur, insbesondere Abwasser 

und Wasser 

g. Abstimmung hinsichtlich einer zeitlich und räumlich koordinierten Erstellung bzw. 

Anpassung  

 

 

5. Allgemeines und Besonderes Städtebaurecht 

 

a. Verständigung auf die Notwendigkeit zur Änderung des Flächennutzungsplans 

und zur Aufstellung eines oder mehrerer Bebauungspläne 

 

 

ACHTUNG !  Es wäre rechtswidrig, wenn sich die Kommune im Rahmen eines Ver-

trages verpflichten würde, einen Bebauungsplan aufzustellen und zu beschließen 

oder aber eine bestimmte Festsetzung in diesem Bebauungsplan vorzunehmen. 

Dies würde der Vorgabe des Baugesetzbuches im Hinblick auf ein ordnungsgemä-

ßes Bauleitplanverfahren widersprechen. Die Gemeinde darf Planungsrecht nicht als 

Gegenleistung für Leistungen eines Privaten einsetzen. Sie darf sich deshalb nur 

verpflichten, ein Bebauungsplanverfahren einzuleiten bzw. ergebnisoffen durchzu-

führen. 
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b. Einvernehmen im Rahmen des rechtlich Zulässigen, dass das vorliegende Ent-

wicklungskonzept Grundlage für die weiteren Bauleitplanverfahren ist 

c. Abstimmung über die Prüfung zum Einsatz des Besonderen Städtebaurechts, 

ggf. durch Einleitung von Vorbereitenden Untersuchungen gem. § 141 BauGB 

 

 

6. Bausubstanz 

 

a. Verständigung auf erhaltenswürdige und abzureißende Gebäude unter Berück-

sichtigung der Denkmalschutz- und ggf. Artenschutzbelange 

b. Abstimmung zur Beauftragung eines Abrissgutachtens und einer Abrissplanung 

mit Kostenklärung 

c. Verständigung zur Kostenträgerschaft für die Gebäudeabrisse 

 

7. Bodenverunreinigungen 

 

a. Verständigung auf noch durchzuführende Altlastenuntersuchungsmaßnahmen 

b. Beseitigungspflicht von polizeipflichtigen Bodenverunreinigungen durch den Zu-

standsstörer 

c. Abstimmung zur Altlastenbeseitigungspflicht durch Höherstufung der Nutzungs-

sensibilität im Rahmen der Planung 

 

 

8. Vermarktung 

 

a. Inhaltliche Ausrichtung der Vermarktungsbemühungen an den Nutzungsvorgaben 

des Entwicklungskonzepts 

b. Bereitschaft zur Unterstützung des Eigentümers bei der Vermarktung durch die 

Kommune und den Kreis im Rahmen der Wirtschaftsfördertätigkeit 

c. Verständigung zum Umgang mit Zwischennutzungen 

d. Klärung der Rolle der Kommune im Ausschreibungsverfahren sowie bei der Zu-

schlagerteilung auf einen Käufer/Investor 

 

 

9. Kostenschätzung und Kostenteilung 

 

a. Verständigung auf die Kostenschätzung nach Kostengruppen 

b. Abstimmung zur anteiligen Kostenübernahme im Rahmen der Anentwicklung 

c. Ggf. auch Vereinbarung zur Verteilung von Vermarktungserlösen, je nach Ent-

wicklungsmodell 
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10. Trägerschaften und Verantwortlichkeiten 

 

a. -Verständigung auf kooperatives Vorgehen 

b. Pflichten des Eigentümers mit dem Schwerpunkt auf Vermarktung 

c. Pflichten des Investors zur Realisierung seines Bauvorhabens und ggf. sonstigen 

Maßnahmen 

d. Aufgaben der Kommune im Bereich der Bauleitplanung und für die Gebietser-

schließung 

e. Unterstützungsleistungen von Kreis und Land im Bereich der Managementunter-

stützung, der Nutzerakquisition und der s Fördermitteleinsatzes 

 

 

TIPP:  Spätestens zu einem Zeitpunkt, da die Kommune plant, die Abstimmungen 

im Rahmen des Eckwertepapiers in einen Städtebaulichen Vertrag zu überführen, 

sollte die Kommune Rechtsbeistand einholen und eine entsprechend qualifizierte 

Kanzlei einschalten. 
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II. Checkliste für Konversionsvereinbarungen der Bundesanstalt für Im-

mobilienaufgaben (BImA) mit den Kommunen 

 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ist daran interessiert, die Zusammen-

arbeit mit den von Konversion betroffenen Kommunen auf eine stabile Arbeitsgrundlage 

zu stellen. Vor diesem Hintergrund wurden in der Vergangenheit schon mit mehreren 

Kommunen entsprechende Vereinbarungen getroffen. In Zukunft besteht seitens der 

BImA die Absicht, mit möglichst vielen Konversionskommunen sogenannte Konversions-

vereinbarungen zu schließen. Die nachfolgende von der BImA erstellte Checkliste
49

 ver-

deutlicht die Punkte, die aus Sicht der BImA Inhalt einer solchen Konversionsvereinba-

rung sein könnten. 

 

1. Anlass und (allg.) Zielsetzung der geplanten Vereinbarung 

 

- Ggf. Beschreibung des Stellenwertes der Konversionsflächen für die Vertragspar-

teien (z.B. wichtige Zukunftsaussage für Kommune) 

- Erzielen eines bestmöglichen Konversionsergebnisses im konsensualen Verfah-

ren unter Berücksichtigung der (wirtschaftlichen) Verwertungsziele der BImA und 

der (städtebaulichen, strukturpolitischen und bedarfsgerechten) Entwicklungszie-

le der Kommune 

- Beschleunigung des Konversionsprozesses 

- Vereinbarung einer vertrauensvollen, permanenten Zusammenarbeit 

- Gegenseitige rechtzeitige Information zu für das Erreichen der Konversionsziele 

wesentlichen Angelegenheiten (Verfahrens- und Planungsstand, Marktangebote, 

Verkäufe etc.) 

- Höchstmaß an Transparenz 

- Ggf. Hinweis auf Kontroll- und Steuerungsgremien 

 

 

2. Festlegung des Vertragsgebiets 

 

- Konkrete textliche Beschreibung 

- Kennzeichnung im anliegenden Lageplan 

- Ggf. Darstellung vorgesehener Anschlussnutzungen / des Planungsstands als 

gemeinsame Zielsetzung 

 

 

3. Festlegung der (gemeinsamen und wechselseitigen) Ziele der Vereinbarung 

 

- Nutzung des demilitarisierten Raums als städtebauliche Ressource 

- Angemessene, werthaltige und langfristig nachhaltige Flächenentwicklung  

- Revitalisierung von Brachflächen 

- Nachhaltige Standortsicherung 

- Bestandsorientierte Verwertung 

- Vermeidung von Leerstand, Verfall und Wertverlust der Objekte 

 

                                                      

49 BImA 2011a 
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- Insbesondere freiwerdende Wohnungen schnellstmöglich für Nachnutzung ver-

fügbar zu machen 

- Anbieten von marktreifen Produkten  

- Anbieten von funktionsfähigen Liegenschaften gegenüber den (End-)Nutzern 

- Partnerschaftliche Absprachen über eine zivile Nachnutzung 

- Bedarfsdeckung der Kommune / ggf. Beschreibung feststehenden Bedarfs 

- Ggf. Festlegung einer Bedarfsermittlung (Markt- und Potenzialanalyse etc.) 

- Ggf. Kooperation mit Nachbarschaftskommunen 

 

 

4. Festlegung der wechselseitigen Aufgaben zur Zielerreichung 

 

Aufgaben Bundesanstalt für Immobilienaufgaben:  

 

- Bekanntgabe der Eckdaten zur Freigabe der Liegenschaften, der ökonomischen 

Erwartungen und bestehender Lasten 

- Bestandsanalyse und Zustandsbewertung für Gebäude und Freiflächen, städte-

bauliche und grünplanerische Bestandsaufnahme 

- Aussagen zu Altlasten- und Kampfmittelerkundung und zur Kostentragung, Aus-

sagen zu etwaiger Sanierung (bei Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung, erforderlich zur Vorbereitung des Verkaufs, ansonsten Käufer mit finanziel-

ler Beteiligung der BImA) 

- Untersuchung von Gebäuden auf Schadstoffe, ggf. Aussage zur Sanierung 

- Wahrnehmung der Eigentümerfunktion bis zum Verkauf 

 

 

Aufgaben Kommune: 

 

- Darlegung der städtebaulichen Gesamtüberlegungen hinsichtlich anzustrebender 

Nutzungsziele  

- Erstellung grundsätzlicher Planungsaussagen zu städtebaulichen, freiraumplane-

rischen und verkehrlichen Entwicklungen / ggf. Festlegung, wo Planungsrecht 

entbehrlich ist. 

- Darlegung der Planungszeiträume und Prioritäten der Flächenentwicklung 

- Bereitschaft zur zügigen Schaffung von Planungsrecht 

- Hinweis, dass die Planungshoheit hiervon unberührt bleibt 

- Darstellung des Ablaufs des Planungsverfahrens  

- Aufstellung von Rahmen- und Bebauungsplänen 

- Übernahme der verfahrenstechnischen Durchführung der Bauleitplanung  

- Darlegung notwendiger Voraussetzungen zur Schaffung des Planungsrechtes 

(z.B. Einholung von Markt- und Potentialanalysen, Beauftragung von externen 

Gutachten etc.) 

- Ggf. Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Umsetzung der 

kommunalen Planung 

- Aussagen zur inneren und äußeren Erschließung / ggf. externen Erschließungs-

planung 

- Darlegung etwaigen kommunalen Bedarfs 
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5. Regelungen zur Finanzierung der Konversionsleistungen (Folgekostenverein-

barungen) 

 

- Grundsätzliche Bereitschaft der BImA zur finanziellen Beteiligung an Konversi-

onsmaßnahmen, soweit im Einzelfall aus Sicht der BImA erforderlich und wirt-

schaftlich 

- Kostentragung entsprechend der Aufgaben nach 4. (kann variieren von alleiniger 

Kostentragung BImA aus Eigentümerstellung, in der Regel prozentuale Beteili-

gung, bis zu Komplettübernahme in Einzelfällen, z. B. bei externen Kosten der 

Bauleitplanung, externen Gutachten etc.). 

- Ausschöpfung von Fördermitteln seitens der Kommune und Bereitschaft, diese 

als Finanzierungsbeitrag für förderfähige Maßnahmen einzubringen 

 

 

6. Regelungen zur Erschließung und Infrastruktur 

 

- Bestandsanalyse im Hinblick auf Nutzbarkeit der vorhandenen Erschließungsan-

lagen 

- Einvernehmen, vorhandene Verkehrs- und Grünflächen nach fachlicher Überprü-

fung und Eignung entsprechend dem kommunalen Standard zur Erschließung zu 

nutzen 

- Ggf. konkrete Vereinbarungen zur inneren und äußeren Erschließung (z. B. An-

schluss an ÖPNV, technische und soziale Infrastruktur, Grünanlagen, Freiflä-

chen) 

- Ggf. geplante Instrumente zur Durchführung der Erschließung: z. B. vorhabenbe-

zogener Bebauungsplan mit Durchführungsvertrag, städtebaulicher Vertrag 

Kommune / Investor oder BImA / Kommune 

- Vereinbarung eines Ankaufsrechts der Kommune für Flächen zur Erfüllung der ihr 

unmittelbar obliegenden Aufgaben, auf der Basis (kooperativer) Wertermittlung 

- Regelung zur (unentgeltlichen) Übertragung von künftig öffentlichen Verkehrs- 

und Grünflächen an die Kommune 

- Ggf. Regelungen zur notwendigen Infrastruktur 

 

 

7. Regelungen zu Zwischennutzungen 

 

- Gestattung von Zwischennutzungen (auf der Grundlage einer Gesamtkonzeption) 

(nur) im gegenseitigen Einvernehmen 

- Ggf.: BImA unterstützt Nutzer / Interessenten bei Suche nach separaten Versor-

gungswegen, Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit 
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8. Aussagen zum Verwertungsverfahren 

 

- BImA: Unterrichtung über Vorgehensweise der Verwertung 

- Verkauf erfolgt durch BImA entsprechend abzustimmenden städtebaulichen und 

bauleitplanerischen Maßgaben 

- Öffentliches Anbieten der Flächen auf dem Immobilienmarkt (Bieterverfahren), 

ggf. EU-weite Ausschreibung 

- Verkauf zum Verkehrswert i.S. § 63 BHO 

- Unterstützung durch Kommune  

 

 

9. Regelungen zur Informations- und Kommunikationskultur 

 

- Pflege einer offenen Informations- und Kommunikationskultur 

- Fortlaufender wechselseitiger Austausch über wesentliche Entwicklungsfortschrit-

te etc. 

- BImA: Rechtzeitige Information über geplante und zeitnahe Information über ge-

tätigte Veräußerungsaktivitäten 

- Möglichkeit zur Stellungnahme durch Kommune 

- Jeder Vertragspartner handelt im Rahmen seiner Kompetenzen 

 

 

10. Regelungen zur Organisation und Steuerung 

 

- Darstellung vereinbarter Projektstrukturen (Arbeitskreise, Lenkungsausschuss 

etc.) 

- Benennung von Projektverantwortlichen (zugleich Koordinationsfunktion) und ggf. 

weiterer Ansprechpartner 

- Ggf. Festlegung des zeitlichen Modus für Zusammenkünfte 

 

 

11. Regelungen zur gemeinsamen Öffentlichkeitsarbeit 

 

- Ziel: breite Marktpräsenz 

- Abgestimmte Pressearbeit 

- BImA: zuständig für Marketing und Vermarktung der Flächen 

- Kommune: Unterstützung bei Beförderung des Informationsangebotes zu Kon-

versionsverfahren und -fläche 

- Kommune: Unterstützung bei gemeinsamen Auftritten bei Messen, Kolloquien 

und Informationsveranstaltungen) 

- Kommune: Unterstützung bei Imagebildung der Standorte 

- Kommune: Beratung von Ansiedlungswilligen 

 

 

12. Laufzeit der Konversionsvereinbarung 

 

- Grundsätzlich bis zum Abschluss der Konversionsmaßnahmen 
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III. Hinweise zu häufigen Problemlagen in der Umsetzung für den Inves-

tor / die Kommune 

 

 

Landes- und regionalplanerische Vorgaben 

 

Widerspricht das Vorhaben landesplanerischen oder regionalplanerischen Zielen? Diese 

Frage sollte am Beginn des Konversionsprozesses ganz unvoreingenommen betrachtet 

und beantwortet werden. Zielaussagen der Landes- und Regionalplanung können nicht 

abgewogen werden, sondern sind zwingend zu beachten. Sofern ein Zielkonflikt zu be-

fürchten ist, sollte mit den zuständigen Stellen frühzeitig geklärt werden, ob und welche 

Chance besteht, über den Weg eines Zielabweichungsverfahrens die angestrebte Nut-

zungsidee zu realisieren. 

 

 

Gebäude mit Denkmalschutzstatus sowie archäologische Kulturdenkmäler 

 

Einige der Kasernenanlagen mit ihren Stabsgebäuden, Mannschaftsunterkünften und 

weiteren Bauten bestehen zum Teil schon seit vielen Jahrzehnten und gehen in ihrer 

Entstehung auf die Zeit vor den Weltkriegen zurück. Insbesondere bei diesen Militärflä-

chen, aber auch bei allen anderen sollte abgeprüft werden, ob ein Denkmalschutzstatus 

vorliegt. Entsprechende Auskünfte liefern die Unteren Denkmalschutzbehörden in Zu-

sammenarbeit mit den Landesbehörden. 

 

Denkmalgeschützte Gebäude sind nicht per se ein Hindernis für eine zivile Nachnutzung. 

Bei einer intelligenten Einbindung solcher Gebäude in ein Gesamtkonzept kann auch 

eine unverwechselbare Identität, eine besondere Adresse entstehen. Zudem können für 

die Sanierung denkmalgeschützter Gebäude steuerrechtliche Vorteile in Anspruch ge-

nommen werden. 

 

Auf einigen der sehr großflächigen Standorte (z. B. Übungsplätze, Marinestützpunkte, 

Munitionslager) bestehen archäologische Kulturdenkmäler, die im Zuge einer zivilen Nut-

zung berücksichtigt werden müssen. 

 

 

Natura 2000-Gebiete, Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Biotopschutz 

 

Durch die langjährige militärische Nutzung zeichnen sich einige der unbebauten Teile der 

Militärflächen durch einen hohen naturschutzfachlichen Wert aus. Vor diesem Hinter-

grund muss geklärt werden, ob für bestimmte Teilflächen ein naturschutzbezogener 

Schutzstatus besteht. Dies können FFH- / Vogelschutz-Gebiete sein, Naturschutzgebiete 

oder Landschaftsschutzgebiete. Weiterhin kommen geschützte Biotope nach Landesna-

turschutzgesetz in Betracht. Neben der Klärung des Schutzgebietsstatus und den sich 

daraus ergebenden Konsequenzen für das Vorhaben sollten die Kommunen unmittelbar 

nach Freizug der Liegenschaften mit Hilfe von entsprechenden Fachbüros und unter 

Einbeziehung der Unteren Naturschutzbehörden die naturschutzfachliche Wertigkeit der 

Flächen aufnehmen und dokumentieren. 
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Artenschutz nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes 

 

Neben dem Gebietsschutz können artenschutzrechtliche Belange von Bedeutung sein 

(allgemeiner Artenschutz § 39 und besonderer Artenschutz § 44 BNatSchG) Der beson-

dere Artenschutz umfasst besonders und streng geschützte Arten. Ihre Belange müssen 

bei allen genehmigungspflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren berücksichtigt 

und geprüft werden (Artenschutzrechtliche Prüfung). Wenn durch die geplanten Vorha-

ben die relevanten Verbote bezüglich dieser Arten verletzt werden, sind Maßnahmen zu 

deren Vermeidung zu prüfen. Wenn auch diese Option ausscheidet, können unter Um-

ständen durch „vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen“ (CEF-Maßnahmen) gemäß § 44 

Abs. 5 BNatSchG die artenschutzrechtlichen Verbote erfolgreich abgewendet werden. 

 

 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind die durch das Vorhaben verursachten 

Eingriffe in Natur und Landschaft zu ermitteln und es ist abzuwägen, ob diese zu vermei-

den oder aber auszugleichen sind. Wenn ein Ausgleichserfordernis besteht, bieten sich 

als Ausgleichsmaßnahmen u. U. bestimmte Leistungen bzw. Investitionen an, die bei der 

Umnutzung von Militärobjekten regelmäßig anfallen. Vielen Investoren ist nicht klar, dass 

z. B. das Beseitigen von Bodenversiegelungen oder das Anpflanzen von Bäumen etc. als 

Kompensationsmaßnahmen anerkannt werden können und somit in die Gesamtbilanz 

von Eingriff und Ausgleich einzubeziehen sind. 

 

 

Waldrecht 

 

Für bestimmte Investitionsvorhaben können Probleme im Hinblick auf das Waldrecht 

entstehen, weil Wald in Anspruch genommen werden soll oder weil eine bauliche Nut-

zung zu nah am Waldrand realisiert oder eine bestehende Bebauung zivil umgenutzt 

werden soll. Das sogenannte Verfahren zur Waldumwandlung wird durch die Forstbehör-

de in Zusammenarbeit mit der Naturschutzbehörde geführt. Sofern einer Waldumwand-

lung zugestimmt werden kann, ist in der Regel von einer Ersatzaufforstung auszugehen. 

Der zweite Problemkreis betrifft den gesetzlichen Waldabstand, der in der Regel 30 m 

nicht unterschreiten soll. Dies führt bei vielen ehemaligen Militärobjekten, die getarnt im 

Wald errichtet wurden, regelmäßig zu Konflikten. Auch zu diesem Punkt sollte frühzeitig 

Kontakt mit der Forstbehörde gesucht werden. 
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Nutzbarkeit von Ver- und Entsorgungsanlagen  

 

Die Ver- und Entsorgungseinrichtungen mit ihren technischen Parametern, ihrem bauli-

chen und technischen Zustand sowie die Lage und der Erhaltungszustand der unterirdi-

schen Kanal- und Leitungssysteme sollten mit Hilfe von Unterlagen der Wehrbereichs-

verwaltungen bzw. der BImA durch ein spezialisiertes Ingenieurbüro aufgenommen und 

analysiert werden. In der Mehrzahl der bisher konvertierten Liegenschaften hat sich je-

doch herausgestellt, dass große Teile des Ver- und Entsorgungssystems neu erstellt 

werden müssen, weil der Trassenverlauf von Leitungen oder technische Parameter sowie 

der Erhaltungszustand nicht den aktuellen Erfordernissen entsprachen. Die Ver- und 

Entsorgungsträger der Kommune sollten bei Analyse und Entscheidungsfindung intensiv 

eingebunden werden. 

 

 

Verkehrserschließung 

 

Fast alle Militärflächen waren in sich abgeschlossene Gebiete mit wenigen Anbindungs-

punkten an das Straßennetz der Umgebung. Die für die militärische Nutzung erforderli-

che Abschottung der Liegenschaften ist im Zusammenhang mit einer zivilen Nutzungs-

perspektive in aller Regel als Problem anzusehen. Abgesehen von einzelnen Sonderfäl-

len einer Nachnutzung (Justizvollzugsanstalt o. ä.) ist eine stärkere Integration der Lie-

genschaft in das Siedlungsgefüge mit der Herstellung weiterer Verkehrsverbindungen 

notwendig und sinnvoll. In einigen Fällen können dadurch auch über Jahrzehnte beste-

hende Lücken im kommunalen Straßennetz geschlossen werden. Die Kommune sollte 

sich frühzeitig über ihre Präferenzen in Bezug auf die äußere Erschließung des Areals 

Klarheit verschaffen, um mit dem Veräußerer bzw. dem oder den Investoren auch ent-

sprechende Vereinbarungen treffen zu können. 

 

Die Verwendbarkeit des vorhandenen internen Straßen- und Wegenetzes steht in direk-

ter Abhängigkeit von den konkreten Nutzeransprüchen. Bei einer überwiegend gewerb-

lich-industriellen Nachnutzung im Technik-Bereich sind Straßenquerschnitte und Tragfä-

higkeit zumeist passfähig und die Verkehrsflächen sind unmittelbar nachnutzbar. In die-

sem Zusammenhang müssen aber auch die unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitun-

gen mit berücksichtigt werden.  

 

In Bezug auf das interne Straßensystem ist auch die Entscheidung zu treffen, welche 

Straßen öffentlich gewidmet und in die Baulast der Kommune überführt werden sollen. 

Wenn Gesamtkonzepte aus mehreren Nutzungsbausteinen bestehen und durch mehrere 

Eigentümer realisiert werden, ist in der Regel ein öffentliches Straßensystem erforderlich. 

Die Grundstückszuordnung und Übertragung an die Stadt, die Kostenträgerschaft für 

Neuerstellung oder Anpassung sind zwischen Kommune und Investoren zu regeln. Hier-

für kommt das Standardverfahren des Erschließungsbeitragsrechts in Frage; es können 

aber auch Regelungen per Städtebaulichem Vertrag geschlossen werden.  
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Altlasten bzw. schädliche Bodenverunreinigungen 

 

Durch die Wehrbereichsverwaltung sind bereits während der militärischen Nutzungsperi-

ode zu vielen Militärstandorten umfängliche Altlastenuntersuchungen erstellt worden. 

Diese Untersuchungen sind mitunter bis zur Phase IIa (Orientierende Untersuchung von 

Kontaminationsverdachtsflächen) vorangetrieben worden. Soweit nicht bereits gesche-

hen, müssen die Ergebnisse dieser Untersuchungen gemeinsam mit den unteren Um-

weltschutzbehörden abgestimmt werden und ggf. weitergehende Detailuntersuchungen 

bis hin zu Sanierungsmaßnahmen festgelegt werden. In der Regel beziehen sich die 

Altlastenuntersuchungen und die sich daraus ableitenden Sanierungsnotwendigkeiten 

jedoch auf rein militärische Nutzungsaspekte. Für die zivile Nachnutzung müssen ggf. 

andere und zum Teil höhere Maßstäbe angelegt werden. 

 

Davon unbenommen sind polizeirechtliche Altlasten (Gefahr im Verzug), die eine akute 

Gefahrenabwehr erfordern und durch den Zustandsstörer unmittelbar beseitigt werden 

müssen. 

 

Bei Verkauf der Liegenschaften an Nachnutzer (welches auch die Kommune sein kann), 

sollte ein möglichst klares Bild zur tatsächlichen Altlastensituation vorliegen. Die Kosten-

trägerschaft zur Altlastenbeseitigung muss klar definiert sein. Auch in Bezug auf Unwäg-

barkeiten von noch nicht entdeckten schädlichen Bodenverunreinigungen müssen in den 

Kaufverträgen Regelungen getroffen werden.  

 

 

Kaufpreisfindung 

 

Die mit der Veräußerung beauftragte BImA ist verpflichtet, die Grundstücke zum Ver-

kehrswert zu verkaufen. Ein Verkehrswertgutachten führt in schwachen Immobilienmärk-

ten selten zu einem befriedigenden Ergebnis, entweder für die eine oder die andere Sei-

te. Der Wert eines Grundstücks ergibt sich am Markt. Die BImA bietet nach Vorliegen von 

planerischen Überlegungen der Kommune die Liegenschaften am Markt an und wählt 

letztendlich denjenigen Käufer aus, der vor dem Hintergrund des zugrundeliegenden 

Entwicklungskonzeptes das wirtschaftlichste Kaufangebot abgegeben hat. Im Einzelfall 

kann die BImA die Kommune bei der Auswahl des Käufers beratend hinzuziehen, die 

BImA entscheidet jedoch dann allein, ob, an wen und zu welchen Bedingungen sie die 

Liegenschaft verkauft. 
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IV. Mustergliederung einer Machbarkeitsstudie bzw. eines Entwicklungs-

konzeptes 

 

Wenn großflächige Militärareale (größer 5 ha) oder Flächen mit komplexer Ausgangslage 

und großem Handlungsbedarf geräumt werden, empfiehlt sich in aller Regel die Einschal-

tung eines externen Gutachters bzw. Planungsbüros, das Erfahrungen im Bereich der 

Konversion militärischer Flächen besitzt.  

 

Die Erfahrung aus zwei Jahrzehnten Militärflächenkonversion zeigt, dass Machbarkeits-

studien bzw. Entwicklungskonzepte der richtige planerische Zwischenschritt sind, bevor 

über die Bauleitplanung (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) die bauplanungs-

rechtlichen Voraussetzungen für eine zivile Zwischennutzung geschaffen werden. 

 

Die der Bauleitplanung vorgeschalteten Konzepte sollten im Wesentlichen zwei zentrale 

Fragen beantworten: Welche Eignung oder auch welche Restriktionen bietet die Liegen-

schaft mit ihren spezifischen Merkmalen für bestimmte Entwicklungspfade einer Folge-

nutzung? Und als Zweites: Welcher Bedarf bzw. welche Entwicklungschancen bestehen 

für die einzelnen Nutzungsoptionen in der Kommune und auf die gesamte Region bezo-

gen? 

 

Die wesentlichste Funktion solcher Konzepte besteht in den strukturschwachen Räumen 

darin, ganz bestimmte Entwicklungspfade und Nutzungen auszuschließen und damit das 

Spektrum der Möglichkeiten deutlich einzuengen. Zugleich wird so zwischen den beteilig-

ten Akteuren ein auf Konsens ausgerichteter Verständigungsprozess im Hinblick auf rea-

listische Nutzungsmöglichkeiten eingeleitet. Eine Weiterführung dieser konzeptionellen 

Überlegungen in die Bauleitplanung wird zumeist erst dann sinnvoll sein, wenn Investo-

ren mit konkreten Nutzungsvorstellungen auftreten. 

 

Inhalte und Aufbau von Machbarkeitsstudien oder Entwicklungskonzepten sind nicht 

zwingend vorgegeben und hängen vor allem auch vom verfügbaren Budget ab. Folgende 

Mustergliederung stellt ein umfängliches Bearbeitungsspektrum dar, das in Abhängigkeit 

von der konkreten Situation reduziert werden kann. Ein Vorgehen mit einer schrittweisen 

Vertiefung der Planungsinhalte empfiehlt sich immer dann, wenn ein Verzicht auf eine 

bauliche Nachnutzung eine denkbare Option ist. Für diesen Fall wäre es unangebracht, 

ein ins Detail gehendes Arbeitsprogramm aus Analyse und Konzept vollständig zu absol-

vieren. 

 

 

TIPP:  Eine Machbarkeitsstudie sollte prozessbegleitend (gestuft) bearbeitet und 

nicht als einmalige Untersuchungsaufgabe verstanden werden, um im Sinne einer 

„lernenden Planung“ Veränderungen und neue Erkenntnisse berücksichtigen und in 

die Studie einfließen lassen zu können (vgl. auch Tipp S. 146). 
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Inhalte bzw. Leistungsmodule 

 

1. Projektauftakt 

 

1.1 Konkretisierung der Aufgabenstellung und von Arbeitsstrukturen 

 

- Klärung der Erwartungshaltungen bei Gebietskörperschaften und Flächenei-

gentümer  

- Klärung von Zuständigkeiten und Mitwirkungsbereitschaft 

- Bildung eines planungsbegleitenden Projektteams 

 

1.2 Ablaufplan und Plangebiet 

 

- Aufstellung und Abstimmung einer Zeitachse des Erarbeitungsprozesses 

- Abgrenzung des Plangebiets; ggf. Zonen mit differenzierter Bearbeitungstiefe 

 

1.3 Sichtung und Aufarbeitung vorhandener Unterlagen 

 

- Landesentwicklungsplan und Regionalplan 

- Regionale Entwicklungskonzepte sowie weitere themenübergreifende Kon-

zeptionen bzw. Strategien auf überkommunaler oder kommunaler Ebene 

- Flächennutzungsplan und Landschaftsplan sowie Bebauungspläne in der 

Nachbarschaft 

- Gutachten und Konzepte zu relevanten Einzelthemen: z.B. Verkehr, Touris-

mus, Wohnen, Gewerbe, Landschaft und Biotopschutz 

- Liegenschaftsbezogene Unterlagen, insbesondere  

- Lageplan mit Gebäudenutzung, versiegelten Flächen, Freiflächen;  

- Infrastrukturpläne mit Angaben zu technischen Parametern der Ver- und Ent-

sorgungseinrichtungen;  

- Gebäudegrundrisspläne;  

- Altlastenuntersuchungen 

 

 

2. Liegenschaftsbezogene Untersuchung – SWOT-Analyse 

 

2.1 Bestandsaufnahmen zu 

 

- Grund- und Flurstückskataster 

- Baustrukturen / Gebäudebestand 

- Gliederung nach Funktionsbereichen 

- Nachbarschaft / Lage im Stadtgefüge oder Ortszusammenhang 

- Erschließung – intern / extern 

- Grün- und Freiflächen 

- Technische Infrastruktur 

- Umweltbezogene Aspekte – Immissionen / Altlasten 

- Wasserschutz, Natur-, Biotop- und Artenschutz, Klimaschutz 

- Ggf. sonstiges Fachplanungsrecht 
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2.2 Bestandsanalysen zu 

 

- Landes- und regionalplanerischen Vorgaben - Konsequenzen aus Zielen und 

Grundsätzen 

- Grund- und Flurstückskataster – Berücksichtigung von evtl. bestehenden 

Miet- und Pachtverhältnissen 

- Baustrukturen / Gebäudebestand – Denkmalschutzrechtliche Einordnung, 

Bautechnische Beurteilung aller Gebäude und baulichen Anlagen mit einer 

aus bautechnischer Sicht abgeleiteten Empfehlung hinsichtlich Erhalt bzw. 

Abriss 

- Gliederung nach Funktionsbereichen – in Analogie zur Typologie der Baunut-

zungsverordnung 

- Nachbarschaft / Lage im Stadtgefüge oder Ortszusammenhang - Ansatzpunk-

te für Funktionsergänzungen für den zivilen Siedlungsbereich bzw. mögliche 

Nachbarschaftskonflikte 

- Interne Verkehrserschließung – Sinnfälligkeit und technische Nutzbarkeit  

- Externe Verkehrserschließung – Anpassungsnotwendigkeit zur Integration in 

den Siedlungsbestand 

- Grün- und Freiflächen – Naturschutzfachlicher Schutzstatus von Teilflächen, 

Biotoptypenbewertung, Artenschutz 

- Technische Infrastruktur – Lage, Ausstattung und Zustand der Anlagen und 

Leitungssysteme 

- Umweltbezogene Aspekte – auf die Liegenschaft einwirkende Immissionen 

sowie Auswertung der vorliegenden Altlastenbewertung seitens der Bundes-

wehr 

- Wasserrechtliche Beurteilung 

 

2.3 Zusammenfassendes Stärken-Schwächen- und Chancen-Risiken-Profil 

(SWOT) 

 

- Gegenüberstellung von Stärken und Schwächen und Bewertung für bestimm-

te Entwicklungspfade 

- Gegenüberstellung von Chancen und Risiken und deren Bewertung 

 

 

3. Markt- und Potenzialanalyse 

 

3.1 Rahmendaten des Standorts / der Kommune 

 

- Demographische Entwicklung 

- Beschäftigtenstruktur / Arbeitsmarkt 

- Kaufkraft und Zentralität 

 

3.2 Entwicklung der Segmente des Immobilienmarktes 

 

- Durchführung von Gesprächen mit Schlüsselpersonen der Marktsegmente 

- Analyse zum Bedarf in den Standardsegmenten Wohnen und Gewerbe sowie 

ggf. Bildung, Freizeit, Handel im kommunalen und regionalen Kontext, mittels 

- Gegenüberstellung von Nachfrage und Angebot 



146 

- Auswertung von Bodenwerten und Mieten 

- Ermittlung von Auslastung bzw. Leerständen 

- Berücksichtigung laufender oder absehbarer konkurrierender Projekte 

- Recherche bereits vorliegender Nachnutzungsüberlegungen für die Liegen-

schaft sowie deren Bewertung 

 

3.3 Zusammenfassende Darstellung der Bedarfssituation 

 

 

TIPP:  In einigen Fällen kann es sinnvoll sein, an dieser Stelle den Bearbeitungspro-

zess zu stoppen und die weiteren Leistungsmodule nicht abzuarbeiten, weil aus 

markt- oder liegenschaftsbezogenen Gründen eine bauliche Inwertsetzung des Are-

als ausscheidet. Insofern empfiehlt es sich, die Module 1 bis 3 zu einer Leistungs-

phase zusammen zu fassen und die nachfolgenden Module in einer zweiten Leis-

tungsphase erst dann konkret auszuformulieren, wenn die erste Leistungsphase ab-

geschlossen ist. In jedem Fall ist es sinnvoll, nach Absolvieren der ersten drei Bear-

beitungsschritte ein Zwischenfazit innerhalb des Projektteams oder ggf. auch in ei-

nem politischen Gremium zu ziehen, um über den Fortgang der Planung zu ent-

scheiden. 

 

 

 

4. Masterplan bzw. Entwicklungskonzept 

 

4.1 Entwicklungsvarianten 

 

- Erarbeitung von einigen Entwicklungsvarianten  

- In der Bandbreite von bestandsbezogen bis zu bestandsunabhängig (Abriss 

vorhandener Bausubstanz) sowie  

- Ausgehend von den erfolgversprechendsten Nutzungssegmenten  

- Plausibilitätsprüfung und Wertung der Realisierungschancen der Varianten 

 

4.2 Entwicklungskonzept 

 

- Vertiefung einer (oder von max. zwei) Entwicklungsvarianten: Vorzugsvariante 

- Städtebauliches Konzept mit Nutzungszonen 

- Bebauungsvorschlag  

- Erschließung 

- Freiflächen 

 

4.3 Umsetzungskonzept 

 

- Zeitplanung / Bauabschnitte 

- Maßnahmen- und Kostenübersicht 

- Kosten-Erlös-Betrachtung 

- Konzept zur Bodenmobilisierung 

- Empfehlungen zur Baurechtschaffung und zum Einsatz städtebaulicher Instru-

mente 

- Rolle der Kommune im Rahmen der Projektentwicklung 
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- Einsatz städtebaulicher Verträge 

- Empfehlungen zum Einsatz von Fördermitteln 

- Empfehlungen in Bezug auf Zwischennutzungen 

 

 

TIPP:  Begleitend zu den inhaltlichen Arbeitsschritten der Planung bzw. Studie sollte 

der Erarbeitungsprozess vom Berater bzw. Planer gesteuert werden und die Zwi-

schenergebnisse jeweils auf verschiedenen Ebenen kommuniziert werden. Die In-

tensität dieses parallel ablaufenden Kommunikationsprozesses sollte abhängig ge-

macht werden von der Größe der Kommune und letztlich auch davon, ob durch die 

breite Streuung der Informationen und durch die Einbindung vieler Akteure zusätzli-

che Ideen und ggf. sogar potenzielle Nachnutzer für die Liegenschaft generiert wer-

den können. 

 

 

 

5. Verfahrenssteuerung und Kommunikation 

 

5.1 Projektteam 

 

- Initiierung eines planungsbegleitenden Projektteams 

- Moderation und Durchführung der Sitzungen  

 

5.2 Präsentation vor politischen Gremien 

 

- Zu Zwischenergebnissen und  

- Zu Endergebnissen 

 

5.3 Öffentlichkeitsarbeit 

beispielhaft: 

 

- Aufbereitung von Zwischen- und Endergebnissen für Homepage der Stadt 

- Vorbereitung und Durchführung von Veranstaltungen 

- Ideenworkshops 

- Investorenbörsen 

- Öffentliche Präsentation der Ergebnisse des Entwicklungskonzepts 

- Öffentlichen Begehungen der Liegenschaft 

- Pressegespräche mit der örtlichen und regionalen Presse 

 

 

TIPP:  Eine zwischen Kommune und BImA abgestimmte, beidseitig faire Öffentlich-

keitsarbeit kann den konsensualen Konversionsprozess befördern. 

 

 

 

5.4 Beratung der Kommune 

 

- Beratungsleistungen für die Kommune jenseits des Aufgabenkatalogs des 

Entwicklungskonzepts 
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ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
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